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AXEL SEEBERG: 
Betrachtungen zur Eismeer- und Ostseepolitik der Sowjetunion 


Jede Betrachtung politischer Fragen, an denen die Sowjetunion Anteil hat, muß 
das Doppelgesicht dieses Gebildes beachten. Die ausschließliche Berücksichtigung 
nur einer seiner Seiten führt notgedrungen zu Unzuträglichkeiten. Die eine Seite ist 
die Tatsache, daß der entscheidende willensbildende Faktor für die Sowjetunion der 
Kommunismus und die II. Internationale ist — deren Ziele nicht spezifisch rus- 
sisch sind —, die andere Seite: daß für diesen Bolschewismus eines der vornehmsten 
Mittel zur Erreichung seiner internationalen Zwecke der Staat im russischen Raume, 
die Sowjetunion ist. Wie jedes Werkzeug, so hat auch der Staat im russischen Raume 
sein eigenes Gesetz. Es ergibt sich aus den besonderen Raumverhältnissen, aus der ras- 
sischen und biologischen Struktur der Bevölkerung, aus historischen Bedingungen 
usw. Daraus folgert, daß die bolschewistische Politik, die, um jenes Werkzeug 
zweckmäßig verwenden zu können, naturgemäß dessen besonderen Bedingungen 
gerecht werden muß, in ihrer auswärtigen Politik vielfach Ähnlichkeit mit der des 
zaristischen Rußland aufweist. Der außenstehende Betrachter neigt leicht dazu, diese 
Ähnlichkeit entweder zu überschätzen, indem er die III. Internationale nicht 
genügend würdigt, oder auch zu unterschätzen: wenn er die Tätigkeit der III. Inter- 
nationale zu theoretisch betrachtet. 

Diese Bemerkungen mußten zu Anfang der folgenden Ausführungen gemacht 
werden, um von vornherein festzustellen, daß die geschilderte Entwicklung im nord- 
östlichen Raum und ihre politische Ausdeutung nur dann richtig verstanden wird, 
wenn man sie nicht ausschließlich eigengesetzlich bewertet, sondern als relativ be- 
deutenden Bestandteil im Rahmen der gesamten Weltpolitik der III. Internationale. 

Die Entwicklung während des Weltkrieges und vor allem nach dem Weltkriege 
bringt für Nordosteuropa erhebliche Veränderungen gegenüber der Vorkriegszeit, 
die in ihrer Bedeutung im Bewußtsein der Weltöffentlichkeit meist noch nicht 
genügend zur Geltung gekommen sind. Der entstandene Zustand weist mehr Ähn- 
lichkeit mit der Zeit vor dem nordischen Kriege als mit der Zeit vor ıgıl, auf. 
Rußland ist von der Ostsee abgedrängt, seine Zugehörigkeit beschränkt sich auf 
Petersburg und dessen nähere Umgebung. Die neuen Kleinstaaten können — 
mit Ausnahme Polens — nicht in der Lage sein, Großmacht zu werden, d.h. 
vorwiegend aus eigenem Interesse aktiv auswärtige Politik zu betreiben. Die Folge 
ist, daß diese Staaten trotz ihrer Neutralitätsbestrebungen Objekt der großen Welt- 
politik werden müssen, sobald sich die Dinge in dem Raume auch nur einigermaßen 
zuspitzen. Sie werden entweder in Abwehr oder in Offensivabsicht von interessierten 
Großmächten benutzt werden. Wir haben hier den typischen Fall eines politischen 
Vakuums, das, da es nicht mit eigener Kraft ausreichend gefüllt ist, die umliegen- 
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den Kräfte in sich hineinzieht. Ein solches Vakuum wirkt sich naturgemäß in 
Gegenden, die politisch Brennpunkte sind oder militärisch Brennpunkte werden 
können, in besonders starkem Maße aus. 

Die gelegentlich vertretene Meinung, Rußland habe mit der Rückverlegung 
seiner Hauptstadt von Petersburg nach Moskau aus den Veränderungen die dauernde 
Konsequenz im Sinne eines Aufgebens seiner Interessen im Nordosten gezogen, war, 
wie die seitherige Entwicklung zeigt, überaus töricht. Einmal ist Petersburg keines- 
wegs zu einer zweitrangigen Provinzstadt herabgesunken. Seine ökonomische Be- 
deutung ist nach wie vor erheblich; die Bevölkerungszahl steht heute weit über der 
Vorkriegszeit (1917: 1128000 — 1934: 2711000 — 1937: über 3000000). Der be- 
gonnene Ausbau der Ostseeflotte ist bekannt. 

Zum zweiten zeigt aber vor allem die außenpolitische Aktivität der Sowjetunion, 
daß in erster Linie von Rußland die Bemühungen ausgehen, jenes politische Va- 
kuum auszufüllen. Die Mittel hierbei sind sowohl militärisch (bis ıg21) als auch 
innerpolitisch (kommunistische Zersetzung, Putschversuche usw.), als auch wirt- 
schaftspolitisch (lettisch-russischer Handelsvertrag von 1927), als schließlich rein 
politisch (russischer Einfluß in Litauen, Projekt eines Ost-Locarno usw.). Alle diese 
Versuche, deren Ergebnisse hinlänglich bekannt sind und hier nicht weiter ge- 
schildert zu werden brauchen, zeigen, daß das russische Interesse an Nordosteuropa 
heute so lebendig ist wie nur je. Erst kürzlich machte sich der Bolschewismus in 
sensationeller Weise die alte These des Fensters in den Westen zu eigen. 

Worauf beruht dieses aktive und intensive Interesse? — Wir begnügen uns mit 
der Aufzählung einiger wesentlicher, aber keineswegs aller Gesichtspunkte. 

Die Herrschaft im Nordostraum ermöglicht Rußland erst eine weitgreifende 
europäische Politik. Darüber war sich, wie aus allen seinen Äußerungen hervorgeht, 
Peter der Große ebenso im klaren wie die europäischen Großmächte jener Zeit. Das 
Baltikum war der Ausgangspunkt der russischen Ausbreitung in den Westen. Die 
Ostsee war und ist in starkem Maße Komponente des mitteleuropäischen Raumes. 
Man muß sich, um das klar zu erfassen, einmal die Frage vorlegen, in welcher 
Weise die Sowjetunion heute überhaupt gegen ein zentraleuropäisches Land Krieg 
führen könnte. 

Noch klarer tritt das bei einer Betrachtung jener Länder als Flanke der russi- 
schen Weite in Erscheinung. Die Macht, die hier sitzt oder sitzen kann, bedeutet 
eine ständige Bedrohung für Rußland im Falle irgendeiner mitteleuropäischen Aus- 
einandersetzung. Anders gesehen: Die Verhinderung einer russischen Beherrschung 
des Nordostraumes bildet einen wertvollen Beitrag für den Frieden in Mitteleuropa. 
Diese Tatsache ist naturgemäß für jeden Staat im russischen Raum, ob nun kaiser- 
lich oder bolschewistisch, äußerst unbequem. Er wird, wenn er aktive Politik in 
Mitteleuropa treiben will, versuchen, wenn irgend möglich seine Flanke durch 
Wiederangliederung jener Länder zu sichern. (Und das gilt auch für Finnland, 
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man denke nur an die Bedeutung der Viborger Frage in den Friedensverhand- 
lungen vor 1721.) = 

Schließlich ist das russische Interesse ökonomischer Art. Bekannt ist der rus- 
sische Wunsch nach eisfreien Häfen. Hinzuweisen ist auf die wertvolle Bereiche- 
rung, die ein Besitz dieser Länder (vor allem des aufstrebenden Finnlands) für das 
kommunistische Experiment bedeuten würde. Weniger erörtert sind die Siedlungs- 
möglichkeiten, die dieser relativ gering besiedelte Raum für den russischen Be- 
völkerungsüberdruck bieten würde und die seinerzeit Stolypin zu Siedlungsplänen 
im Baltikum angeregt haben. 

Zur Stützung ihrer sehr verständlichen Neutralitätsbestrebungen wird gegenüber 
diesen nicht zu leugnenden Tatsachen in politischen Kreisen jener Länder auf tak- 
tische Gesichtspunkte hingewiesen: Auf den begreiflichen Wunsch der Sowjet- 
union im Falle eines Krieges (der vermutlich doch nicht nur lokale Ausmaße haben 
würde), nicht allzuviel Gegner zu haben; auf das Interesse der westeuropäischen 
Länder, vor allem Englands, an der Erhaltung des gegenwärtigen Zustandes usw. 
Bezeichnenderweise hat sich jedoch nicht einmal eine gemeinsame Neutralitätsfront 
aller Beteiligten realisieren lassen, und an den Völkerbund wird bei solchen Er- 
örterungen nur noch peripher gedacht. Man wäge einmal das Gewicht der oben 
angestellten grundsätzlichen Betrachtungen gegen das dieser taktischen Gesichts- 
punkte ab, um die Problematik voll zu erfassen. 

Die Veränderungen und damit die politische Problematik Nordosteuropas be- 
schränken sich nun nicht auf den geschilderten Tatbestand. Während des Welt- 
krieges beginnt der Prozeß einer Erweiterung des nordosteuropäischen Raumes 
durch Erschließung seiner nördlichen Teile mit den Mitteln moderner Technik und 
Pflanzenzüchtung, der in der Nachkriegszeit, vor allem seit Ausgang der zwanziger 
Jahre, aufs intensivste weitergetrieben wird. Die finnischen Maßnahmen sind in 
anderen Aufsätzen dieses Heftes eingehend geschildert und gewürdigt. Von russi- 
scher Seite erfolgt die Erweiterung der Murmanbahn, Straßenbauten, Anlage von 
Flugplätzen, der Bau des Östsee-Weißmeer-Kanales, die energisch vorgetriebene Er- 
schließung Ostkareliens und der Halbinsel Kola. Man muß an diese Maßnahmen 
die Entwicklung der arktischen Seeschiffahrt sowie die Ansätze zu einer Flugver- 
bindung über die Polargebiete nach Nordamerika anfügen. 

Damit sind einige Tatsachen geschildert, denen das Gefühl einer Bedrückung in 
den angrenzenden skandinavischen Ländern, das Empfinden eines russischen Drucks 
auf Narvik, Spukflieger und Spionageaffären, die Erörterung der Möglichkeit einer 
Kriegführung in der nordskandinavischen Landschaft usw. bezeichnend gegenüber- 
steht. | 

Worin liegt die Bedeutung dieser Aktivität der Sowjetunion für das politische 
Kraftfeld Nordosteuropas®? — Unzweifelhaft spielen rein ökonomische Erwägungen 
eine wesentliche Rolle. Die Bodenschätze der nördlichen Zone sind gewaltig und 
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ergänzen die russische Rohstoffbasis. Der Ostsee-Weißmeer-Kanal bietet eine der | 
Verkehrsgrundlagen für eine Erschließung der nordsibirischen Gebiete von den 
Strommündungen her. Die hier zu gewinnenden Rohmaterialien sind in erster Linie | 
Holz, Erze und Mineralien, also Güter, die sich auf dem Wasserwege rentabler in | 
die russischen Wirtschaftszentren transportieren lassen als durch den Bau be- | 
sonderer Bahnen. Demgegenüber scheint der Gedanke eines Handelsweges für den | 
Weltmarkt über eisfreie Häfen der Eismeerküste aus Innerrußland nur für den | 
Kriegsfall — wie im Weltkrieg — Sinn zu haben. Für den friedlichen Handels- | 
verkehr dürfte der Weg reichlich umständlich sein, soweit es sich nicht um den | 
Export der Güter des Nordens selbst handelt, dem eine steigende Bedeutung zu- 
kommt. | 

Die ökonomische Überlegung erklärt das Bild jedoch nicht vollständig. Ganz | 
offensichtlich steht neben, wenn nicht über der Ökonomie die große Politik, sie 
beeinflussend und von ihr beeinflußt. Die militärische Aktivität der Sowjetunion 
hier oben im Norden spricht eine beredte Sprache, denn hier ist sie von keinem | 
denkbaren Gegner ernsthaft bedroht. Es sei die These aufgestellt, daß die Sowjet- |] 
union hier den Ansatz einer Stoßrichtung über das Nordkap in Richtung auf | 
Atlantik und Nordseee entwickelt. Diese neue Stoßrichtung ist militärischen und 
nicht ökonomischen Charakters. Sie beginnt im Hinblick auf einen möglichen Krieg 
bereits heute politisch wirksam zu werden. Ihr Zweck ist die Ergänzung der histori- 
schen russischen Ostseepolitik. Erzwang diese vom Baltikum vorstoßend eine Be- 
teiligung an der zentraleuropäischen Politik, so strebt die neue Richtung eine ver- 
stärkte dauernde Sicherung dieser Beteiligung von der Flanke der Nordsee her an. 
Wie die moderne bolschewistische Mittelmeerpolitik die Dardanellen überspringt 
und sich eine Basis im westlichen Mittelmeer zu schaffen bemüht, wird hier im 
Norden die nicht bezwingbare westliche Ostsee umgangen. 

Erst so gesehen gewinnt die unbestreitbare Aktivität der Sowjetunion in Nord- 
skandinavien, der Ausbau der Petersburger Flotte, die Verbreiterung und Vertiefung 
des Weißmeer-Ostsee-Kanales für mittlere Kriegsschiffe, die militärischen Maßnah- 
men längs der finnischen Grenze usw. einen Sinn, der die ökonomische Betrachtung 
erheblich erweitert und ergänzt. Erst so, und nicht in erster Linie ökonomisch, wird 
der russische Wunsch nach dem Erwerb nordnorwegischer Häfen, den man in 
Norwegen fürchtet, verständlich. Ergänzend sei auf die gewissermaßen am Wege 
liegenden nordschwedischen Erzzentren hingewiesen. Auch die Russen, die übrigens 
von hier nie Erze bezogen haben, werden sich überlegt haben, welche Bedeutung 
die Lahmlegung der schwedischen Erzbezüge für die Betroffenen haben würde. 

Wie wirkt sich nun die geschilderte Veränderung der Bedeutung des arktischen 
Teiles des nordosteuropäischen Raumes auf seinen Ostseeteil aus? — Ist die These, 
die jüngst auch in der deutschen Publizistik aufgestellt wurde, richtig, daß dadurch 
eine Entlastung des Ostseeteiles vom russischen Druck eingetreten sei? 
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Zunächst ist jedenfalls eindeutig festzustellen, daß im ganzen gesehen, jene Ent- 
wicklung das russische Interesse an Nordosteuropa gesteigert hat. Das tritt ökono- 
misch, verkehrspolitisch, strategisch und rein politisch in Erscheinung. Das Zentrum 
dieses verstärkten russischen Interesses muß aber auf absehbare Zeit Petersburg 
bleiben. Petersburg ist gewissermaßen die Brücke vom Eismeer und seinen Küsten- 
gebieten zum Innern Rußlands. Petersburg ist der Mittelpunkt des in praxi einheit- 
lich zusammengefaßten Verwaltungsgebietes und des Militärbezirks, der sich entlang 
den Grenzen der baltischen Staaten bis zum Eismeer erstreckt. 

Petersburg ist der Knotenpunkt des Kanal- und Eisenbahnsystems. Die Politik 
der Sowjetunion wird sich infolgedessen diesen Zentralpunkt unter allen Um- 
ständen absolut sichern wollen, und eine solche Sicherung ist, das sei noch einmal 
wiederholt, am besten durch die Wiedergewinnung der durch den Weltkrieg ver- 
lorenen Gebiete Nordosteuropas möglich. Die Erweiterung Rußlands im arktischen 
Raum entlastet somit die nordosteuropäischen Länder nicht, sondern belastet sie auf 
lange Sicht gesehen zwangsläufig. 

Zweitens: Jene angedeutete Umfassungstendenz um das Nordkap herum macht 
eine Ostseepolitik der Sowjetunion nicht entbehrlich. Die Ostseepolitik der Sowjet- 
union zielt auf Mitteleuropa. Die nördliche Linie kann zwar diese Druckmöglich- 
keit auf Mitteleuropa steigern, aber auf absehbare Zeit nicht ersetzen. Von der 
Nordsee her kann man nur indirekt in Litauen, in Polen oder im ostelbischen 
Mitteleuropa Politik machen. 

Zusammengefaßt: Wir konstatieren, daß die historische Ostseepolitik Rußlands 
ergänzt und erweitert wird durch die Politik der Sowjetunion im Eismeer. Beides 
bestätigt die Bedeutung des nordosteuropäischen Raumes für Rußland. Die bal- 
tischen Staaten und Finnland, ja darüber hinaus die skandinavischen Länder, so- 
weit sie Anteil an Nordosteuropa haben, werden durch diese Entwicklung noch 
stärker belastet, als es in den Zeiten des kaiserlichen Rußland der Fall war. Ihre 
besondere Färbung erhält diese Situation aber durch die innere Notwendigkeit für 
die III. Internationale, Politik in Mitteleuropa, Politik vor allem gegen das national- 
sozialistische Deutschland im Sinne einer Weltrevolutionierung zu machen. Zu den 
Mitteln einer solchen gehört aber nicht nur Zersetzung der Massen, Agitation usw., 
sondern in erster Linie die auswärtige Politik ihres Werkzeuges, der Sowjetunion. 


EıLıiv ODDE HAUuGE: 
Finnmarken und Spitzbergen 
„Wir nennen Grönland (und damit norwegisches Land) alles Land im Norden, 
außer den Ländern, die zum russischen Kaiserreich gehören“ — schrieb Chri- 
stian IV. von Dänemark-Norwegen ı618 an Jakob I. von England. Der nördliche 
Teil des Atlantischen Ozeans wurde damals noch Norwegisches Meer genannt. Die 
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langdauernde Union Norwegens mit Dänemark (1384—ı814) und dann mit Schwe- | 


den (1814-1905), bei der das politische Schwergewicht naturgemäß außerhalb‘ 
Norwegens lag und die Kräfte Norwegens in eine andere Richtung gelenkt wurden, 
hat entscheidend dazu beigetragen, daß im Laufe der Geschichte wertvolle Teile 
des Nordens und Nordostens für Norwegen verloren gegangen sind, so vor allem 
die Kola-Halbinsel. Eine lange Zeit hindurch war die Grenze gegenüber Rußland 
fließend. Das Zarenreich schob seine Grenzen zielbewußt gegen Norden vor, um 
den Zugang zum offenen Meer zu erlangen. Erst 1826 wurde die Grenze zwischen 


Norwegen und Rußland gezogen. Das norwegisch-russische Gemeinschaftsgebiet, | 


in dem sich die Waagschale durch die vorwärtsdringende russische Siedlung 
(größtenteils waren diese Siedler griechisch-katholische Karelier, also Finnisch- 
stämmige) immer mehr zuungunsten Norwegens verschoben hatte, wurde geteilt. | 


Das Petsamogebiet (Peisen) kam also erst 1826 zu Rußland, um dann, 1920, im | 
Frieden zu Dorpat, an Finnland abgetreten zu werden, so daß Norwegen heute | 
keine gemeinsame Grenze mehr mit der Sowjetunion hat. So erfreulich diese Tat- | 
sache auch vom norwegischen Standpunkt ist, läßt sich doch nicht behaupten, daß 
dadurch eine Entlastung vom Druck des östlichen Riesenreiches eingetreten wäre. li 
Im Gegenteil — die durch die Entwicklung der modernen Technik und Agrarkultur | 
neu entstandene Möglichkeit, die Gebiete nördlich des Polarkreises wirtschaftlich 
zu erschließen und zu besiedeln und damit auch größere Menschenmengen in ihnen || 
unterzubringen, hat die arktischen Gebiete in eine politische Gefahrzone ersten | 
Ranges verwandelt. Die Konfliktspunkte mit der Sowjetunion sind für Norwegen |] 
nicht aus der Welt geschafft, und die imperialistische Expansion des bolschewisti- |] 


schen Rußlands in die Richtung zum Atlantischen Ozean zeichnet sich immer deut- 
licher ab. Als bedroht müssen vor allem Spitzbergen und die beiden nördlichsten 
Provinzen Norwegens, Troms und Finnmarken, angesehen werden. 


Finnmarken ist mit 48,152 qkm der größte Regierungsbezirk Norwegens. Der | 
skandinavische Bergrücken senkt sich hier. Die Erhebungen liegen meistens unter | 
700 m, die höchsten erreichen ıroom. Das Land macht mit seinen abgeschliffenen, | 
vegetationslosen Felskuppen vom Schiff her gesehen einen armen, öden Eindruck, | 
so groß auch die Schönheit des Landschaftsbildes ist. Tatsächlich galten diese nord- | 
östlichen Bezirke Norwegens lange Zeit für eine arme, harte Gegend, die nicht ') 


' imstande wäre, einer größeren Anzahl von Menschen die Ernährungsbasis zu geben. | 
Dies Vorurteil ist auch heute noch leider nicht völlig überwunden, so falsch es auch | 
ist. Vom nationalen Standpunkt ist es für Norwegen fast zum Verhängnis geworden, | 
daß es Hunderttausende seiner aktivsten, initiativebegabtesten Söhne als Auswan- | 


derer verloren hat, während die entwicklungsfähigen, zukunftsreichen nordöst- 
lichen Bezirke fast menschenleer geblieben sind und sich dadurch Rußland gegen- 
über in einer besonders gefährdeten Lage befinden. Es darf dabei allerdings nicht 
vergessen werden, daß erst die moderne Technik und Wissenschaft seit verhältnis- 


| 
I) 


1 
| 


„Hauge: Finnmarken und Spitzbergen 907 


mäßig kurzer Zeit die Möglichkeiten eröffnet hat, die Gebiete im hohen Norden 
zu erschließen und wohnlich zu machen. Dank dem Golfstrom ist das Klima in 
Nordnorwegen verhältnismäßig milde. Der kurze, aber intensive nordische Sommer, 
während dem die Sonne nicht untergeht, bringt eine Wachstumsbeschleunigung 
der Pflanzenwelt mit sich. Bei Anwendung der in Kanada, Alaska und Sibirien er- 
probten neuen landwirtschaftlichen Methoden und Züchtungsergebnisse (man denke 
nur an die frostharten, schnellreifenden Getreidearten, die arktische Kartoffel 
u. a. m.), ließe sich eine hinreichende Ernährungsbasis für ein Vielfaches der jetzi- 
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gen Bevölkerung Nordnorwegens schaffen. Heute sind dort nur etwa ı00qkm an- 
gebaut. Wenn auch dem Getreideanbau Grenzen gesetzt sind — für Gemüsebau 
und Viehzucht stehen fast unbegrenzte Möglichkeiten offen. Frisches Gemüse und 
Butter sind ja wegen der Skorbutgefahr in den arktischen Gebieten von besonderer 
Bedeutung. Die Bodenschätze Nordnorwegens sind größtenteils noch unerschlossen, 
z. T. sogar noch unerforscht. Ohne Zweifel sind hierin reiche Möglichkeiten gegeben 
(Schwefelkies, Eisen, Kupfer, Nickel u. a. m.). Eine große Bedeutung hat heute 
schon die Fischerei mit ihrer verarbeitenden Industrie, obwohl durch die sowjet- 
russischen vertragswidrigen Zwangsmaßnahmen gegen die norwegischen Schiffe in 
den arktischen Gewässern Erschwerungen eingetreten sind. Auf den Waldreichtum 
Nordnorwegens sei hier nur hingewiesen. Die noch ungenutzten reichen Wasser- 
kräfte könnten bei der Erschließung dieser Gebiete eine große Rolle spielen. 
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Die Anfänge der norwegischen Kolonisierung von Troms und Finnmarken liegen 
um das Jahr 500. Die Entwicklung vollzog sich so, daß die dort ansässigen Samen 1) 
(d. h. Lappen) von den Norwegern unterworfen und regelmäßig besteuert wurden. 
Zum Entgelt dafür wurden die Samen von den Norwegern gegen die gen Westen 
vorrückenden finnischen Stämme geschützt. Allmählich setzte die norwegische Be- 
siedlung in den beiden Bezirken ein, und Troms und Finnmarken wurden aus einem 
Steuerland zu einem Bestandteil des norwegischen Reiches, während der Zusammen- 
hang mit den östlich des Varanger-Fjords gelegenen, Norwegen untertänigen Ge- 
bieten nach wie vor lose blieb. Nach der Sprachenzählung, die sich nach der Um- 
gangssprache richtet, sind in 


Troms Finnmarken 
Norweger: 87955 = 90,3% 36 588 = 68,6% 
Samen: 75675390 10 861 = 20,4% 
Finnen: 2,356 —2105 5,859, — 110, 


Während die Samen sich völlig als zu Norwegen zugehörig betrachten, ist bei 
den nicht sehr zahlreichen Finnen (sie sind zum größten Teil Nachkommen der 
infolge der Hungersnöte des vorigen Jahrhunderts aus Finnland Ausgewanderten) 
das nationale Leben im Sinne der Beziehung zu Finnland sehr rege. 

Finnmarken und Troms haben also eine überaus geringe Bevölkerungsdichte 
und weisen keinerlei Befestigungen auf. Mit dem übrigen Norwegen sind sie nur 
auf dem Schiffswege verbunden, da Straßen fehlen. Erst jetzt wird die große 
Straße Oslo—Kirkenäs, von Südnorwegen bis zur Grenze Finnlands, gebaut. Bis 
Bodö ist sie bereits fertig. Das schwerste Stück, Bodö—Narwik, ist noch im Bau be- 
griffen. Über Narwik hinaus ist die Strecke bis Alta fortgeführt worden. Diese 
Straße sollte ursprünglich bis 1942 fertiggestellt werden. Man hat sich aber aus be- 
greiflichen Gründen entschlossen, das Tempo zu beschleunigen und sie bis 1940 zu 
vollenden. Über die militärisch und wirtschaftlich gleich große Bedeutung dieser 
Straße wird es keine Zweifel geben. Die entscheidende Bedeutung des Verkehrs- 
problems wird am deutlichsten, wenn man in Betracht zieht, daß Norwegen so gut | 
wie keine Kriegsflotte hat. Die nordöstlichen Bezirke sind also dem Zugriff einer 
feindlichen Flotte ohne weiteres preisgegeben. Bis vor einigen Jahren hatte Nor- 
wegen in der Tat auch keinen Grund, sich um seine nordöstlichen Provinzen mili- | 
tärische Sorgen zu machen. Nun ist aber militärisch und politisch im hohen Norden 
eine völlig neue Situation entstanden, seit die Sowjetunion an die Kolonisierung | 
und wirtschaftliche Erschließung ihrer nördlichen Zone geht, und die Murmansk- | 
bucht mit dem Kriegshafen Poljarnoje zu einem der wichtigsten Marinestützpunkte | 

1) Die Samen, die irrtümlicherweise schon als aussterbende Rasse galten, haben sich in den | 
letzten Jahrzehnten vermehrt. Sie leben hauptsächlich von Renntierzucht, aber auch von Ackerbau | 
und Fischfang. Ihre urtümliche Volkskultur haben sie sich weitgehend bewahrt, wenn sie auch | 
viele norwegische Anregungen auf dem zivilisatorischen Gebiet in sich aufgenommen haben. An | 


kultureller Begabung fehlt es ihnen keinesfalls. Ein samischer Dichter, Matti Aiko, wird in | 
Norwegen mit Recht sehr geschätzt. 
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‚ausgebaut wird. Bekanntlich wird die Kriegsflotte der Sowjetunion im Eismeer 
immer mehr verstärkt, und durch den Ostsee-Weißmeer-Kanal, der eben wesentlich 
erweitert und vertieft wird, was nur aus militärischen Rücksichten zu erklären wäre, 
ist zudem jederzeit die Möglichkeit gegeben, die leichteren Einheiten der Ostsceflotte 
in den Norden hinüberzuwerfen. Die Sowjetunion hat zwar eisfreie Häfen an der 
Küste der Kola-Halbinsel, die für wirtschaftliche Zwecke völlig ausreichend wären, 
und das auf weiteste Sicht. Vom militärischen Standpunkt wäre aber eine Ver- 
breiterung der Basis für die Kriegsflotte in der Richtung gen Westen eine Vor- 
bedingung für eine starke Stellung am Atlantik. Finnmarkens vorzügliche eisfreie 
Häfen in den tiefen Buchten mit den vorgelagerten zahlreichen Inseln bieten eine 
unangreifbare Basis für eine Kriegsflotte, wie sie günstiger nicht gedacht werden 
könnte. Die Kola-Küste liegt — im Hinblick auf den Atlantischen Ozean — doch 
zu weit östlich und bietet nicht ganz diese günstigen Möglichkeiten für eine Kriegs- 
flotte. So paradox es auch klingen mag, dürften die reichen Möglichkeiten auf dem 
Gebiet der Viehzucht und Landwirtschaft, die diese Provinzen Norwegens bieten, 
für die Sowjetunion von hohem Wert sein. Das Ziel der bolschewistischen Macht- 
haber, wie es oft ausgesprochen wurde, ist ja, die nördliche Zone zu einem sich 
landwirtschaftlich selbst versorgenden Gebiet zu machen, und das aus zwingenden 
Gründen: bei dem noch auf manche Jahrzehnte hinaus völlig ungenügenden Ver- 
kehrsnetz der Sowjetunion, dessen Leistungsfähigkeit zudem sehr gering ist, den 
periodisch auftretenden Hungersnöten gerade in den übervölkerten südlichen Agrar- 
gebieten und der bekannten organisatorischen Schwäche der Russen würde der hohe 
Norden im Falle einer ernsten kriegerischen Verwicklung der Sowjetunion dem 
Hunger preisgegeben sein, denn eine Versorgung aus dem Süden her wäre dann 
kaum mehr möglich. Schon jetzt scheint die Versorgung der in den Bergwerken 
arbeitenden politischen Sträflinge sich in einem katastrophalen Zustande zu be- 
finden, und die Sterblichkeit in den Reihen dieser Zwangsarbeiter hat einen solchen 
Umfang angenommen, daß eine Verschickung in den Norden in der Sowjetunion 
als gleichbedeutend mit einem langsam und qualvoll durchgeführten Todesurteil 
gilt. Die sowjetrussische wirtschaftliche Erschließung des hohen Nordens und die 
Gewinnung der für die Kriegsindustrie erforderlichen Rohstoffe, sowie die Be- 
schaffung der für die Kominternpropaganda so überaus wichtigen Valuta durch 
den Holzexport und die Goldgewinnung ist selbstverständlich auf die Dauer nur 
dann möglich, wenn die Ernährungsbasis für die Arbeiterschaft sichergestellt ist. 
Besonders wichtig, im Hinblick auf die Skorbutgefahr, ist frisches Gemüse, Milch, 
Butter. Finnmarken und Troms mit ihrem viel milderen Klima und den gün- 
stigeren landwirtschaftlichen Bedingnguen, als sie die Kola-Halbinsel und Ost- 
karelien bieten, könnten hier eine entscheidend wichtige Rolle spielen, wenn- sie in 
den Besitz der Sowjetunion gelangten. 

Wie ernst es der Sowjetunion um diese Gebiete zu tun ist, ersieht man aus 
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vielen Anzeichen. — Auf dem letzten Kominternkongreß war jedes Land nur 
durch eine Delegation vertreten, nur aus Norwegen kamen zwei, davon eine be- 
sondere nordnorwegische. In der norwegischen Arbeiterschaft wird eine rege und | 
kostspielige kommunistische Propaganda betrieben, die zum Glück am gesunden 
Sinn des norwegischen Arbeiters größtenteils abgleitet. Vor ungefähr zwei Jahren || 
kamen aus Nordnorwegen von verschiedenen Ortschaften Meldungen über das Auf- | 
tauchen unbekannter Flugzeuge. Diese Mitteilungen wurden anfänglich nur von 
wenigen ernst genommen, und es wurde zunächst kaum etwas getan, um diese Vor- | 
gänge aufzuklären. Zu gleicher Zeit fingen Radioamateure Signale auf, die man | 
mit diesen Flügen unbekannter Richtung und Herkunft in Verbindung brachte. | 

Im Herbst 1937 setzten die geheimnisvollen Flüge in größerem Umfang wieder | 
ein. Vor der norwegischen Küste wurde ein Schiff beobachtet, das Sachverständige | 
als ein Flugzeugmutterschiff erkannten. Bald kamen mehrmals Mitteilungen über | 
das Auftauchen von U-Booten in norwegischen Gewässern an die Öffentlichkeit. | 
Eines wurde sogar im Ofotfjord, vor Narwik also, gesichtet. Man fand ferner Rauch- | 
bomben, die offenbar von Flugzeugen zu Signalzwecken abgeworfen waren. Diese | 
geheimnisvollen Flugzeuge trieben, begründeten Nachrichten zufolge, auch über 
Nordfinnland und Nordschweden ihr Unwesen. Die mehrfachen Grenzverletzungen 
durch sowjetrussische Flugzeuge gegenüber Estland runden das Bild ab. Es gab in 
der skandinavischen Öffentlichkeit noch immer viele Zweifel an der Realität der | 
beobachteten Vorgänge. Als aber im Februar dieses Jahres ein russischer Spion in | 
Tana verhaftet und eine geheime Sendestation beschlagnahmt wurde, die ein- 
deutig zu Spionagezwecken diente, konnten nur Böswillige oder völlig Verblendete 
daran zweifeln, wer der Urheber. dieser bedrohlichen Vorgänge war. Späterhin 
sind bekanntlich weitere Verhaftungen von Spionen erfolgt. Die Ergebnisse der 
Gerichtsverhandlung in dieser Sache sind nicht veröffentlicht worden. Die Spione || 
sind mit verhältnismäßig geringen Gefängnisstrafen davongekommen. Aus dem an |) 
die Öffentlichkeit gelangten Material geht aber schon eindeutig hervor, daß ein | 
ausgedehntes Spionagenetz über ganz Nordskandinavien vorhanden sein muß, das | 
von der Sowjetunion ins Leben gerufen worden ist. Gleichzeitig damit geht auch | 
eine gefährliche unterirdische Propaganda in der Arbeiterschaft der nordskandi- ' 
navischen Gebiete vor sich. Wenn man in Betracht zieht, daß die Sowjetunion ihre || 
Propaganda- und Agententätigkeit nicht überall und zu allen Zeiten, schon im Hin- || 
blick auf die damit verbundenen Kosten, gleich stark entfaltet, sondern solche kost- | 
spieligen Unternehmungen vor allem auf die Brennpunkte ihres außenpolitischen || 
Interesses richtet, daß ferner die Komintern mit der Außenpolitik und dem General- | 
stab zweifellos eng zusammenarbeitet (gewisse Rivalitäten und personelle Reibungen | 
zwischen den verschiedenen Behörden in Moskau können daran nicht irremachen), | 
so muß man in Skandinavien über ein so ernstes und kostspieliges Interesse seitens 
der Sowjetunion für Nordskandinavien auf das ernstlichste beunruhigt sein. Der er- 
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wachende Wille zur Verstärkung der Wehrkraft sowohl in Norwegen wie auch in 
Schweden ist eine Antwort auf diese eigentümlichen Vorgänge. Hand in Hand 
damit geht das Bestreben in Norwegen, Troms und Finnmarken stärker zu er- 
schließen und zu besiedeln, um allen etwaigen Annexionsgelüsten einer östlichen 
Macht auf diese Provinzen einen Riegel vorzuschieben. Die Sicherung, Erschlie- 
ßung und Besiedlung der nordöstlichen Bezirke muß geradezu als die nationale 
Aufgabe Norwegens bezeichnet werden, zu der alle Kräfte angespannt werden müs- 
sen. Ein Versagen hierin würde für Norwegen die schlimmsten Folgen haben. 

Norwegens Schwierigkeiten mit der Sowjetunion sind leider mit den oben ge- 
schilderten Tatbeständen nicht erledigt. Die widerrechtlichen Schikanen und die 
Zurückdrängung der norwegischen Fischerei in den arktischen Gewässern seitens 
der Sowjetunion können hier nur gestreift werden. Auf Grund des sogenannten 
Sektorprinzips beansprucht die Sowjetunion ja sämtliches Land und alle Gewässer, 
die nördlich ihrer Küste bis zum Nordpol reichen, ohne dabei freilich Norwegen 
ein gleiches Recht zuerkennen zu wollen. Norwegens Souveränität über Spitzbergen 
ist noch immer beschränkt, find Spitzbergen gehört dabei zu den von dem roten 
Imperialismus am stärksten bedrohten Punkten im hohen Norden. 

Die nach ihren spitzen, zackigen Bergformationen Spitzbergen genannte Insel- 
gruppe, deren Gesamtumfang mit über 62000 qkm fast dem Bayerns nahekommt, 
liegt 700 km nördlich von Hammerfest, Norwegens nördlichstem Hafen, und wurde 
1175 von den Normannen 'erstmalig entdeckt. Dank der warmen Meeresströmung 
sind die westlichen Küsten der Inselgruppe 4—5 Monate eisfrei. Die übrige Jahres- 
zeit sind sie völlig von der Außenwelt abgeschlossen. 

Eine gewisse Bedeutung erlangte Spitzbergen erst im 17. Jahrhundert, als dort, 
hauptsächlich von Engländern und Holländern, ein umfangreicher Walfischfang 
betrieben wurde. Es gelang damals dem mit Dänemark uniierten Norwegen wohl, 
die englischen Versuche zur Besitzergreifung Spitzbergens zu verhindern, seine 
Hoheitsrechte zur Anerkennung zu bringen vermochte es nicht. Um 1700 hörte der 
Walfang auf. Noch heute sieht man in Spitzbergen die Ruinen der verlassenen 
Walfischfängerstädtchen. Spitzbergen wurde nur noch gelegentlich von einem nor- 
wegischen Schiff und von russischen Pelzjägern besucht. Deren angebliche Inter- 
essen nahm Rußland zum Vorwand, um sich den norwegischen Ansprüchen auf 
Spitzbergen zu widersetzen. Die Inselgruppe wurde zum Niemandsland proklamiert. 
Erst 1920 gelang es Norwegen, seine Souveränität über Spitzbergen durchzusetzen — 
allerdings mit gefährlichen Einschränkungen: Norwegen hat auf Spitzbergen kein 
Zoll- und Paßrecht; es muß jedem das Recht zugestehen, dort Handels- und In- 
dustrieunternehmungen zu gründen und Radiostationen zu errichten; die Steuer- 
erträgnisse dürfen nur Spitzbergen selbst zugute kommen und dürfen nicht höher 
sein, als die Verwaltung gerade benötigt; das Jagdrecht steht jedem frei, der nor- 
wegische Gouverneur darf nur Bestimmungen über Schonzeiten für gewisse Tier- 
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gattungen erlassen; irgendwelche Befestigungen dürfen auf Spitzbergen nicht er- 
richtet werden, ebenfalls keine Flottenstützpunkte und Anlagen militärischen Cha- 
rakters ohne vorherige Zustimmung des Völkerbundes; wirtschaftlich darf Norwegen 
keinerlei Monopolstellung einnehmen, damit die völlige Gleichheit für alle gewahrt 
bleibt. Wie man sieht, ist damit ein rechtlicher Zustand geschaffen, auf den der 
Begriff der Souveränität in keiner Weise passen kann. Vermutlich sollte durch 
diese von den Vereinigten Staaten, Frankreich, England, Italien, Japan, Dänemark, 
Holland und Norwegen unterschriebene Konvention von Sövres, der die Sowjetunion 
später beigetreten ist, ein idealer Zustand der Freiheit, Gleichheit, offenen Tür 
usw. geschaffen werden — das Ergebnis sind unklare Verhältnisse,’ die viele Kon- 
fliktsmöglichkeiten in sich bergen und dem schwächeren Teil die Möglichkeit neh- 
men, rechtzeitig Vorsorge für den Schutz seines Landes zu treffen. Denn gefähret 
ist Spitzbergen. Nur 4okm von dem norwegischen Städtchen Longyear-City, der 
Verwaltungszentrale mit dem norwegischen Kohlenbergwerk, entfernt befindet sich 
(ebenfalls an dem im Westen der Hauptinsel gelegenen Eisfjord) die russische 
Kohlengrube Barentsburg, die die Sowjetunion einem holländischen Konsortium 
1932 abgekauft hat. 1935/36 überwinterten in Spitzbergen 3463 Menschen, davon 
mehr als die Hälfte Russen, ausgesuchte Bolschewiken, die militärisch ausgebildet 
und ausgerüstet sind (Norwegen hat auf Grund der famosen Konvention keinerlei 
Möglichkeiten, dagegen einzuschreiten). Da Norwegen keinerlei Schutzmaßnahmen 
für die Inseln treffen darf, so liegt es, praktisch gesehen, völlig im Belieben der 
Sowjetunion, wann sie sie annektieren will. Ihre Flotte beherrscht ja diesen Teil 
des Eismeeres, und auf der Insel selbst sind sie militärisch zweifellos schon aus- 
schlaggebend. Norwegen kann auf Grund der Konvention nur warten, bis es dem 
sowjetrussischen Wolf beliebt, den Schafpelz abzuwerfen, und das wird zweifel- 
los dann eintreten, wenn gewisse außenpolitische Rücksichten, die heute noch von 
Moskau genommen werden müssen, wegfallen werden. Eine Revision dieser Kon- 
vention ist darum, bei den gänzlich veränderten politischen Verhältnissen, dringend 
so bald wie möglich erforderlich, denn Spitzbergen stellt einen beträchtlichen Wert 
dar. Seine Lager an bester, leicht abbaufähiger Steinkohle werden auf g Milliarden 
Tonnen geschätzt (die Förderung pro Mann und Schicht ist dank den günstigen 
Abbaumöglichkeiten etwa dreimal so groß wie im Ruhrgebiet). Von den 686000 
Tonnen Kohle, die 1936 aus Spitzbergen ausgeführt worden sind, entfallen etwa 
400.000 auf die sowjetrussische Kohlengrube. Etwa 10% des norwegischen Kohlen- 
bedarfs wird aus Spitzbergen gedeckt. Die Kohlen aus der sowjetrussischen Grube 
gehen übrigens in erster Linie für die Eismeerflotte. Es erscheint zwar unverständ- 
lich, wie die an Bodenschätzen so reiche Sowjetunion, deren Lagerstätten an bester 
Kohle gewaltig sind, dazu kommt, ausgerechnet in Spitzbergen, auf norwegischem 
Territorium, ein Kohlenbergwerk zu unterhalten. Es dürften wohl zwei sehr ver- 
schieden geartete Gründe dafür bestimmend gewesen sein: erstens das schon oben 
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erwähnte chronische Versagen des russischen Verkehrswesens, das es wünschenswert 
erscheinen läßt, die sowjetrussische Arktis gewissermaßen autark zu machen; zwei- 
tens der imperialistische Drang der Sowjetunion und ihre Gier nach neuen Län- 
dern. Es dürfte wohl naheliegend sein, das Fußfassen der Sowjetunion auf Spitz- 
bergen in Zusammenhang mit den Tendenzen auf Nordnorwegen zwecks Erlangung 
einer unangreifbaren Basis am Atlantischen Ozean zu sehen und gleichzeitig mit 
dem Wunsch, das Eismeer völlig zu beherrschen. Dafür spricht auch die 1933 voll- 
zogene Annexion des Franz-Joseph-Landes, der etwa 20000 qkm umfassenden 
Inselgruppe östlich von Spitzbergen. Sie wurde 1865 von einem norwegischen Schiff 
erstmalig entdeckt (nicht, wie irrtümlicherweise oft angenommen wird, von einer 
österreichischen Expedition). In den Jahren von 1865—1928 sind diese Inseln von 
im ganzen 138 Schiffen besucht worden, davon 110 norwegischen und 12 russischen. 
Norwegen hatte dort ausgedehnte Fischereiinteressen. Der norwegische Fischfang 
dort ist von der Sowjetunion nach der widerrechtlichen Besitzergreifung untersagt 
worden. Diese Annexion, der 1929 eine „inoffizielle“ Besitzergreifung vorausging, 
ist unter dem Protest Norwegens erfolgt. Kein anderer Staat hat sie bis jetzt an- 
erkannt. Die Sowjetunion hat auf Franz-Joseph-Land einen Sender und eine me- 
teorologische Station errichtet und behandelt die Inselgruppe als ihr Eigentum. 
Auch sie birgt wertvolle Bodenschätze. 

Die reichen, größtenteils übrigens noch unerforschten Bodenschätze Spitz- 
bergens wären selbstverständlich eine mehr als angenehme Zugabe im Fall einer 
Besitzergreifung. Angewiesen wäre die Sowjetunion nur dann auf sie, wenn es ihr 
auf die Dauer nicht gelingen sollte, ein geordnetes Wirtschaftsleben im eigenen 
Land mit seinen unermeßlichen Reichtümern an Bodenschätzen zu schaffen. Das 
würde ihr die Möglichkeit geben, auf die „Autarkie“ ihrer Arktis zu verzichten und 
ihr viele unnütze Kosten ersparen. 

Von norwegischer Seite werden, wenn auch verspätet, alle Anstrengungen ge- 
macht, um eine norwegische Bevölkerungsmehrheit auf Spitzbergen zu schaffen. 
Die meisten Bergwerke, die Ausländern gehörten, sind aufgekauft worden, und es 
wird ernstlich daran gearbeitet, dies norwegische Land nicht verlorengehen zu lassen. 

Überblickt man die Gesamtlage auf dem arktischen Gebiet, so sieht man ein plan- 
mäßiges, mit allen Mitteln erfolgendes Vorgehen der Sowjetunion zur Erschließung 
der Reichtümer des Nordens und zur Schaffung einer Machtposition am Atlantischen 
Ozean. Die sowjetrussische Flotte dominiert auf dem Eismeer. Die kleinen nor- 
dischen Staaten haben ihr bis jetzt nichts entgegenzusetzen. Die Küsten und Inseln 
des Nordens bis kurz vor Narvik sind ihr noch fast schutzlos preisgegeben. Es muß 
sehr zweifelhaft erscheinen, ob, wie es von mancher Seite angenommen wird, der 
drohende sowjetrussische Vorstoß gegen Narvik gerichtet sei. Wichtiger, wenn man 
sich auf den imperialistischen Standpunkt des so schwer zu einer dauerhaften inne- 
ren Ordnung gelangenden östlichen Riesenreiches stellen will, wäre ihm der Besitz 
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von Finnmarken und Troms. Der Widerstand bei Narvik wäre seitens der Sowjet- 
union nur mit sehr großen Kräften zu überwinden, die bei der Schwäche ihres Ver- 
kehrswesens und den durch die nördliche Natur bedingten Schwierigkeiten nicht 
ohne weiteres an Ort und Stelle zu schaffen wären. Eine solche Operation würde 
zugleich auch einen Angriff auf Schweden bedeuten, wobei die sowjetrussischen 
Truppen sich auf der Linie des stärksten Widerstandes bewegen müßten. Sie müßten 
quer durch Finnland zum Bottnischen Meerbusen vorstoßen, um dann das schwe- 
dische Festungsgebiet Boden zu überwinden. Das wäre keine handstreichartige Ope- 
ration mehr, sondern würde große Kräfte erfordern, was wiederum zur Voraus- 
setzung hätte, daß ganz Europa dem ruhig zusehen würde. Zur Lahmlegung des 
Hafens Narvik, falls sich dem sowjetrussischen Generalstab dies Problem stellen 
sollte, wäre eine Flotten- und Flugzeugbasis in Finnmarken schließlich voll aus- 
reichend. Ein Angriff auf Finnmarken von der Landseite in Verbindung mit einer 
Flottenoperation wäre erheblich leichter, wenn auch die Widerstandskraft Finnlands 
hier nicht unterschätzt werden darf. 

Abschließend muß gesagt werden: So gefährlich der ständig wachsende Druck 
‚seitens der Sowjetunion auch ist — bei Anspannung aller nationalen Kräfte der 
Staaten Skandinaviens läßt sich dieser Gefahr mit Aussicht auf Erfolg Widerstand 
leisten. Es darf allerdings nicht länger gezögert werden, und die vor allem gefähr- 
deten Positionen im Nordosten müssen so bald wie möglich ausgebaut werden. Von 
dem Gelingen oder Mißlingen dieser Aufgabe wird aller Wahrscheinlichkeit nach 
die Selbständigkeit der skandinavischen Staaten in der Zukunft abhängen. 


ÄLBRECHT-JOACHIM GRÜSSNER: 
Die Alandsinseln — ein wehrgeopolitisches Problem im Ostseeraum 


I 


Unter den geopolitisch wichtigsten Meeresräumen nimmt zweifellos die Ostsee 
einen bedeutenderen Platz ein, als man ihr gewöhnlich zubilligt. Auf einem verhält- 
nismäßig kleinen Raum stoßen hier die verschiedenartigsten Interessen einer Reihe 
von Staaten zusammen, deren Anzahl von keinem anderen Meeresbereich ähnlicher 
Größe übertroffen wird. Von vier Staaten vor dem Kriege ist deren Zahl heute bis 
auf zehn angewachsen. Zwei der politisch aktivsten, aber gegensätzlich ausgerichteten 
Weltmächte, Deutschland und Rußland, zu Lande von einer Reihe von Zwischen- 
staaten getrennt, begegnen sich unmittelbar in der offenen Ostsee. Es läßt sich 
ohne Zögern sagen, daß mit dieser bunten Aufteilung der Ostseeküste eine weit- 
gehende Vermehrung und Zuspitzung der geopolitischen Fragen dieses Raumes 
stattgefunden hat, die dieses Gebiet vielleicht sehr plötzlich in den Brennpunkt des 
Weltgeschehens rücken kann. 


Unter den Problemen des Ostseeraumes sind einige schon seit jeher von großer 
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Bedeutung gewesen, die natürlich nun durch das Hinzukommen neuer Kombinatio- 
nen noch stärker hervortreten. 

Man hat verschiedentlich behauptet, daß die Älandsinseln der strategisch 
wichtigste Punkt im Bereiche der Ostsee seien. Und in der Tat spielt diese Insel- 
gruppe in der nordeuropäischen Politik der letzten ı30 Jahre dank ihrer Lage eine 
hervorragende Rolle. 

Betrachtet man die Konfiguration des gesamten Ostseebeckens, so tritt es uns 
als ein Kreuz von länglich gestreckten Meeresarmen entgegen, bei dem die westliche 
Hälfte des Querbalkens bereits teilweise verlandet ist und nun die Mittelschwedische 
Senke mit ihren Seen, vor allem dem Mälaren bildet. In den Quadranten dieses 
Kreuzes drängen sich gegen die Mitte zu die Landmassen Schwedens, Finnlands 
und weiter ab im Südosten auch Estlands zusammen. An der Kreuzungsstelle der 
Meeresarme, also im eigentlichen geographischen Mittelpunkte der gesamten Ostsee, 
liegen die Alandsinseln. Setzt man hier auf der Karte den Zirkel ein, mit einem 
der von Aland strahlenförmig ausgehenden Meeresteile, etwa dem Bottnischen 
Meerbusen, als Radius (675 km), so berührt der Kreis um Aland alle Aus- und 
Zugänge der Ostsee, und fast sämtliche Hauptstädte und lebenswichtigen Gebiete 
Nordeuropas fallen in seinen Bereich. Von dieser beherrschenden Mittelpunktslage 
aus beurteilt, rechtfertigt sich sicherlich die Einschätzung Alands als eines der wich- 
tigsten geopolitischen Gebiete im Ostseeraume. 

Die nähere geographische Lage der Alandsinseln kennzeichnet sich durch 
den in der Mitte der Inselgruppe gelegenen Schnittpunkt zwischen dem Meridian 
30° östlicher Länge von Greenwich und der Nordbreite 60° 15’. Gleiche Breite 
haben etwa Leningrad (von Ä. 580 km entfernt), Helsinki (260 km) und Oslo 
(5ro km), gleiche Länge Pillau (600 km) und Tromsö (1060 km). Die heutige 
finnische Provinz Aland (finnisch Ahvenanmaa) setzt sich aus einigen großen und 
vielen kleinen Inseln zusammen, die meist von Klippenschwärmen kranzartig um- 
geben sind. Die Gesamtzahl aller Inseln und Inselchen beträgt über 6500, aber nur 
knapp ı00 von ihnen sind bewohnt. Innerhalb einer Wasserfläche von rund 
9000 gkm bedeckt das zusammengelegte Landareal Alands nur 1300 qkm, von 
denen fast 850 auf die 5 größten Inseln entfallen. Der Rest verteilt sich auf die 
Tausende von Schären. Das Landschaftsbild Älands ist ein Mosaik aus flach- 
kuppigen, mit Nadelwald bestandenen Hügeln, von denen nur wenige über ı0oo m 
emporragen. Dazwischen liegen ebenso wirr verstreut, zusammen mit den Siede- 
lungen, die meist kleinen Ackerflächen. 

In nach Osten ständig breiter werdendem Streifen setzt sich diese Schärenland- 
schaft nach dem finnischen Festlande zu fort, um mit dessen ausgefranster Küste 
zu einer landschaftlichen Einheit zu verschmelzen. Die durchschnittliche Tiefe der 
Schärengewässer beträgt etwa 23 m. Eine Reihe bald gewundener, bald wieder 
gerader Rinnen zieht, alten Spalten im Berggrund folgend, in meist Nordsüdrich- 


an s Gebiete mit einer Bevölkerungsdichte 
es Eisenbahnen von 50—150 Einw. pro qkm. 


we Eisenbahnen doppelgleisig 
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tung durch das unübersichtliche Inselgewirr, das ein sicheres Versteck für wendige 
und schnellgehende kleine Torpedofahrzeuge ist, die von hier aus überfallartige 


Angriffe auf eine vor den Inseln operierende feindliche Flottenmacht unternehmen |) 


und sich schnell wieder in den Schutz der Schären zurückziehen können. Die vielen 
Unterwasserfelsen und die allmähliche Verlandung mancher flacher Fahrrinnen 
erschwert im Verein mit der verwirrenden Fülle der Klippen und Schären eine 


aussichtsreiche Verfolgung ganz außerordentlich. Selbst mit Hilfe von Karte und 


Kompaß ist ein Zurechtfinden ohne gute Lotsen schwierig. Noch heute ist Äland mit 
seinen vielen Schlupfwinkeln ein erfolgreiches Tätigkeitsfeld der Alkoholschmuggler. 


Ganz anders sieht die Westküste aus. Hier stürzt der Festlandsockel Finnlands, | 
auf dessen äußerster Südwestspitze Aland liegt, steil zu der 301 m tiefen Alandssee | 
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ab, einem offenen, fast insellosen Sund zwischen Bottenmeer und südlicher Ostsee, 
der an der schmalsten Stelle (Eckerö—Grißlehamn) nur Ao km breit ist. R 
Dieser Unterschied der Gewässer tritt noch deutlicher im Winter hervor. Wäh- 
rend in dem flachen, stillen und durch Bodenschwellen von der Salzzufuhr 
fast abgeschnittenen Schärenmeere alle Bedingungen zur Bildung einer zusammen- 
hängenden Eisdecke gegeben sind (Ende Dezember bis Ende März), lassen Offen- 
heit, relativ starke Strömungen und der durch größere Tiefe bedingte höhere Salz- 
gehalt dies in der Älandssee nur in den seltensten Fällen zu. Treibeis und breite 
Packeisbänder, oft mehrere Meter hoch aufgetürmt, bestimmen hier das winterliche 
Bild. So baut also im Mittwinter das Eis zwischen Aland und seinem finnischen 
Hinterlande eine feste, verkehrsfördernde, breite Brücke, die die einzelnen Insel- 
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gruppen untereinander, und diese wieder mit dem Festlande verbindet. Die anders- 
artige Eisbildung der Älandssee hingegen macht diese eher zu einem Verkehrs- 
hindernis. 

Da das Ackerland der Alandsinseln wenig umfangreich ist, und Bodenschätze 
nicht vorhanden sind, ist die fast rein schwedischsprachige Bevölkerung von nur 
23000 Menschen zum großen Teil auf Fischerei und Schiffahrt angewiesen. Der 
Hauptort, Mariehamn, an der Dampferstrecke Stockholm—Turku—Helsinki gelegen, 
ist zugleich der Heimathafen der letzten großen Australiensegler. Aland besitzt eine 
vom Völkerbund garantierte Selbstverwaltung mit eigenem Landtag (landsting), 
kulturelle Autonomie und z. T. eigene Gesetzgebung. Während des Weltkrieges von 
den Russen befestigt, wurden später alle Befestigungen geschleift, und heute ist 
Aland ein neutralisiertes und entmilitarisiertes Gebiet (Genfer Protokoll von 1921) 
unter der Oberhoheit Finnlands. 


II 
Die wehrgeographische Bedeutung der Älandsinseln 


Seit jeher haben die Älandsinseln eine bedeutsame Rolle in Kriegführung und 
Politik des Nordens gespielt. Von hier aus unternahmen die Wikinger ihre kühnen 
Raubfahrten. Später verheerten die Dänen in ihrem Schutze die mittelschwedische 
Küste. Über Aland wurde Finnland erobert und kolonisiert. Jahrhunderte hindurch 
sammelten sich hier die schwedischen Heere, um über Finnland gegen den russi- 
schen Erbfeind zu ziehen; bis sich ihre Kraft in diesen Kriegen verzehrte und die 
Russen ihrerseits zu Beginn des ı9. Jahrhunderts siegreich westwärts vordrangen, 
wo sie, von dem befestigten Äland aus, Schweden zu bedrohen und ihre Macht im 
Westen zu sichern versuchten. Zweimal begannen sie auf Äland eine befestigte 
Flottenbasis anzulegen und beide Male mußten sie, nach verlorenem Kriege, 
dulden, daß die noch unvollendeten Forts und Batteriestände gesprengt und die 
Inseln zwangsweise neutralisiert wurden. Endlich war Äland die erste Etappe der 
zur Befreiung Finnlands von der roten Herrschaft herbeigeholten Goltzschen Armee. 

Stets folgten langwierige und lebhafte Verhandlungen am Diplomatentisch diesen 
Kriegszügen. Lösungen zur Vermeidung weiterer kriegerischer Ausnutzung der 
Inselwelt wurden ausgeklügelt und die. darauf gegründeten Verträge doch immer 
wieder durchbrochen. Die Kraftfelder der Ostseestaaten überschneiden sich hier zu 
mannigfaltig, als daß eine dauernde, alle befriedigende Lösung der Alandsfrage 
gefunden werden könnte, ohne das politische Antlitz Ostseeeuropas überhaupt gänz- 
lich umzuformen. So ist auch die gegenwärtig noch gültige Alandskonvention von 
1921 nur eine zeitbedingte Kompromißlösung und die erneute Diskussion um das 
wehrpolitische Schicksal des äländischen Archipels gibt deutlich zu verstehen, daß 
die seit dem Weltkriege politisch wesentlich veränderte Situation im Ostseebecken 
eine nochmalige, gründliche Überprüfung der Konvention erforderlich macht. 
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Die lebhafteste Anteilnahme am Geschick der Älandsinseln nehmen außer den 
beiden engsten Nachbarn, dem ursprünglichen und jetzigen Besitzer, vor allem 


auch die beiden an die Ostsee grenzenden Großmächte, deren Einflußbereich von 


Aland her stark beeinträchtigt werden kann. 

Wenn Schweden sich nach der Abtretung der Älandsinseln an Rußland (1809) 
auch weiterhin lebhaft für die Inseln interessiert und bei manchen günstigen 
Gelegenheiten versucht hat, sie wieder in seinen Besitz zu bringen — so im Früh- 
ling 1918, als die Äländer selbst die Rückkehr zum alten Stammlande forderten — 
so ist das aus der Sorge zu verstehen, die ein feindliches, befestigtes Äland vor den 
Toren Stockholms wohl der Staatsführung des Landes bereiten kann. Ein von hier 
aus geführter Vorstoß einer Schweden überlegenen Seemacht kann im Schutze der 
befestigten Inseln über die nur 135 km von Aland entfernte Reichshauptstadt 
Schwedens ohne wesentliche Hindernisse tief ins Mälartal vordringen, alle strategi- 
schen Verbindungen Norrlands mit dem übrigen Reiche abschneiden und so das 
Land in zwei Teile spalten. Es ist also recht zutreffend, wenn Rene Waultrin in 
der Revue generale de droit international public 1907 die Älandsinseln als den 
„boulevard maritime de Stockholm“ bezeichnet. Wenn auch viele wichtige Zentren 
des Landes, vor allem der ganze Süden und Südwesten nicht unter dem unmittel- 
baren militärischen Einflusse eines feindlichen Aland stehen — schon von Gotland 
aus kann erfolgreich Widerstand geleistet werden — so dürfte der Verlust der 
Hauptstadt und der nördlichen Landesteile mit den wichtigen Kiruna-Erzgebieten 
die Gesamtschlagkraft Schwedens schwer schädigen. 

Ein schwedisches Aland aber könnte gleichsam als Brückenkopf zusammen mit 
Gotland die gesamte Ostküste schützen und, falls der Gegner nicht Finnland 
besitzt, mit Hilfe von Minensperren in der Alandssee, das Bottenmeer für feindliche 
Seestreitkräfte gänzlich absperren und so jede Landung in Norrland durch Flan- 
kierung von Äland her, wirksam verhindern. 

Auch solange sich Aland in finnischen Händen befindet, ist aller Voraussicht 
nach eine Bedrohung Schwedens von hierher ausgeschlossen. Ein effektiver Schutz 
jedoch ist bei dem jetzigen völlig entmilitarisierten Zustande der Inseln nicht zu 
erwarten. Wenn also heute in Schweden immer noch von einer möglichen Gefahr 
von seiten Alands gesprochen wird, so liegt sie weniger in der Tatsache, daß die 
Inselgruppe außerhalb des schwedischen Staatsbereiches liegt, sondern darin, daß 
ein etwaiger entschlossener Gegner sich der ungeschützten Inseln bemächtigen und 
von hier aus dann einen unmittelbaren Druck auf Schweden ausüben könnte. 

Welche militärpolitische Bedeutung den Alandsinseln für Finnland schon vor 
fast 130 Jahren zugemessen wurde, trat bereits bei den Friedensverhandlungen von 
Frederikshamn 1809 deutlich zutage. Schweden versuchte alles, die Inseln zu 
behalten oder doch wenigstens ihre militärische Ausnutzung durch den Gegner ver- 
traglich auszuschließen. Aber Rußland gab nicht nach. „Wenn Rußland sich mit 
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Finnland allein begnügen würde“, erklärte der russische Bevollmächtigte, Graf 


Rumjanzew, „so hieße das, den Koffer nehmen und den Schlüssel zurückweisen.‘ 


Inwieweit die russische Inwertsetzung Alands zutrifft, zeigt die Karte Finn- | 


lands selbst. 
Wie ein breiter, dreieckiger Klotz springt die finnische Halbinsel in die Ostsee 


vor, vom Bottnischen und Finnischen Meerbusen im Westen resp. Süden flankiert. | 
Die Hypotenuse dazu verläuft vom Nordufer des Ladogasees bis zum innersten 
Winkel des Bottenmeeres. Dort, wo die beiden Ostseearme zusammentreffen, liegen 
vor der nach Südwesten gerichteten Spitze des finnischen Dreiecks die Alandsinseln. 
Diese, die finnischen Ostseegrenzen (60% der Gesamtgrenze) beherrschende Schlüs- || 


selstellung wird durch die geopolitische Struktur des Landes noch doppelt unter- 
strichen. 


Finnland ist vom Westen und Südwesten her erobert und kolonisiert worden, | 
Da der klimatisch günstige Einfluß der Ostsee sich naturgemäß in den Küsten- 
gegenden am stärksten auswirkt, so bildeten diese für den Ackerbau geeignetsten 


Randgebiete von Anfang an das Ziel der Kolonisten. Diesen ziemlich dicht besie- 
delten, Schiffahrt und Handel treibenden Küstenstrichen stand die weite, ganz dünn 
bevölkerte und schwer zugängliche Waldwildnis des Inneren gegenüber. Die Zeit 
der Industrialisierung hat diesen Gegensatz noch verstärkt. Selbst als das Holz der 
riesigen Wälder zum Haupthandelsprodukt des Landes wurde, setzte sich die es 
verarbeitende Industrie doch an den Ausgangspunkten des Handels an und ließ 
auf den durch Floßrinnen verbundenen Binnenseen das Rohmaterial zur Küste 
frachten. Finnland ist so geopolitisch ein peripheres Land geworden, in dem 


die Hauptschlagadern dicht an den Ostseeküsten entlang laufen. Von den insgesamt 


38 finnischen Städten liegen 24 (mit 80% der gesamten städtischen Bevölkerung), 
darunter mit einer Ausnahme (Tampere) die größten und wichtigsten an beiden 


Ostseeküsten. In dem schmalen schären- und buchtenreichen Küstenstreifen von | 
Tornio bis Terijoki (5300 km) wohnt etwa ein Drittel des ganzen finnischen | 


Volkes. Hier sind die meisten Industriezentren und von hier gehen alle wichtigen 
Verkehrslinien aus. 


Der Abnahme der Inwertsetzung des Landes von der Küste ins Innere entspricht, 
als Ergebnis der etwa von den Meerbusenküsten zu ziehenden Intensitätslinien, 
eine bevölkerungsmäßige und wirtschaftliche Strukturänderung des Landes von | 
Südwesten nach Nordosten. Dem Gange der wirtschaftlichen Durchdringung fol- | 
gend, kann man Finnland in drei geopolitisch recht verschiedenwertige Räume ' 


aufteilen. 


Der Südwesten, das Überschneidungsgebiet der peripheren Kraftfelder beider | 
Küsten hat sich auf relativ kleiner Fläche (Provinzen Turku-Pori, Häme und 
Uusimaa) zum zusammengeballten Kernraum Finnlands entwickelt. Hier wohnen | 


auf 15% des Gesamtareals 40% des finnischen Volkes (650% der städtischen Bevöl- 
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kerung) in einer mittleren Dichte von rund 35 Einwohnern pro Quadratkilometer 
(ganz Finnland 9,5). Die Reichshauptstadt Helsinki-Helsingfors (272000 Ein- 
wohner), die alte Universitäts- und Handelsstadt Turku-Abo (80000 Einwohner) 
und das finnische Manchester Tampere-Tammerfors (80000 Einwohner) geben 
diesem Gebiet das Gepräge. Es ist dank günstiger klimatischer und edaphischer Be- 
dingungen die intensivst genutzte Ackerbaugegend Finnlands (20—50% Ackerbau 
pro Quadratkilometer) und zugleich dessen Hauptindustriegebiet mit einem großen 
Teil der Kriegsindustrie. Hier ist dementsprechend auch das Eisenbahn- und Kraft- 
liniennetz am dichtesten. Über eine Reihe Verkehrsknotenpunkte (Toijala, Ruihi- 
mäki, Kouvola) beherrscht der Südwesten die strategisch wichtigen Längsbahnen 
Helsinki—Oulu—(Kemi-Kemijärvi)—Narvik und Kouvola—Kontiomäki (— Tai- 
valkoski). 

In dem weiten Seen- und Waldgebiet Mittelfinnlands bis etwa zur 
Linie Sortavala—Oulu lösen sich allmählich mit der Entfernung von der Küste und 
dem Südwesten die Ausläufer des Kernraumes in einzelne, immer spärlicher wer- 
dende lokale Siedlungs- und Wirtschaftspunkte auf, die nur an den ebenfalls 
lichter werdenden Bahnlinien hier und da Streifencharakter annehmen. Dichter 
besiedelt sind auch hier nur die Küstenstrecken, besonders am Nordufer des Ladoga- 
sees. Die wenigen Industriezentren liegen weit auseinander, getrennt durch men- 
schenarme, fast unaufgeschlossene Waldgebiete (man bedenke: 80% des Landes 
sind mit Wald, Moor und Fels, weitere 10% mit Seen bedeckt). Nur ganz wenige 
Orte des Inneren besitzen einige Bedeutung, z.B. Jyväskylä (10000 Einwohner, 
Gewehr- und Furnierholzfabriken), Kuopio (25000 Einwohner, Mühlen- und Holz- 
industrie) und die Gießereien und Zellulosefabriken von Varkaus, sowie das große 
Kupferbergwerk Outokumpu. An der Kreuzungsstelle der innersten Längs- und 
Querbahn liegt einer der wichtigsten Eisenbahnknotenpunkte des Landes, Piek- 
sämäki. 

Die Linie Sortavala—Oulu, die etwa mit der finnischen Ostbahn und auch mit 
der so wichtigen Weizengrenze zusammenfällt, bildet im großen und ganzen 
schon die Scheide, die das bewohnte Europa von der arktischen Anökumene trennt. 
Der ganze weite, vom Polarkreis quer durchzogene Raum Nordostfinnlands 
und Lapplands, der fast die Hälfte des Staatsgebietes bei nur 7% der Gesamt- 
bevölkerung ausmacht (ca. ı Einwohner pro Quadratkilometer), muß heute noch 
geopolitisch als ein fast ungenutztes abseitsgelegenes „Territorium“ Finnlands 
bezeichnet werden, das jedoch keineswegs wertlos, sondern im Gegenteil reich an 
Wasserkräften, Holz und vor allem Erzlagerstätten (Eisen, Nickel, Kupfer) ist. 
Ein wirtschaftliches Zukunftsland. Die ersten Anfänge zur Erschließung des Ge- 
bietes sind gemacht. Zwei Eisenbahnlinien Kemi—Kemijärvi und Kontiomäki—Tai- 
valkoski (letztere im Bau) stoßen bereits in das noch leere Land vor und eine über 
500 Kilometer lange Autobusstraße verbindet die eisfreie Petsamoküste mit dem 


» 
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Hauptort des nördlichen Finnland Rovaniemi, das 114 Bahnkilometer von der bott- 
nischen Küste (Kemi) entfernt liegt. 

Die Gesamtinwertsetzung Finnlands ist also auf den Südwesten zu gerichtet. Wie 
in einem Riesentrichter strömen hier von allen Seiten die Kraftlinien des Landes 
zusammen, und die Mündung dieses Trichters beherrschen wieder die Älandsinseln, 
unter deren Einfluß die finnischen Kernlande mit nur bis 120 Kilometer Küsten- 
ferne liegen. Es ist daher verständlich, wenn Finnland sein wehrpolitisches Interesse 
an den Älandsinseln auf Grund seiner Lage zu ihnen und der leicht verwundbaren | 
geopolitischen Struktur vor dasjenige aller anderen Ostseestaaten stellt. 

Von einem befestigten feindlichen Aland aus kann eine der finnischen Marine 
überlegene Seemacht, von Flugzeuggeschwadern unterstützt, sämtliche Küsten Finn- 
lands, mit Ausnahme der Petsamoküste, blockieren und die randlich gelegenen 
Wirtschaftsgebiete des Landes vernichten oder besetzen. Sobald sich der schmale 
Küstenstreifen in den Händen des Gegners befindet, ist jede Aussicht auf eine 


erfolgreiche Verteidigung des relativ leeren, seiner wirtschaftlichen Mittelpunkte 
beraubten Landesinneren verloren. Die Zufuhr von Kriegsmaterialien über die | 
unwegsamen, weder von Eisenbahn- noch Autostraßen durchquerten Grenzgebirge 
zwischen Finnland und Skandinavien kann aber auf keinen Fall den Bedarf der 
Front decken, auch bieten etwa anzulegende Zufahrtswege über das offene Fjeld 
leichte Ziele für feindliche Flieger. 

Besitzt der angenommene Gegner zugleich auch die Ostgrenze Finnlands, so darf 
das Schicksal des Landes ohne ein finnisches von eigenen Truppen und Flotten- 
einheiten bewachtes und befestigtes Äland mit seinen Außenwerken (z.B. Utö) 
von vornherein als besiegelt angesehen werden. Da der Feind nach Einnahme der 
ungeschützten Älandsinseln von den rund 9000 km Gesamtgrenze Finnlands 2300 km 
(Ost- und Ladogagrenze) direkt und 5500 km (Ostsee- und Petsamoküste) durch 
seine überlegenen Seestreitkräfte kontrolliert, wird Finnland fast vollkommen von- 
jeder Hilfe von außen abgeschnitten. Im Schutze Älands kann dann der Gegner 
über die Schären nach dem Kerngebiet im Südwesten vorstoßen, die vier wichtigen 
Häfen Hangö, Turku, Rauma und Pori (alle etwa 175 km, Turku nur ıljo km von 
Aland entfernt) besetzen und von hier aus die strategisch bedeutungsvollen Zu- 
bringerbahnen zur westlichen und mittleren Längsbahn (Hangö—Helsinki—Viipuri, 
Turku—Toijala, Rauma—Tampere, Pori—Haapamäki) in seine Gewalt bringen. | 

Ist es den um Aland zusammengezogenen See- und Luftstreitkräften inzwischen | 
gelungen, eine wirksame Sperre über die Zugänge beider Meerbusen zu legen, so | 
ist Finnland von jeder schnellen Entsetzung durch etwaige Bundesgenossen im 
Westen und Süden abgeriegelt. Selbst für eine der Finnland feindlichen Macht 
überlegene Flotte kostet der Durchbruch durch die Sperre und die Eroberung | 
Älands mindestens wertvollste Zeit, während der von Osten her die finnische Front | 
bereits eingedrückt sein kann und dann jede Hilfe zu spät kommen würde. Ohne 
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die Eroberung und Beherrschung des äländischen Inselkomplexes aber ist eine direkt 
nach der finnischen Festlandküste gerichtete Hilfsexpedition stets von der Gefahr 
bedroht, im Rücken von ihren Verbindungen abgeschnitten zu werden. Nach diesen 
Gesichtspunkten wurde ı918 auch der Goltzsche Feldzug durchgeführt. 

Es ist natürlich kaum zu berechnen, wie lange die äländische Blockade wirksam 
sein muß, um die Vorstöße von der Küste und dem Osten und Norden her bis ins 
Zentrum des Widerstandes vorzutreiben. Es kann sich dabei um Monate, Wochen, 
ja vielleicht nur um Tage handeln. Jedenfalls aber wird es dem zahlenmäßig an 
Material und Menschen so überaus überlegenen Angreifer nicht schwer sein, an 
einigen Stellen schnell und weit ins Innere vorzubrechen. Zum Beispiel dürfte er 
in kürzester Zeit die schmalste Stelle Finnlands zwischen Oulu und Suomussalmi 
(200 km) durchstechen und die ganze nördliche Landeshälfte vom übrigen Finnland 
und damit dieses von jeglicher Zufuhr aus Skandinavien abschnüren können; zumal 
eine der großen Garnisonen des Gegners bei Uhtua gerade dieser schmalen und 
empfindlichen Stelle gegenüberliegt und durch eine Zweigverbindung mit der Mur- 
manbahn umfangreiche Truppentransporte erhalten kann. Vor allem aber kann der 
Feind von einem seiner Hauptstützpunkte an der Ostgrenze Finnlands dem an der 
Murmanbahn gelegenen Kannanlahti, aber auch von Repola aus auf die finnische 
Ostbahn vordringen. (Entfernungen: Uhtua—Taivalkoski 150 km, Oulanka—Kemi- 
järvi 150 km, davon 60 km finnische Autobuslinie, Kannanlahti—Kemijärvi 220 km 
Autostraße, Repola—Lieksa 90 km. Autostraße). 

So abgeriegelt und in die Zange Aland—Kola-Karelien genommen, wird Finn- 
lands Widerstand weniger an der eigentlichen Front zusammenbrechen, als aus 
Mangel an Kriegsmaterialien, bedingt durch ungenügende Kapazität der eigenen. 
Kriegsindustrie, die zudem noch recht küstennah liegt, und durch Abschneidung 
von fremder Zufuhr. Die Absperrung rechtzeitiger Hilfe von außen — & conto 
des entmilitarisierten und daher leicht zu erobernden Aland — muß dann Finn- 
land bald zur Kapitulation zwingen. 

Ganz anders dürfte sich ein Krieg mit dem östlichen Nachbarn gestalten, wenn 
dieser nicht die Möglichkeit hat, die Älandsinseln sofort und ohne große Verluste 
an Zeit, Material und Menschen zu erobern und zu befestigen; d.h. wenn Finn- 
land selbst die Inselgruppe befestigt und zum Flotten- und 
Flugstützpunkt ausbaut. Dann ist auch für eine in der Ostsee überlegene 
Flottenmacht der Angriff auf die Küsten Finnlands mindestens sehr erschwert. 
Vor allem die Bottenmeerküste und der Südwesten, die wichtigsten Landesteile also, 
dürfen als relativ geschützt gelten. Wie der Korken die Flasche, so verschließen die 
Alandsinseln das Bottenmeer. Vorteilhaft aufgestellte Batterien, versteckte Minen- 
sperren in den Fahrkanälen, besonders in der Älandsee, dann eine für die Schären- 
gewässer geeignete Küstenflotte machen so das Bottenmeer zu einem finnisch-schwe- 
dischen mare clausum, über das ausreichende Mengen Kriegsmaterial herübertrans- 
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- portiert werden können. Im Schutze Alands, von dem aus eine Landung in Süd- 
westfinnland erfolgreich verhindert werden kann, wird auch die eigene Kriegsindu- 
strie weiterarbeiten können und ebenso steht über Aland jederzeit das Tor für einen 
zu Hilfe eilenden Bundesgenossen offen. 

Es soll damit nur eine Möglichkeit skizziert werden, die nicht einzutreten 
braucht. Immerhin spricht sehr vieles dafür, daß man sich in Moskau wohl 
kaum mit dem Status quo in der Ostsee abgefunden hat. Noch ist das viel- 
leicht größte Ziel der russischen Expansion überhaupt — die Eroberung des 
Nordatlantik und seiner Zufahrtsstraßen — in keiner Weise verwirklicht; im Gegen- 
teil, der Verlust Finnlands und der Ostseeprovinzen war ein gewaltiger Rückschlag. 
Doch viele Anzeichen, deren Zahl sich täglich vermehrt, deuten darauf hin, daß 
neue Kräfte am Werke sind, die alten Pläne weiterzuführen. Daß Äland, als einer 
der wichtigsten strategischen Punkte im Süden dieses Raumes, dabei ganz un- 
beachtet bleiben wird, ist kaum anzunehmen. 

An das von Aland beherrschte nördliche Ostseegebiet grenzt immerhin eines der 
wichtigsten Ausfallstore der Sowjetunion, Leningrad, und gerade weil dieses im 
innersten Winkel einer maritimen Sackgasse liegt, muß sie alles daran setzen, 
sich die Öffnung freizuhalten. Voraussetzung ist dabei, daß die Sowjetunion nach 
wie vor eine imperialistische Politik zu treiben beabsichtigt. Vom Standpunkt einer 
konsequenten Friedenspolitik ließe sich eine besser geschützte Lage, als die Lenin- 
grads, kaum denken. Diese immer noch zweitwichtigste Stadt der Sowjetunion ist 
durch zwei ebenso freiheits- wie friedliebende Staaten, denen wohl niemand aggres- 
sive Absichten nachsagen wird, völlig gedeckt und geschützt, so daß für die Sowjet- 
union die Unterhaltung einer kostspieligen Kriegsflotte zum Küstenschutz über- 
flüssig wäre. Von den mehr als 3000 km russischer Vorkriegsküste an der Ostsee 
sind ja nur knapp 300 übriggeblieben. Trotzdem ist Kronstadt auch heute noch der 
stärkste Kriegshafen der Sowjetunion. Hat das rote Rußland aber doch, wie es 
leider den Anschein hat, imperialistische Ziele auch an der Ostsee, so wäre die Be- 
setzung der Alandsinseln und die Herrschaft über die Küsten des Finnischen Meer- 
busens die erste Voraussetzung dafür. Ein sowjetrussisches befestigtes Aland sichert 
die Vormachtstellung der roten Seestreitkräfte in der ganzen nördlichen Ostsee. 
Die Sowjetunion könnte dann einen starken politischen und militärischen Druck 
auf alle Staaten, deren wichtigste Gebiete im Machtbereich Alands liegen, ausüben. 

Vom Standpunkt Deutschlands, das an einer friedlichen Entwicklung des 
Ostseeländer und ungestörten Handlesbeziehungen zu ihnen hauptsächlich inter- 
essiert ist, würde ein starkes finnländisches Aland die beste Friedensgarantie im Ost- 
seegebiet bilden. Kann also Finnland eine Aufhebung der Älandkonvention er- 
reichen, so wäre das nur zu begrüßen, weil dadurch unangenehme Überraschungen 


verhindert würden. 


63 


926 Aufsätze Heft 11 
III 


Die Alandsinseln im Rahmen einer nordischen 
Neutralitätspolitik 
Seit dem immer deutlicher werdenden Versagen des Völkerbundes als Friedens- 
wahrer ist auch in der öffentlichen Meinung der nordischen Staaten eine gewisse 
Beunruhigung eingetreten und es werden verschiedene Pläne erörtert, die auf die 
‘Schaffung eines skandinavischen Blocks und eine skandinavische Neutralitätspolitik | 
hinauslaufen. Gewisse Maßnahmen zu einer Verstärkung der Wehrmacht sind in 
Schweden und Norwegen teils schon getroffen, teils noch in Vorbereitung. Vorläufig| 
scheinen die Sonderinteressen der Staaten des Nordens aber stärker zu sein als die | 


Erkenntnis des Gemeinsamen. Die in der nordischen Presse erwogenen Pläne zu 
einer Sicherung ihrer Neutralität können also nur als Symptome einer Beunruhi- | 
gung gewertet werden. Sie seien im folgenden kurz skizziert. | 

Man erörtert die Aufstellung einer gemeinsamen Waffenreserve, die beim An- 
griff auf einen der nordischen Staaten diesem sofort zur Verfügung gestellt 
werden soll — eine Art von internordischem Hilfskorps also. Weiter werden Vor- 
schläge zur Vereinheitlichung der Kriegsindustrie und der Waffentypen gemacht. 
Bei Lahmlegung der Kriegsindustrie des angegriffenen Staates, könnte dieser 
also die Werke der anderen nordischen Staaten in Anspruch nehmen. Leb- 
haft erörtert wird die Frage der Heilung verschiedener ‚wunder Punkte“ im strate- 
gischen Gefüge des Nordens. In erster Linie ist hierbei auf die Älandsinseln ab- 
gezielt. Man beginnt einzusehen, daß dieses im Herzen des Ostseeraumes gelegene 
Inselreich in seinem jetzigen entmilitarisierten Zustande dank seiner bedeutungs- 
vollen Lage ‚ein ständig gegen das Herz Schwedens“ — und auch Finnlands — 
„gerichteter Dolch“ sein kann, dessen Gefährlichkeit dem von Osten her ständig 
zunehmenden Flankendruck auf das Ostseebecken direkt proportional ist. Durch die 
Umgestaltung dieses militärischen Vakuums in einen widerstandsfähigen nordischen | 
Verteidigungskern aber könnte man der Pressung von außen einen einigermaßen | 
starken Innendruck entgegensetzen. 

Eine der Hauptschwierigkeiten bei der Lösung des Älandsproblems ist die Tat- 
sache, daß die Älandskonvention ein international garantiertes Servitut ist, dessen 
Aufhebung somit über die Kompetenz der nordischen Staaten hinausgeht. Alle 
Lösungen, die auf der Verhandlungsbasis aufgebaut sind, setzen also die Fühlung- 
nahme mit außernordischen, ja außerhalb des Ostseeraums stehenden Mächten 
voraus. | 

Die 1921 in Genf abgeschlossene Konvention, die die dauernde Neutralisierung | 
der Inseln vorsieht, ist von allen Ostseeanliegern, mit Ausnahme von Rußland und | 
Litauen (das damals noch keinen Ausgang zum Meere hatte), sowie von England, 
Frankreich und Italien unterzeichnet. Eine direkte aktive Garantie der Signatar- | 
mächte für den Status quo der Älandsinseln ist mit dieser Unterzeichnung aber 
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nicht verbunden, vielmehr ist bei einer Neutralitätsverletzung der Völkerbund anzu- 
rufen, dem die Ergreifung etwaiger Schutzmaßnahmen überlassen bleibt. Anderer- 
seits ist aber Finnland verpflichtet, die Integrität der Inseln in einem Ostseekrieg 
mit Hilfe bewachter Minensperren sicherzustellen. 

Die Verfechter der bewaffneten nordischen Neutralität machen eine Reihe 
von Gründen gegen die Unzulänglichkeit der Alandskonvention geltend, von denen 
die drei wichtigsten kurz besprochen werden sollen: 

I. Unter Hinweis auf das Versagen der Sanktionen gegen Italien während des 
abessinischen Krieges, sowie neuerdings auf das Scheitern der Nichteinmischungs- 
konferenz glaubt man, ein allgemeines Bestreben der Großmächte feststellen zu 
können, sich mehr und mehr aus internationalen Verpflichtungen zu aktiver Hilfe- 
leistung zurückziehen zu wollen. Man hält es auch nicht für wahrscheinlich, daß 
die Garanten der Älandskonvention in einem Ostseekriege irgendwelche Maßnahmen 
zum Schutze der äländischen Neutralität unternehmen werden, für die eine bin- 
dende Verpflichtung nicht besteht. Da eine Änderung der Konvention in dem 
Sinne, daß die Garanten bei jeder Neutralitätsverletzung zur aktiven Hilfeleistung 
und eventuellen Wiederherstellung des Status quo sich verpflichten sollen, kaum 
erreicht werden kann, bleibt doch die ganze Schwere der Verteidigung ÄAlands gegen 
einen vielleicht viel stärkeren Angreifer auf Finnlands Schultern liegen. Ist man 
gerade dann, wenn Hilfe am nötigsten ist, auf sich allein gestellt, so will man auch 
selbst nach Lage der Dinge schon im voraus die notwendigen Schutzmaßnahmen 
treffen und zusammen mit solchen Mächten, die ein wirklich positives Interesse an 
der Integrität Älands haben in einem neuen Abkommen selbst über das Schicksal 
dieses finnischen Landesteiles bestimmen. 

2. Da Rußland bereits gegen die Alandskonvention von 1921 protestiert hat und 
sich weder durch diese, noch durch zukünftige Abkommen über Äland in irgend- 
einer Weise gebunden fühlt, ist man sich im Norden in weiten Kreisen darüber 
klar, daß hier die Hauptgefahr für die Unabhängigkeit und Neutralität der Älands- 
inseln zu suchen ist. Der ungeheure Aufbau der sowjetrussischen Militärmacht läßt 
diese Gefahr als sehr bedrohlich erscheinen. Zum Ausgleich dieser Überlegenheit 
Rußlands, selbst über die vereinigten Streitkräfte des Nordens, sind effektive Sicher- 
heitsmaßnahmen für Aland dringend notwendig. 

3. Die für den Schutz der äländischen Neutralität allein vorgesehenen Minen- 
sperren mochten vielleicht dem Stande der Kriegstechnik von 1921 nach für einiger- 
maßen ausreichend angesehen werden, heute, nach der überaus schnellen und durch- 
greifenden Entwicklung aller Waffenarten, vor allem der Luftwaffe, sind diese 
Maßnahmen allein vollkommen ungenügend. Um der militärtechnisch gänzlich 
überholten Älandskonvention wieder einiges Gewicht zu verleihen, müssen die für 
Aufrechterhaltung der äländischen Neutralität erforderlichen militärischen Hilfs- 
“mittel dem gegenwärtigen Stande der Kriegstechnik angepaßt werden. Hierher 
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gehören als reine Verteidigungswaffen gegen Angriffe aus der Luft: eine aus- 
reichende Erdabwehr, dazu Kampfflugzeuge, gegen Angriffe zur See gepanzerte | 
Küstenbatterien und eine speziell für die Schärengewässer geeignete Küstenflotte. | 
Endlich gegen Landungsmanöver ein mit allen Maschinenwaffen ausgerüstetes Trup- | 
penkontingent. Diese von den nordischen Staaten gemeinsam aufzustellenden Streit- | 
kräfte hätten ausschließlich dem Schutz der Älandsinseln zu dienen und wären in |) 
ihrem Umfang und ihrer Ausrüstung ganz auf die Verteidigung der Inseln ein- 
zustellen — eine sog. Neutralitätswehr also, deren Chef nur dem Präsidenten Finn- 
lands, als dem obersten Gebietsherren Alands, verantwortlich wäre. 

Wann und auf welche Weise die bestehende Alandskonvention aufgchohe 
werden und Finnland die uneingeschränkte Wehrhoheit über das Gebiet der Älands- | 
inseln erklären wird — mit Schwedens und anderer Mächte Hilfe, gegen oder ohne 
Zustimmung der übrigen Signatarmächte, vor allem aber gegen den in jedem Fall | 
zu erwartenden scharfen Protest der Sowjetunion — das ist heute noch gar nicht | 
vorauszusehen. Vorläufig sind alle Abänderungspläne bloß Programme von relativ 
kleinen politischen Gruppen. Die überall im Norden direkt oder indirekt regierende 
Sozialdemokratie wird kaum die Initiative zu einer Remilitarisierung der Älands- 
inseln ergreifen und gerade dadurch das scheinbare politische Gleichgewicht im 
Ostseeraume stören, das sie doch selbst mit so vieler Mühe zu erhalten sucht. So- 
lange keine politisch aktivere Bewegung die Staatsführung der nordischen Nationen 
bestimmt, wird man weiterdiskutieren und abwarten. Inzwischen aber wächst der 
russische Druck auf das Ostseebecken weiter — und vielleicht werden die von den 
nordischen Politikern zu lange zurückgestellten Pläne einer Wiederbefestigung 
Älands über Nacht gerade von denjenigen verwirklicht, gegen die sie im Grunde 
genommen als wohlberechtigte Schutzmaßnahmen gerichtet waren. 


CONSTANTIN GRAF STAMATI: 
Die Lage am Eismeer 


ı. Finnlands Eismeerstraße 


In den Kämpfen der Jahre von 1917 bis 1920 hat Finnland nicht nur seine 
völlige staatliche Selbständigkeit errungen, sondern obendrein noch ein geopolitisch 
überaus wichtiges Gebiet hinzugewonnen, das ihm den Zugang zum Eismeer öffnet. 
Im Frieden von Dorpat, den ı4. Oktober 1920, trat Sowjetrußland das 10470 qkm 
große Petsamogebiet Finnland ab, wodurch der vorzügliche eisfreie Hafen am || 
Petsamofjord und ein etwa 500 km langer Streifen am Eismeer in den Besitz Finn- || 
lands kamen. Die politischen und militärischen Führer Finnlands haben dadurch, 
daß sie auf der Abtretung dieses Landstrichs bestanden, einen Weitblick bewiesen, | 
der den vom Glauben an die baldigst bevorstehende Weltrevolution besessenen 
Bolschewisten damals abgegangen ist. Heute werden sie es wohl bitter bereuen, daß 
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sie den günstigsten Ausgangspunkt zum Landangriff auf Nordnorwegen (das west- 
lich an das Petsamogebiet angrenzt) und die zur Errichtung eines Kriegshafens so 
günstige Petsamobucht aus der Hand gegeben haben. Es gehört nicht viel Phantasie 
dazu, um sich vorzustellen, welchen Charakter der Petsamofjord heute tragen würde, 
wenn er der Sowjetunion verblieben wäre: den einer stark befestigten Flotten- und 
Flugzeugbasis von nicht geringerer Stärke als Poljarnoje. Während das Petsamo- 
gebiet für die Sowjetunion also nur den Wert eines Ausgangspunktes für weitere 
Eroberungen haben könnte, bedeutet es für Finnland die Abrundung seines lapp- 
ländischen Besitzes, die Möglichkeit, ihn, dank dem Eismeerhafen, wirtschaftlich zu 
erschließen und zudem auch noch die endliche Erfüllung mehrfach gegebener, aber 
nie gehaltener Versprechungen der zaristischen Regierung. 

Verfolgt man nüchtern die Entwicklung in der sowjetrussischen Arktis, so ge- 
winnt man eindeutig den Eindruck, daß es erst um das Jahr 1929 etlichen vom 
Pioniergeist erfüllten Forschern (Fersmann, Schmidt u. a.) gelungen ist, die Mos- 
kauer Machthaber von der ungeheuren Bedeutung der Arktis in wirtschaftlicher 
Hinsicht zu überzeugen, woraufhin dann der Aufbau wirtschaftlicher und gleich- 
zeitig auch militärischer Positionen in ihr mit dem überstürzten Tempo, der dem 
Bolschewismus eignet, in Angriff genommen wurde. Immerhin waren die Bolsche- 
wisten schon 1920 vorsichtig genug, um an die Abtretung des Petsamogebietes Be- 
dingungen zu knüpfen, die bei der heute gänzlich veränderten Lage eine schwere 
Belastung für Finnland darstellen müssen. Die Paragraphen 6 und 8 des Friedens- 
vertrages zu Dorpat bestimmen, daß Finnland nicht das Recht hat, am Eismeer 
Kriegsschiffe, deren Umfang über 400 t hinausgeht, zu halten. Die Zahl der Kriegs- 
schiffe oder bewaffneten Schiffe bis zu 400 t ist auf ı5 beschränkt. Nur für Schiffe 
unter der 100-Tonnen-Grenze ist eine Begrenzung nicht festgesetzt worden. Eben- 
falls hat sich Finnland verpflichten müssen, keinerlei U-Boote oder bewaffnete 
Flugzeuge an der Eismeerküste zu halten. Auch die Anlage eines Kriegshafens und 
von Reparaturwerkstätten für Kriegsschiffe größeren Umfangs, als sie oben genannt 
wurden, ist nicht gestattet. Der Personen- und Frachtverkehr durch das Petsamo- 
gebiet nach Norwegen darf nicht behindert werden, ist nicht zollpflichtig und unter- 
liegt keiner Kontrolle. Das Überfliegen des Petsamogebietes durch sowjetrussische 
Zivilflugzeuge nach Norwegen darf nicht behindert werden. Das sind ohne Zweifel 
Bestimmungen, die die Verteidigungsmöglichkeiten Finnlands im Petsamogebiet 
stark einschränken. 

Während die Sowjetunion erst ein Jahrzehnt seit dem Dorpater Frieden ver- 
streichen ließ, ehe sie unter schonungslosem Einsatz politischer Zwangsarbeiter und 
unter vielen Rückschlägen und kostspieligen Experimenten an die Schaffung von 
wirtschaftlichen und militärischen Positionen im arktischen Gebiet gegangen ist, 
hat es Finnland, trotz der schweren Aufbauarbeit, die es im Inneren infolge der 
Zerstörungen der Roten im Freiheitskriege zu leisten hatte, nicht versäumt, sein 
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1 Kolonialgebiet (Lappland und Petsamo) 
y “| Schritt für Schritt zu erschließen. Es 


aber auch ohne Rückschläge, zäh und | 
hin, wie .es dem finnischen Wesen ent- 


starken nationalen Wollens, eine fast un- | 


bemerkt gebliebene, aber um so bedeutsa- | 
mere kolonisatorische Leistung vollbracht. | 


| wurde finnischerseits ohne Überstürzung, || 
bedächtig, zugleich aber auf weite Sicht 'F 


| spricht, getragen von dem Schwung eines | 


Gewiß, im Vergleich mit den Maßstäben des östlichen Riesenreiches, sind die I 


Mittel Finnlands eng beschränkt. Dafür werden aber Fehlinvestierungen vermieden | 


und auf einem vergleichsweise mit der sowjetrussischen Arktis engen Raum Bei- || 


spielgebendes geleistet. Von entscheidender Bedeutung für diese Arbeit ist die Eis- 
meerstraße, die von Rovaniemi, dem Endpunkt der Eisenbahn, hart am Polarkreise, | 
53ı km in nördlicher Richtung bis Linahamari, dem von Finnland erbauten Eis- 
meerhafen am Petsamofjord, führt. Sie ist von 1922 bis 1930 erbaut worden und | 


ist bis jetzt die einzige Eismeerstraße überhaupt. Von ihr ab führt eine Straße über || 


Inari bis Kaamanen, deren Verlängerung in westlicher und nordwestlicher Richtung 
bis Karasjok (an der norwegischen Grenze) und bis Syysjärvi (Utsjoki-Richtung) 
geplant ist. Gleichfalls soll eine Straße von Salmijärvi bis Koltaköngas, in der Rich- | 
tung nach dem norwegischen Hafen Kirkenes, erbaut werden. Der Verbindung mit 
Schweden dient die Straße von Rovanıemi über Kittilä bis Muonio, die dann weiter 
über Enantekiö hinausgeht. Sie soll weiter bis Karesuando, auch an der schwedischen 


Grenze, geführt werden, wohl um eine bessere Verbindung mit dem nordschwedi- || 


schen Straßennetz zu erzielen. Längs der schwedischen Grenze gibt es noch die 
Straße von Kauliranta (nördlich von Tornio) bis Muonio. Von Rovaniemi geht 
eine Eisenbahnlinie bis Kemijärvi in östlicher Richtung, von wo eine Straße in der- 
selben Richtung bis in die Nähe der russischen Grenze führt. Nördlich dieser Linie 
bis Petsamo sind keinerlei Straßen in östlicher Richtung gebaut oder projektiert. 
Auch die Eismeerstraße führt, soweit sie durch das Petsamogebiet geht, hart an der 
norwegischen Grenze entlang. Der zwischen Murmansk und dem kleinen Ort 
Petsamo existierende Weg ist in schlechtem Zustand. Ausschlaggebend für diese 
westliche Ausrichtung des Straßennetzes werden wirtschaftliche Erwägungen sein, 
die durch politische und militärische aber eine gewisse Ergänzung erfahren haben 
dürften. 

Längs der Eismeerstraße und ihren Abzweigungen werden Kolonisten angesetzt, 
die 60 bis 80 ha durchschnittlich erhalten, je nach den Bodenverhältnissen. Vom 
Staat werden sie anfangs unterstützt und gefördert. Diese Ansiedler mit ihren 
kinderreichen Familien, die in den in Finnland üblichen sauberen Holzhäusern 
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“ wohnen, machen einen ausgezeichneten Eindruck. Die an der Eismeerstraße er- 
zählte Anekdote von dem Touristen, der seine goldene Uhr verlor, um sie am 
nächsten Tag aufgezogen auf einem Stein am Wege wiederzufinden, charakterisiert 
die aufrechte, ehrenwerte Mentalität der Bewohner Finnisch-Lapplands wohl am 
besten. Die bäuerlichen Kolonisten werden sorgsam ausgesucht. Bei der wohldurch- 
dachten Ansiedlungsmethode, die die Elemente der privaten Initiative und vor- 
sichtigen staatlichen Lenkung und Schulung vorzüglich ins Gleichgewicht gebracht 
hat, sind Rückschläge kaum zu verzeichnen. Viehzucht und Gemüsebau überwiegt, 
wie es durch das Klima bedingt ist. Eine größere wirtschaftliche Bedeutung kommt 
auch dem Touristenverkehr zu. Es ist hier nicht der Ort, näher darauf einzugehen. 
Nur so vielsei gesagt, daß die von der Finnischen Touristenvereinigung geschaffenen 
Reisemöglichkeiten und Unterkünfte (sie werden besonders stark von Engländern 
ausgenutzt) in ihrer Verbindung von Kultiviertheit, Bequemlichkeit und Billigkeit 
wohl einzig dastehen. Sicherlich würden fast alle Touristen, die sich auf finn- 
ländischem Gebiet ungehindert auch in der Grenzzone bewegen können, gern auch 
die Kola-Halbinsel besuchen, um ihre Naturschönheiten und die großartigen bol- 
schewistischen Aufbauleistungen zu bewundern, von denen die Propaganda berichtet. 
Unverständlicherweise ist das nicht möglich, da die sowjetrussische Grenze gegen- 
über Finnland hermetisch abgeschlossen ist. Ein Gegensatz, der nachdenklich stim- 
men muß. 

Die finnländische Kolonisierung des hohen Nordens konnte erst nach dem Ge- 
winn des Petsamogebietes und dem Bau der Eismeerstraße großzügig in Angriff 
genommen werden. Bis dahin haben sich die Finnen nur langsam gen Norden vor- 
schieben können. Eine feste Grenze zwischen dem eigentlichen Finnland und Lapp- 
land läßt sich also nicht ziehen. In einigen Jahrzehnten wird es sich vermutlich 
überhaupt erübrigen, von einem Kolonialfinnland zu sprechen. Das Land nördlich 
des Polarkreises wird immer stärker von Finnen besiedelt, wozu neben der steigend 
" wichtiger werdenden Eismeerfischerei mit ihrer verarbeitenden Industrie (die Grund- 
lagen dafür sind mittlerweile geschaffen worden), dem Bergbau eine besondere Be- 
deutung zukommen wird. Das Petsamogebiet birgt reiche Lager von Nickel und 
anderen Erzen. 2 km südlich von Salmijärvi zweigt von der Eismeerstraße in öst- 
licher Richtung ein ı5 km langer Weg bis Kolosjoki ab, dem Zentrum der anglo- 
kanadischen Nickelkonzession. Die „International Nickel Company of Canada“ hat 
dort, etwa 70 km vom Eismeer entfernt, eine 45 qkm umfassende Konzession er- 
worben. Es ist eine Petsamo Nickel O/Y gegründet worden, die unter bestimmten 
Bedingungen (nur finnische Arbeiter dürfen eingestellt werden, und die Auf- 
wendungen für die Gehälter, die Grubenarbeiten, das Material usw. sollen in hohem 
Maße Finnland zugute kommen) die Ausbeute übernommen hat. Im Juni 1935, 
hat die Petsamo O/Y ihre Tätigkeit begonnen. Aus den bisher zu erhaltenden Mit- 
teilungen läßt sich ersehen, daß zwar noch viele technische Einzelheiten der Ge- 
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winnung und Bearbeitung des Erzes nicht geklärt sind, am Aufbau eines großen 
Unternehmens in kürzester Zeit aber kein Zweifel mehr bestehen kann. Der Bau 
einer Eisenbahn kommt vorläufig wohl nicht in Frage, und das Erz soll in Last- | 
autos bis zum Hafen Linahamari, der stärker ausgebaut wird, geschafft werden. 
Soweit dürfte es voraussichtlich 1941 sein. In diesem Sommer waren rund 600 Ar-} 
beiter in der Konzession beschäftigt, einschließlich der Wegearbeiter allerdings. Die: 
Einwohnerzahl des Petsamogebiets, die zur Zeit der Angliederung etwa 2000 betrug? 
und sich in den Jahren der finnischen Herrschaft fast verdoppelt hat, dürfte bald. 
stark ansteigen (das Petsamogebiet ist im Vergleich zum nördlichen Teil Finnisch-! 


Lapplands besonders schwach besiedelt). Für mitteleuropäische Begriffe sind die! 
Bevölkerungszahlen im Norden erstaunlich gering. Man muß aber berücksichtigen, 
daß die Erschließung der menschenleeren Gebiete des hohen Nordens ein Problem 
ist, das bis vor kurzem noch allgemein als unlösbar galt. Die bisherigen a || 
(um mehr handelt es sich nicht) haben bereits den Beweis erbracht, daß in diesen! 
nördlichen Zonen Lebensmöglichkeiten für eine zahlreiche Bevölkerung zu schaf-| 
fen sind. Unsere Technik in Verbindung mit den modernen landwirtschaftlichehh 
Methoden gestattet es, den Norden für den Menschen wohnlich zu machen. Das} 
Beispiel Finnlands lehrt, daß diese Erschließung des Nordens auch ohne Sklaven- 
arbeit politischer Sträflinge und ohne kostspielige Experimente möglich ist. Ziehi 


man in Betracht, daß weite Gebiete unserer Erde (außer dem russischen Norden 
vor allem Alaska und Nordkanada) noch fast völlig unerschlossen sind, obwoh! 
große Teile dieser Länder weit bessere Bedingungen bieten als der Norden Finn- 
lands, so wird man die bahnbrechende Bedeutung der finnischen Eismeerstraße erst 
richtig würdigen können. Eine für mitteleuropäische Maßstäbe dichte Besiedlung 
wird im Norden wohl niemals möglich sein (worin man übrigens auch einen Vor-! 
zug sehen kann). Darum bedeutet aber eine verhältnismäßig kleine Anzahl von) 
Menschen, die in diesen Gebieten wirklich Fuß faßt und in ihnen seine Heimat! 
findet, die sie nicht für eine reichere, südlichere Gegend hergeben möchte, unend-! 
lich viel. Finnland ist es gelungen, einen Stamm so gearteter Menschen zu schaffen. 
Vergleicht man damit die Bevölkerungszahlen auf der Kola-Halbinsel, deren Um-! 
fang der Tschechoslowakei nahekommt, so zeigt sich auf den ersten Blick ein über-! 
raschendes Ansteigen: von 23000 in ı0 Jahren auf über 160000. Allerdings sind!) 
es zum allergrößten Teil politische Sträflinge. Die Versuche der bolschewistischen! 
Machthaber, in der südlich von Kola gelegenen „autonomen“ Räterepublik Karelien 
ukrainische und russische Bauern anzusiedeln, sind völlig fehlgeschlagen. Dieser! 
Gegensatz der Kolonisationsmethoden bedarf keines weiteren Kommentars. 


2. Die sowjetrussische Position in der Arktis 


Es wäre ein großer Fehler, die Aufbauleistung in der sowjetrussischen Arktis zuh 
unterschätzen. Es sollen hier nur die grauenerregenden, unmenschlichen Methoden 
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und der von heftigen Rückschlägen begleitete experimentierende Dilettantismus der 
roten Mächthaber der mustergültigen finnischen Erschließungsart gegenübergestellt 
werden. Für die Sowjetunion ist die wirtschaftliche Erschließung des hohen Nor- 
dens und die Schaffung von Neuland für die Bevölkerung der südlichen Gebiete 
des europäischen Rußland eine Notwendigkeit. Die fruchtbare Schwarzerdzone und 
die zentralen Gebiete sind infolge der Entwaldung in steigendem Maße von Dürre- 
katastrophen und Hungersnöten heimgesucht; hinzu kommt die .Bodenerschöpfung 
infolge mangelnder Düngung und des ständigen Weizenanbaus. Es handelt sich nach 
ernstzunehmenden Schätzungen um 15—20 Millionen Menschen, die, sollen halb- 
wegs erträgliche Zustände hergestellt werden, anderswo einen Unterhalt finden 
müssen. Zieht man die reichen Bodenschätze des Nordens in Betracht, die der Er- 
schließung harren und deren Ausbeutung die wirtschaftliche und militärische Posi- 
tion Sowjetrußlands wesentlich verbessern würde, so ist die Entwicklungstendenz 
gegen Norden eindeutig gegeben 1). Daß diese zwangsläufige Entwicklung sehr leicht 
mit dem Streben nach dem offenen Ozean — in diesem Fall dem Atlantischen — 
zusammenfallen könnte, dürfte einleuchtend sein. Das Leningrader Gebiet mit Ost- 
karelien und dem Bezirk Murmansk als Einheit betrachtet (verwaltungstechnisch 
und militärisch ist diese Einheit mittlerweile schon geschaffen worden) bildet die 
Basis, von der aus die Erschließung des Nordens vorgenommen wird. Da die großen 
sibirischen Ströme, wie einige nordrussische, ins Eismeer münden und die besten 
Verkehrsadern darstellen — Wege- und Eisenbahnbau wären ungeheuer kostspielig 
und langwierig — stellt der nördliche Seeweg, dessen Ausgangspunkte Leningrad 
mit dem Weißmeerkanal, Murmansk und Archangelsk bilden, das vorläufig geeig- 
netste Mittel zur Erschließung der nördlichen Hälfte Sibiriens dar. 

Dem Gebiet vom Finnischen Meerbusen bis zum Eismeer, das westlich von Finn- 
wand und östlich vom Weißen Meer begrenzt wird und durch das die Murmansk- 
bahn und der Ostsee-Weißmeer-Kanal führen, kommt eine vierfache Bedeutung zu: 
Es birgt mit die wertvollsten Bodenschätze, die zur Gewinnung von künstlichen 
Düngemitteln — Superphosphat u.a. — und von Aluminium dienen; hinzu kom- 
men die reichen Fundstätten von Kupfer, Nickel und Eisenerzen (die 1929 gegrün- 
dete Stadt Chibinogorsk, später in Kirowsk umbenannt, auf der Kola-Halbinsel, zu 
der eine dreißig Kilometer lange Abzweigung der Murmanskbahn führt, liegt im 
Zentrum dieser Vorkommen. Sie zählt heute etwa 45 000 Einwohner). Es ist, zwei- 
tens, die Basis der Erschließung der nördlichen Hälfte Sibiriens auf dem Seewege. 
Im Hinblick auf den fernöstlichen Konflikt sei hierzu noch angemerkt, daß durch 
den Weg über das Eismeer und die Ströme Sibiriens eine gewisse, wenn auch be- 
scheidene Entlastung der transsibirischen Eisenbahn erfolgen könnte. Schon wäh- 


1) Der mangelnde Raum gestattet uns nicht, diesen Gedanken näher zu begründen. In einem 
im nächsten Jahr im „Volk und Reich“-Verlag erscheinenden Buch soll die Entwicklung in der 
sowjetrussischen Arktis und ihre Rückwirkungen auf die baltischen und skandinavischen Staaten 
ausführlich dargestellt werden. 
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rend des ersten russisch-Japanischen Krieges ist derartiges versucht worden, ebenso 
beim Bau der sibirischen Eisenbahn. Es ist, drittens, die Angriffsplattform auf 
Skandinavien und in gewissem Grad auch auf Estland. Viertens, geht die kürzeste 
Flugverbindung zwischen Moskau und San Franzisko über Murmansk und Spitz- 
bergen. Da dem Luftverkehr über das polare Gebiet in den kommenden J ahrzehnten 
allgemein eine große Bedeutung zugesprochen wird und Spitzbergen dank seiner 
geographischen Lage dafür unentbehrlich ist, dürfte das sowjetrussische Interesse 
für diese Inselgruppe auch unter diesem Gesichtspunkt zu beurteilen sein. Tatsäch- 
lich sind auch schon sowjetrussische Vorschläge an Norwegen in bezug auf die Ein- 
richtung einer Flugstation auf Spitzbergen erfolgt. Ein stärkerer Ausbau des sowjet- 
russischen Straßen- und Eisenbahnnetzes und die Entstehung neuer Zentren in 
Sibirien und am nördlichen Ural würde die Bedeutung des Raumes von Narwa bis 
Murmansk (des ingrisch-karelischen Raumes also, wenn man ihn so nach seiner 
ursprünglichen Bevölkerung nennen will) mit der Zeit mindern. Für die nächsten 
Jahrzehnte wird die Schlüsselstellung dieses ingrisch-karelischen Raumes aber unver- 
ändert bestehen bleiben. 


3. Zur politischen und militärischen Situation im Nordosten 


Um Mißverständnissen zu begegnen, die sich bei der Untersuchung eines Teil- 
problems leicht einstellen können, sei hervorgehoben, daß es nicht der Zweck dieser 
Ausführungen sein soll, einen etwaigen sowjetrussischen Vorstoß nach Nordskandi- 
navien als zwangsläufig und unabwendbar hinzustellen. Wenn man die Grenzen 
der Sowjetunion prüfend betrachtet, so fallen einem vor allem drei Gefahrenzonen 
auf: Das exponiert gelegene, leicht abzuschneidende Küstengebiet mit Wladiwostok, 
die Dnjestrgrenze (Bessarabien) und der ingrisch-karelische Raum mit seiner 
Druckrichtung auf das Ostseegebiet und Nordskandinavien. Von einem auf die 
Dauer unvermeidbaren Konflikt wird man wohl nur in bezug auf die fernöstliche 
Lage sprechen können. Von den beiden anderen Ecken läßt sich nur soviel mit 
Bestimmtheit aussagen, daß eine Erweiterung ihrer Machtpositionen hier wie dort 
für die Sowjetunion besonders erstrebenswert sein müßte und daß sie im Fall einer 
für sie günstigen allgemeinpolitischen Situation oder kriegerischer Verwicklungen, 
die ihr freie Hand ließen, wohl auch einen Zugriff wagen würde. Die Voraussetzung 
wäre allerdings, daß die in der sowjetrussischen Angriffsrichtung liegenden Gebiete 
schwach und ungesichert dastehen würden. Das ist eben noch der Fall. Von ent- 
scheidender Bedeutung wäre also die Widerstandskraft der Nachbarn der Sowjetunion 
und der Rückhalt, den sie notfalls finden könnten. Wenn wir uns auf den Nord- 
osten beschränken, so finden wir allerorts eine beginnende Erkenntis der drohenden 
Gefahr und Anfänge von Sicherungsmaßnahmen, ohne daß die Schwäche und Zer- 
splitterung in der Abwehr schon überwunden wäre. Im Eismeer dominiert 
die sowjetrussische Flotte uneingeschränkt. Weder Norwegen noch Finnland haben 
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ihr etwas entgegenzusetzen. Ein militärischer Vorstoß auf dem Landwege gegen 
Nordnorwegen über das schmale Petsamogebiet wäre zwar schwierig, aber bei der 
Unterstützung durch die Flotte in Verbindung mit Truppenlandungen an der Küste 
durchaus möglich. Bei den Augenblicklichen Wegeverhältnissen und der Schwierig- 
keit des Nachschubes für eine sowjetrussische Armee kämen nur eine verhältnis- 
mäßig kleine Truppenanzahl für eine derartige Operation in Betracht. Über 'Trup- 
pen, die sich auf einen Krieg im hohen Norden verstehen, verfügt die Sowjetunion 
immerhin. Sie hat mindestens zwei Divisionen nördlich von Leningrad stehen, wobei 
die Zentren für sie Petroskoi (die Hauptstadt Ostkareliens) und Murmansk sind. 
Die nordrussische und sibirische Bevölkerung gibt ein gutes und für eine Operation 
im hohen Norden naturgemäß höchst geeignetes Soldatenmaterial ab, das noch dazu 
besonders auf diese Ziele hin geschult wird. Die wenig zahlreichen, wenn auch vor- 
züglich geschulten finnischen Grenzschutztruppen und die geringe Anzahl norwegi- 
schen Militärs in Finnmarken wären kaum imstande, demgegenüber einen nach- 
haltigen Widerstand zu leisten. Hinzu kommt, daß die Sowjetunion über einen 
Stamm vorzüglicher Arktisflieger verfügt. In dieser Hinsicht hat sie einen wichtigen 
Vorsprung gewonnen. In der Reichweite der sowjetrussischen Bomber liegt Narvik 
und das nordschwedische Erzgebiet. Bei einer militärischen Sicherung Finnmarkens, 
einem Ausbau des Straßennetzes und einer stärkeren Besiedlung Nordnorwegens, 
die den jetzigen Leerraum ausfüllen würde, wäre die Angriffsgefahr stark gemin- 
dert. Finnisch-Lappland mit seinen Sümpfen, riesigen Wäldern, zahllosen Seen und 
Höhenzügen (Tunturit genannt) ist gegen einen Angriff gut geschützt. Der Bau der 
längst geplanten Stichbahnen von der Murmanskbahn ab zur Grenze Finnlands ist 
bis jetzt noch nicht vorgenommen worden. An ihrer Herstellung spätestens in einem 
Jahrzehnt ist aber nicht zu zweifeln. Es sind nur wenige Wege und für Kraftwagen 
benutzbare Straßen in dieser Richtung in Ostkarelien vorhanden. Ein Vorstoß quer 
durch Finnland in der Richtung auf das Nordende des Bottnischen Meerbusens 
ist immerhin im Laufe der Geschichte schon mit Erfolg unternommen wor- 
den. Durch ihn, wenn er glücken sollte, wäre der Norden Finnlands abgeschnitten. 
Er könnte nur dann glücken, wenn die beiden skandinavischen Staaten zu einem 
Eingreifen zu schwach oder dazu nicht gewillt wären. Es darf bei dieser Betrach- 
tung nicht außer Acht gelassen werden, daß die militärische Position Sowjetruß- 
lands im hohen Norden immer stärker wird und daß sich somit die Lage immer 
mehr zugunsten der Sowjetrussen verschiebt. Abschließend könnte man sagen, daß 
die militärischen Möglichkeiten der drei kleinen Staaten im Norden völlig aus- 
reichen, um zu verhindern, daß ein Teil Nordskandinaviens durch einen sowjet- 
russischen Handstreich verloren geht. Nur müßten diese militärischen Möglichkeiten 
erst verwirklicht werden. Bis jetzt gilt das nur für Finnland, in hohem Maße 
jedenfalls. Falls der Norden nicht Nebenkriegsschauplatz sondern Hauptkriegsschau- 
platz würde, wäre die Lage allerdings ganz anders. 
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Sehr viel ungünstiger ist zweifellos die Lage der baltischen Staaten Estland und 
Lettland. Sie könnten von der Sowjetunion unter Ausnützung eines relativ dichten 
Straßen- und Eisenbahnnetzes durch eine große Truppenanzahl erdrückt werden. | 
Eine Operation, die zumal gegenüber Estland noch dazu schnell durchführbar wäre. | 
Das Argument, das man vielfach im Norden hört, die Sowjetunion werde ihre 
inneren Schwierigkeiten nicht durch eine Eroberung von zwei geschlossen siedeln- 
den, nationalbewußten Völkern vergrößern wollen, scheint wenig stichhaltig. So- 
wohl die Esten wie die Letten sind durch das Zweikindersystem zu einem Bevölke- | 
rungsstillstand gekommen. Die primitive russische Minderheit dieser Staaten hin- 
gegen vermehrt sich stark. In Estland ist es sogar schon zur Zulassung polnischer 
Wanderarbeiter gekommen. In Lettland findet man einen Kinderreichtum auch 
nur bei den katholischen, kulturell sehr viel tiefer stehenden. Lettgaller, die eine 
lange Zeit direkt unter der russischen Herrschaft gestanden haben (im übrigen 
Lettland und in Estland hat die deutschbaltische Ritterschaft und das Bürgertum | 
der Städte mit ihrer Selbstverwaltung die Letten und Esten eine lange Zeit vor den | 
Einflüssen des Russentums geschützt). Eine Besiedlung der baltischen Provinzen 
mit russischen Bauern ist schon von Stolypin vorgesehen worden und wäre auch 
erfolgt, wenn der Weltkrieg nicht dazwischen gekommen wäre. Die bolschewisti- 
schen Machthaber haben ja bewährte Rezepte für eine Nationalitätenpolitik: Die 
Träger der nationalen Idee, die Ober- und Mittelschicht, wird als reaktionär ver- 
nichtet und ausgesiedelt (einschließlich der Großbauern), das national noch nicht 
erwachte Proletariat wird durch Versprechungen und anfängliche Konzessionen 
gewonnen und im übrigen wird das Land mit Russen besiedelt. Die Möglichkeit, im 
Raum zwischen Riga und Narwa eine Million russischer Bauern und Arbeiter anzu- 
siedeln, wäre leicht zu schaffen, wenn man die schonungslosen Methoden des 
Bolschewismus in Betracht zieht. Ohne Zweifel wäre auch die Bereitschaft der rus- 
sischen Bauern, in diese landwirtschaftlich sehr viel höher entwickelten Gebiete zu ' 
ziehen, groß. Für die durch den Hunger und die Landnot bedrohten Millionen | 
wären diese Gebiete ein ersehntes Ziel. Die lettische und estnische Intelligenz würde 
zum Teil, soweit sie als Spezialisten brauchbar wären, in den innerrussischen Ge- 
bieten verstreut, rasch ihre Nationalität verlieren. Im Laufe eines Jahrzehnts wären 
Est- und Lettland in ein sowjetrussisches Land verwandelt. Das wären nur die 
Methoden, die Sowjetrußland in Ingermanland und Ostkarelien und auch anderswo 
anwendet. Diesen ernsten Gefahren gegenüber ist eine Vogel-Strauß-Politik nicht 
am Platz. Unter den heutigen Umständen wäre der Besitz der Küste Estlands für | 
die Sowjetunion eine Machtposition ersten Ranges und ein ständiges Druckmittel | 
auf Finnland und Schweden. Der enge Zusammenhang zwischen dem Eismeer- und 
Ostseeproblem (vgl. dazu den Aufsatz von A. Seeberg im gleichen Heft) darf nie 
aus den Augen verloren werden. In Estland liegt, auf die Dauer gesehen, der 
schwächste Punkt der skandinavischen Verteidigung. 


K. Haushofer: Berichterstattung aus dem atlantischen Raum 937 


KARL HAUSHOFER: 


(Letzter Bericht in Stellvertretung des aus Fern-Ost zurückkehrenden 
Berichterstatters Dr. Albrecht Haushofer) 


Berichterstattung aus dem atlantischen Raum 


Liegt nicht gerade für den Atlantischen Beobachtungsraum in diesem Herbst 
ein feiner geopolitischer Unterschied im Gebrauch von ‚Horizont‘ und Sehkreis? — 
Er drängt sich uns auf, wenn wir zwei wichtige Ausgangspunkte benutzen, in denen 
von beachtenswerter Seite das Wort „Horizont“ gebraucht wurde. 

Am ı2. September schrieb man den ‚Times“ aus Genf: „Der Horizont der 
Völkerbundsversammlung ist voll von Schatten: Krieg in Spanien, Notruf von 
China, Abessiniens Mitgliedschaft, Italiens dauernde Abwesenheit.“ Gerade aus 
Italien aber kam von Palermo aus, inmitten von dessen goldener Schale Mussolini 
Sizilien als den Mittelpunkt des Imperiums bezeichnet hatte, der mutige Aufruf 
des Duce „den Horizont zu klären“. Eine solche Klärung des Sehkreises für jeden, 
der sie redlich wollte, ist wahrlich durch das Zusammentreffen des deutschen und 
des italienischen Führers erfolgt und von den Völkern bekräftigt worden. (25. bis 
29. 9. 1937.) 

Die Sehkreis-Klärung, in Palermo beginnend, ist noch dazu eine echt geo- 
politische Tat gewesen, um so mehr, als sie hoffen läßt, daß man von Rom aus 
nun nicht mehr in Verkrampfung — damit fremden, nicht echt italienischen Zu- 
kunftszielen dienend — auf claustra provinciae am Brenner starren wird, weil 
‚claustra imperii im Mittelmeer in höherer geopolitischer Rangordnung erkannt 
worden sind; so daß man dort letzte Reibungsgefahren zwischen den großen 
Achsenlagern nördlich und südlich der Alpen — ein unerwünschtes beständiges 
Rassen-Riegel-Knarren der claustra provinciae — durch gegenseitige Sprachen- 
achtung ausschalten mag. Es gibt ja sehr vornehme Königsworte, auf die man 
dabei aus eigenem Antrieb von Rom aus zurückkommen kann. 

Im Mittelmeer aber ist allerdings die bestimmte Erklärung, dort keinen Bolsche- 
wismus dulden zu wollen, eine Lebensfrage; und beide Westmächte haben sich 
durch die Ausschiffung der Sowjets als Kontrollmacht aus dem Mittelmeer dieser 
festen geopolitischen Linienführung von Sizilien aus gefügt. Eine kleine Sehkreis- 
Erhellung hat gewiß auch der Besuch des Bruders des Kaisers von Japan in 
Deutschland als Vorklang des italienischen Besuchs gebracht. Denn wenn die 
chinesische Völkerbundsabordnung unter Wellington Koo, dem Deutschland 
viel Böses verdankt, behauptet, „Japans Andrang gefährde den Frieden der Welt“, 
so gibt eine eingehende Äußerung des „Royal Institute of International 
Affairs“ den anderen Standpunkt, daß diesen Frieden auch gefährdet, wer bei 
sich selbst nicht Ordnung halten kann. Eine Nation, die das nicht vermag, bringt 
sich selbst in Gefahr, zu Kolonialzuständen herabzusinken! 
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Davor wenigstens warnen die beiden wichtigen Veröffentlichungen dieses Insti- 
tuts: „Das Kolonialproblem“ und ‚Der Staat im Wirtschaftsleben“. | 

Da es nicht häufig ist, daß deutsche Führerforderungen, wie die Nürnberger | 
Anrufe zur endlichen gerechten Lösung der Kolonialfrage, von angesehener briti- 
scher Seite präludiert werden, bringen wir einige Sätze im Wortlaut, die gerade 
so gut in vertraulichen Besprechungen des Stellvertreters des. Führers mit seinen | 
Amtsträgern oder des Duce mit Graf Ciano hätten fallen können: | 

„Kolonien mögen kommen und gehen, aber die Kolonialfrage bleibt. Die Kolo- 
nie von heute — (Amerika und die Dominien bezeugen es!) — mag der National- 
staat von morgen sein; der Nationalstaat von heute mag morgen zum Kolonual- 
gebiet werden.‘ (Anm. d. H.: Aber gilt das nicht für Äthiopien auch? Für Nord- | 
china, für die Mandschurei?) ... 

„Wie kann es zu einem solchen Niedergang kommen? Auf zwei Wegen, die | 
gemeinhin miteinander verbunden sein werden: durch die Unfähigkeit einer Volks- 
gemeinschaft, ihre Hilfsquellen zu entwickeln und durch ihre Unfähigkeit, Ord- 
nung zu halten.“ Brauchen wir angesichts dieser reichsbritischen Feststellung von 
. so hoher politisch-wissenschaftlicher Stelle noch die amerikanische von Anne O’Hare 
Mc. Cormick in den „New York Times“, daß sich um Peiping die Vorgänge von 
Mukden 1931 wiederholen, und daß der Zeithistoriker Mandschurei, Äthiopien, 
Spanien und was sich noch — (mystologische Andeutung!) — an Donau und 
Dnjepr ereignen werde, auf den nämlichen Nenner zu bringen habe.“ 

In allen diesen Fällen hat eben eine Volksgemeinschaft nicht auf ihrem Gebiet 
Ordnung halten können, und zwar mindestens in Spanien und China als Folge 
exzessiver Anwendung demokratischer Grundsätze. Hätte China, statt von ıgıı 
bis heute durch sie seine feste Ordnung zu zerstören, Chang-Tschi-Tungs Mahnung | 
beherzigt: „Lernt! Lernt! Lernt!“ so würde keine Volkheit der Welt bei hellen 
Sinnen heute eine Aggression auf ein geordnetes Reich mit /48o Millionen auf | 
ı0o Millionen Quadratkilometer wagen, das planmäßig seit 1842 durch die West- ' 
mächte und Russen ruiniert wurde, sondern alles um seine Freundschaft froh sein. | 

Noch ein letzter Satz: „Wirtschaftlich steigt das Kolonialproblem empor aus der | 
Expansion der höher entwickelten Wirtschaftskörper in das Gebiet der minder ent- ' 
wickelten; politisch bedeutet es das Eindringen (Intrusion) kraftvoller, fremder 
Herrschaftsformen in Gebiete, leer gelassen durch die Unreife oder Dekadenz der 
einheimischen Herrschafts- und Lebensformen!“ Das alles ist richtig; aber darf sich 
jemand in London wundern, wenn nach schlechten Erfahrungen Deutschland, 
Italien und Japan sich solche Londoner Mahnungen zu Herzen nehmen und ihre 
Herrschaftsformen so stark wählen, ihre Lebensräume wirtschaftlich so verdichten, 
daß keine Versuchung mehr zum Eindringen „kraftvoller, fremder Herrschafts- 
formen“ in ihre Gebiete besteht? 


Sicher hat doch Dr. Negrin in Genf nicht für einen von Valencia oder Barce- 
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lona aus in Ordnung gehaltenen Lebensraum sprechen können! Allein Sir Fre- 
deric Kenyons gewiß nicht parteiischer Timesbericht über den Verbleib und 
Zustand der spanischen Kunstschätze ist Beweis genug; etwa die Photographie der 
berühmten Nationalwerte im Palaste des Herzogs von Alba oder auch der Zustand 
des Grabes von Kardinal Cisneros! So richtet man doch Gräber nicht zu, wo Ord- 
nung herrscht! Und wo Ordnung herrscht, gibt es auch kein Kidnapping eines 
Generalissimus, wie in Sianfu. 

Wenn behauptet wurde, die Frage der Völkerbundsreform sei nun ‚in ein tätiges 
Stadium“ getreten, so beeilten sich Lord Cranborne und Paul Boncour den 
Beweis vom Gegenteil zu geben; auch diese Genfer Tagung fuhr auf toten Geleisen, 
und Eden befliß sich, zur Vermehrung dessen beizutragen, was der Österreicher 
„Wigel-Wagel“ nennt. Bemerkenswert ist, wie Pierre Mortier die Pariser Welt- 
ausstellung der 43 Nationen in treffender Folge der anderen von 1878 (Einigung 
Frankreichs), von ı889 (Panama- und Boulanger-Entwölkung), 1900 (Dreyfus- 
Affaire) geradezu als Allheilmittel für innere Schäden pries und auch von der von 
1937 das Wunder erwartete, „das wir sehr nötig haben“ (Frankensturz, Volks- 
front?). Jedenfalls gingen von Nürnberg, wie vom Duce-Besuch positivere, mehr 
schöpferische Sehkreis-Erhellungen aus. Immerhin sind — (abgesehen von dem im 
pazifischen Bericht zu erwähnenden Auftrieb Australiens, der auch in Paris zutage 
trat) — die großartigen Stadt- und Hafen-Erweiterungspläne von Kapstadt meer- 
wärts auch dort ein Zeichen von Horizont-Entwölkung. Mit Anteil verzeichnen wir 
das Hinscheiden des greisen Masaryk ‚an der Bahre eines großen Gegners“, 
nicht zuletzt, weil wir ihm Einsicht in kommende Verständigungsnotwendigkeiten 
zutrauten. Wird sein Nachfolger den Weg über die Widerstände hinweg finden? 

Vernebelungsversuche Litwinows in Nyon, Negrins in Genf und auch ein 
ganz kleiner, schwächlicher von Martin aus der immer noch bestehenden Lon- 
doner abessinischen Gesandtschaft sind bisher mißglückt; die aus dem indo-pazifi- 
schen Raum herüberschlagenden ‚„Propaganda-Kriegs“-Pulverdämpfe aus China und 
Japan können im Westen ausgleichend nebeneinander gewertet werden (Trans- 
pazifik). Bemerkenswert ist ein Stoßseufzer von Reitz aus Südafrika, viele Briten 
könnten sich, wie seinerzeit keinen deutschen Soldaten ohne ans Bajonett gespießtes 
Baby, so auch keinen Buren vorstellen, der nicht gerade einen Schwarzen aus- 
peitschte; er beklagt, daß England ein schwarzes, kein weißes Afrika zu wollen 
scheine. Aber warum haben sich dann viele Buren so angestellt, als ob sie das 
Propagandamärchen von den gespießten Babys glaubten? — Warum halfen sie, 
das Abkommen zu zerstören, das Afrika aus europäischen Kriegen heraushalten 
wollte? 

Vom australischen Dominion könnte das Weltreich lernen, daß Bumerangs zu- 
weilen auf die Schleuderer zurückprallen, was wir fürsorglich, wegen seiner „Cant“- 
Krokodilstränen für Nicolson junior festhalten müssen, so gern wir vieles von ihm 
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hinter dem Ofen heraus Gesprochene wegen seiner tiefen Wesenskenntnis briti- 
scher Staatskunst lesen. Sein „Cant“-Kapitel hat uns aber viel Vergnügen gemacht 
und wir lernen daraus. Lehrreich ist auch das Wortgefecht zwischen Lord 
Lothian, als Vorkämpfer gesunden weltpolitischen Menschenverstandes gegen 
den Status quo, Lord Cecil als sein Verteidiger und Sir John Fisher Williams über 
den Grad der Anwendbarkeit britischer Völkerbundsverpflichtungen, heiße Kasta- | 
nien für andere aus dem Feuer zu holen, die sich selbst — wie Wellington Koo — 
nur ungern damit befassen. Nicht ganz überzeugend ist Gecils Doktrin, daß die 
Völkerbundszustände doch im Wesentlichen im Gleichgewicht geblieben seien; denn 
die Sowjets benutzen ihn doch gewiß nicht, um den Status quo zu erhalten, son- 
dern den Umsturz vorzutreiben; ob Mexikos Beitritt ein Ersatz für Brasiliens und 
der andern Südamerikaner Austritt, für Deutschlands, Japans und der Vereinigten 
Staaten Fehlen ist, mag füglich dem Urteil der Leser überlassen bleiben, und 
Cecil selbst mag verantworten, warum er Italien ein „immer lauwarmes Mitglied“ 
nennt. Das las man zur Blütezeit der „Big Five“ anders. Mandschurei- und Äthio- 
pien-Blamage seien durch Siegermächte herbeigeführt worden, die reichlich Nutzen 
aus dem Frieden gezogen hätten. Das eben bestreiten Italien und Japan und fühlten 
sich von den Westmächten immer geprellt. Aber das gehört zu den intimen 
Fehden der Räuber von 1919; es geht uns nur insoweit an, als sie sich später um 
die Beute stritten. (Washington, Wüstensammlung.) 

Starke Worte fand Eden im Rundfunk über die Untersee-Piraterie und das 
Gangstertum im Mittelmeer, das Schiffsbesatzungen in ihrer friedlichen Arbeit 
igefährde. — Sieht man sich in Marseille die häufig hellenischen Besatzungen mit 
einem oder zwei Renommier-Briten an Bord (der Flagge halber) an, die so friede- | 
vollen Beschäftigungen, wie dem Fahren von Flugzeugen, Tanks, Waffen und | 
Munition für sehr viel liebes Geld nachhangen, so fragt man sich, wo mehr Piraten | 
fahren, über oder unter den Wassern der Azurküste. 

Eine stärkere Tat fand Roosevelt, als er die amerikanischen Neutralitätsgesetze 
auf die krieglos kriegführenden Mächte im Fernen Osten anwandte. Aber schon ' 
wurde er als Folge redlich gesuchter Neutralität der Parteilichkeit gegen China | 
angeklagt, weil Japan sich genügend Vernichtungswerkzeuge selbst machen könne, 
China trotz einem Kriegskosten-Voranschlag von ıo bis ı2 Milliarden Dollars fürs | 
Jahr aber nicht. Wie schnell würde Spanien wieder den Spaniern gehören, wenn es | 
keinen Waffenschmuggel dorthin gäbe! Der Waffen-Massen-Schmuggel, Mr. Eden, | 
muß sich aber doch über Wasser vollziehen? Unter Wasser bewältigt man solche | 
Massen nicht! 

Eine andere Vernebelung beseitigt E. W. Polson-Newman gegen Noel-Baker 
und Martin, wenn er (15. 9. 1937) der „Times“ schreibt, daß er Äthiopien überall | 
unter italienischer Herrschaft in wohlgeordneten Zuständen fand, durchaus be- 
friedet, und mindestens im gleichen Stande öffentlicher Sicherheit, wie Palästina 
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von 1923—1926, also ganz gewiß in größerer, als jetzt, wo Eden selbst den Fehl- 
schlag der Mandatswaltung zugab, freilich durch zwei neue Ursachen, den wachsen- 
den Antisemitismus mit Judenzudrang in das ‚Jewish Home“ und das Wachsen der 
arabischen Bewegung begründete. Aber sind das nicht beides geopolitische Folgen 
von Englands Wirken im Nahen Osten? Freilich ist es klug, nun das Odium dafür 
dem Völkerbund in die Schuhe zu schieben, der in den seinigen ohnehin nicht 
gehen kann, namentlich wenn er, wie Lady Astor mit Recht bemerkt, sich für 
jede Einzelheit des Status quo lebensfeindlich blamieren will, was Lord Cecil 
treuherzig von ihm fordert. Anders denkt offenbar der Oberkommissar von Süd- 
afrika in London, te Water, wenn er auch wieder etwas von seiner starken, 
Äußerung abrückte; gewiß würde Südafrika an einer Tagung zur Rückgabe der 
Deutschen Kolonien teilnehmen, vorausgesetzt, daß seine Sicherheit gewährleistet sel. 

Aber, wenn wir nicht ganz vergeßlich 
sind, war es doch so, daß Südafrikaner 
den Deutschen das Ihre in Deutsch-Ost 
und Deutsch-Südwest wegnahmen, nicht 
umgekehrt, daß also die Sicherheit der 
Deutschen in den von ihnen koloni- 
sierten Landen von irgend jemand Ver- 
lässigen garantiert werden müßte? Nicht 
umsonst mahnte .der Führer in Nürn- 
berg beim Presseempfang einen etwas 
indiskreten Frager, daß die Behauptung 


überseeischer Kolonien doch eine Flotten- 
angelegenheit sei, und Deutschland auf die friedliche Zusammenarbeit angewiesen; 
außerdem habe es Aufbaupläne auf Zeiträume von zwanzig Jahren, bis 1949 und 
1950, die durch Abenteuer nur gefährdet würden. 

Wer gewährleistet denn Mitteleuropa dafür die Sicherheit, mit der in Paris, in 
Montreal von te Water, sogar im Nahen Osten so leichtfertig Redespiel getrieben 
wird? Ehrlicher Aufbauwille und dementsprechende Erfolge sind von klugen 
Beobachtern trotz dem Konfessionsstreit, aus dem Südslavenstaat und von der Bel- 
grader Messe gemeldet, während in Rumänien das Schlinggewächs der Korruption 
viele gute Anläufe erstickt, vor allem der Arbeit unsrer Landsleute dort Gefahr 
bringt. Wer vergewaltigen muß, fühlt sich zumeist selbst nicht stark, wie in 
Litauen, in Rumänien, überall, wo man in Torschlußpanik die in der Kultur 
höherstehenden Minderheiten vergewaltigt, in dumpfer Ahnung, daß es nicht lange 
mehr möglich ist. 

Solches Tun gefährdet Mitteleuropas Sicherheit allein, die sonst größer sein 
könnte als die vieler anderer Weltgegenden. So gärt es unter der Decke der 
Vereinigten Staaten. Trotz der Hundertfünfzig-J ahrfeier der Verfassung sind Rund- 
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Wie sehr die Sowjetbünde vor der eigenen Türe zu kehren hätten, beweisen die drei auf weiten 
Umwegen über Ostasien an uns gelangten Unterlagen berechtigter Wünsche der Ukrainer 
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funkstreite zwischen Präsident und Senatoren, Zugehörigkeit eines höchsten Rich- 
ters zum Ku-Klux-Klan, Streiks allerorten und eine planmäßige Verhetzung der 
öffentlichen Meinung, wie sie z.B. gegen Deutschland sogar die „New York Times“ 
betreibt (mit bösartigen Schlagzeilen vorn und Richtigstellungen irgendwo im Klein- 
druck ganz hinten im Blatt) gewiß keine Anzeichen innerlich stetiger und ver- 
festigter Zustände. Dem gegenüber steht ein langsamer, sicherer Aufstieg des 
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atlantischen Südamerika und seiner zusehends wirtschaftlich wieder aufblühenden 
Staaten, wobei Blüte meist mit nationalspanischen Franco-Sympathien, Verfall 
meist mit rotspanischer Vorliebe Hand in Hand geht. Aber auch im roten Paradies 
selbst schritt die Zersetzung fort, und sprang von Krylenko im Zentrum zu Tadji- 
kistan in fernster Peripherie. 

Nun verzeichnen wir nach höchsteigenen Presseäußerungen der Sowjets in halber 
Jahresfrist Zersetzungsvorgänge in Westrußland, in der Ukraine, in Georgien, 
Aserbeidjan, Tadjikistan, im Fernen Osten und in höchsten Kommandostellen der 
Mitte. Das berechtigt doch zu geopoli- 
tischen Vorbehalten fürs Ganze, selbst 
wenn man die subpolaren Verkehrs- 
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erschließungen und Wehrvorkehrungen 
noch so hoch als geopolitische Aktiva 
einschätzt, wie wir es gewiß getan haben. 
Wehrverkehr in seiner Höchstleistung ist 
nun einmal in erster Linie Vertrauens- ||} 
angelegenheit und Sache einer Festig- I 
keit und Steie im innersten Volksseelen- 
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nicht für außen- und innenpolitische 
Unsicherheit. Reichsautobahnen im Lichte der „Times“ 
Man baut sie auch nicht, wie so viele Briten es sich nicht anders vorstellen 
können, aus rein militärischen Beweggründen, sondern aus rechtzeitig erkannter 
raumpolitischer Notwendigkeit zur höchsten Belebung (Organisation) des eigenen 
Lebensraums, genau, wie Frankreich seine Bahnen aus dem Privatbesitz zusammen- 
rafft, weil die Lebensadern eines Raumkörpers nicht von privater Willkür einzelner 
Zellen oder gar raumfremder Aktienbesitzer abhängen können, sondern der Raum- 
und Volksgemeinschaft dienen müssen, auch sie in unlösbarer Einheit von Blut 
und Boden. Höheren Blutdruck vorherzusehen, ihm vorbeugend zu begegnen, baut 
Adolf Hitler seine Reichsautobahnen, durchbohrt der Duce den Apennin, über den 
man gewiß noch lange mit Umwegen hätte rein wirtschaftlich hinwegfahren 
können, baut er die Autostraßen in Äthiopien, die Wüstenstraße längs der Wüsten- 
ränder, die einst Fruchtland waren, wie viele Fliegerbilder es heute noch in seiner 
Einteilung zeigen. So suchen eben die „Habenichtse‘“ (Havenots) aus ihrem Lebens- 
raum zunächst einmal das Höchstmögliche an Durchblutung herauszuholen, um — 
wenn ihr Raum auch dann noch nicht reicht — berechtigte Forderungen stellen 
zu können, daß man sie nach der Schrift über Vieles setze, weil sie im Wenigen 
getreu waren. Aus Raumüberfluß der „Haves‘“ unbewältigten Abhub hinschütten, 


sollte ungleich leichter fallen; aber Edens letzte Rede hat wieder Steine statt Brot 
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gereicht. Das wird schließlich als raumpolitischer Hohn empfunden werden; und 
es wäre besser, gar nicht zu reden, als mit Reden Salz in Wunden zu streuen, 
ohne im eigenen Land viel mehr als Achselzucken dafür zu ernten. 

Ungleich rücksichtsvoller als die Alte Welt, für die — ähnlich wie seinerzeit 
als Geleite zu Pitts Subventions- und Bestechungsgeldern „for continental use” — 
leicht eine Redeblüte gut genug schien, wurde von London aus der transatlantische, 
so oft enttäuschende Partner z.B. bei seinem Verfassungsjubiläum Mitte September 
behandelt. Es war ein auch geopolitisch bemerkenswerter Eiertanz, der von Washing- 
ton aus („America looks back“) und London (‚From Hamilton to Roosevelt“) 
dem bedeutenden Ereignis gewidmet wurde. Rechtspolitische Starrheit und geo- 
politische Verlagerung widerstreiten sich im Verfassungswerk der Vereinigten 
Staaten mit seiner vielfach verankerten Starrheit. Keines Landes Verfassung ist 
als Hüterin des Status quo in einer so beständigen Reibung mit den immer begrenz- 
ten „unbegrenzten“ Möglichkeiten, die zunächst den treffenden Vergleich Emery’s 
mit „einem großen unzulänglich bemannten und ausgerüsteten Schiff“ berechtigt 
erscheinen ließen. Sein Schwerpunkt verlagerte sich von einem schmalen atlanti- 
schen Küstenstreifen mit anfänglich neun Zehntel der Bevölkerung in stürmischem 
Tempo mittenwärts, mit wachsender Macht der Zentrale, schwindender der Staaten. 
Dazu kam ein unheimliches Wachstum der Verstädterung mit zwei Dritteln urbani- 
sierter Bevölkerung, und doch einer Städtefeindlichkeit mancher Länder, einer 
Starrheit der Gesamtverfassung, die z.B. aus Chicago jenes verwaltungstechnische 
Monstrum emporwachsen ließ, das sich würdig den Problemen Groß-Shanghai und 
und Groß-Neuyork als geopolitische Unmöglichkeit auf die Dauer anschließt. So 
ist es kein Wunder, daß Vernunft Unsinn, Wohltat Plage wurde, und die fest- 
liche Begrüßung der Verfassung von vor ı5o Jahren (1787) kühler und kritischer | 
ausfiel, als viele erwartet haben mochten. 

Trotzdem wird es schon dem Briten nicht leicht, bei vielfach gemeinsamem Ur- 
sprung und gemeinsamer Anbetung des Volkswillens, die großen Unterschiede zwi- | 
schen amerikanischen und europäischen trans- und cis-atlantischem Staatsdenken ' 
zu begreifen und rechtzeitig in Rechnung zu stellen; vor allem auch die Ahnungs- 
losigkeit des Durchschnitts-Yankee von fremden Zuständen und seine Unbefangen- 
heit, störend mit der Überzeugung des Besserwissens und Bessermachens in sie ein- 
zugreifen, das sein Widerspiel auf Erden nur im Sowjetrussen hat. Daher die War- 
nung Ratzels vor beider Eingriffen in die Feinheiten europäischer Staatenentwick- 
lung. Wehe, wo sie sich anschicken, wie im chinesisch-japanischen Konflikt, gemein- 
same Pfade zu wandeln. 
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| KArı HAUSHOFER: 
Bericht aus dem indopazifischen Raum 


Um im der wichtigsten Frage des Indo-Pazifischen Raumes, der Fern- 
Ost-Auseinandersetzung zwischen China, Japan, Sowjetbund und Seemächten, zu 
klaren geopolitischen Dauerurteilen zu kommen und nicht hin und her gerissen 
zu werden von Tagesmeinungen und Meldungen oder von Reden, wie der von 
Wellington Koo in Genf, helfen uns drei monumentale Sätze aus Arbeiten des 
„Royal Institute of International Affairs‘ in London. (Aus „Das Kolonialproblem“ 
und „Der Staat im Wirtschaftsleben“.) 


1. „Kolonien mögen kommen und gehen, aber die Kolonialfrage bleibt ... Die Kolonie von 
heute — (Amerika und die Dominien bezeugen es!) — mag der Nationalstaat von morgen sein; 
der Nationalstaat von heute mag morgen zum Kolonialgebiet werden.‘ 

2. „Wie kann es zu einem solchen Niedergang kommen ? Auf zwei Wegen, die gemeinhin mit- 
einander verbunden sein werden: durch die Unfähigkeit einer Volksgemeinschaft, ihre Hilfsquellen 
zu entwickeln und durch ihre Unfähigkeit, Ordnung zu halten.“ 

3. „Wirtschaftlich steigt das Kolonialproblem empor aus der Expansion der höher entwickelten 
Wirtschaftskörper in das Gebiet der minder entwickelten; politisch bedeutet es das Eindringen 
(Intrusion) kraftvoller, fremder Herrschaftsformen in Gebiete, leer gelassen durch die Unreife oder 
Dekadenz der einheimischen Herrschafts- und Lebensformen.“ 


Wir haben diese Leitsätze einer der politisch-wissenschaftlich weitsichtigsten Ein- 
richtungen des britischen Weltreichs herausgegriffen, um unsern Lesern damit zur 


Beurteilung der China-Japan-Frage, aber auch vieler anderer indo-pazifischen, 
feste Richtlinien aus fremder Reichserfahrung zu bieten. Fürst Konoye aus 
Japan fügte einen Satz voll verhängnisvoller, weittragender Vorbedeutung hinzu: 
„Das Stadium der Lokalisierung ist vorüber“ — das Fern-Ost-Kolonialproblem 
überschattet die Welt. Trifft Satz ı (Schluß) und Satz 2 auf China zu oder 
nicht? Wird Indien nach Satz ı der Nationalstaat von morgen sein? Können 
sich danach im großasiatischen Hochkulturgebiet noch Kolonialmächte halten oder 
nicht? — Das sind die Schicksalsfragen dieses Herbstes. — 

Nüchtern betrachtet läßt die Fernostlage seit 7. Juli 1937 keinen Zweifel, daß 
China nach Satz 2 weder seine Hilfsquellen hat entwickeln, noch Ordnung 
halten können. Es verläßt sich auch jetzt noch auf die Gendarmeriedienste des 
Völkerbundes (Rede von Wellington Koo), nicht auf die Eigenkraft von 480 Mil- 
lionen eines doch ursprünglich in Kultur, Macht und Wirtschaft hochtrainierten 
Volkes, das sogar um ı2 Jahre länger Zeit hatte, sich seit 1842 zum Daseinskampf 
neuen Stils zu rüsten, als Japan seit 1854. Diese Pflicht hatte Japan fieberhaft 
erfüllt, freilich: pax et ordo japonica wurden von 1894 an überallhin in Ostasien 
getragen, wohin es den neu gepanzerten Fuß setzen konnte. Zunächst ergriff es 
dabei Lebensräume, die auch China als Kolonialgebiet behandelt hatte: Taiwan- 
Formosa, Riu-Kiu, Korea, das auch von 1895—1905 die Möglichkeit gehabt hätte, 
sich der Einschmelzung zu entziehen; das Stammland der Tatsing-Dynastie, das 
China zuerst im Li-Lobanow-Vertrag den Russen. zur ‚„Intrusion“ preisgegeben 
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hatte. ıgıı begann Rußland die Intrusion in die Äußere Mongolei, die von den 
Sowjetbünden!) fortgesetzt und über Singkiang ausgedehnt wurde, ehe sich Japan 
über die Mandschurei und Jehol hinaus in die innere vorschob, lange, nachdem von 
Indien aus auf Lhassa und damit Tibet Einfluß genommen war. 

So ist seit ı842, 1858, 1897, 1900, seit spätestens 1gIL die „Intrusion‘“, das 
Zurückgleiten Chinas aus dem Nationalstaat in Kolonialgebiet in vollem Gange, 
durch die Vier- und Neun-Mächte-Verträge als Folge der Washington-Tagung von 
1922 zwar gebremst, aber in keiner Weise wirksam aufgehalten. Die „Unfähigkeit, 
Ordnung zu halten“ sprang jedem vorurteilsfreien, von Genf nicht eingenebelten 
Beobachter aus vielen Vorgängen in die Augen. Aus ihr vollzog sich, was das 
Royal Institute of International Affairs in dem dritten der angezogenen Sätze als | 
unvermeidlich verkündet. 

Das ist die Sprache der geopolitischen Tatsachen: sie führte Russen in die Äußere 
Mongolei und nach Ost-Turkestan, Japaner in die Mandschurei und Innere Mon- 
golei, dann nach Nordchina, Shanghai, vor Amoy, Kanton und Hainan, auf die 
Pratasinseln, vorher die Westmächte in allerhand auch noch erweisliche Gebiets- 
besitztümer, die jede Karte von Ostasien zeigt: in grellem Gegensatz zur Kuomin- 
tang- und Völkerbundsphraseologie. 

Chang-Tschi-Tung, der große chinesische Vizekönig des Yangtsetals, der es ver- 
stand, 1900 Südchina außerhalb der Wirren zu halten, hatte zur rechten Zeit den 
Warnungsruf ausgestoßen: „Lernt! Lernt! Lernt!“ Aber er verstand darunter jene 
Art von Aufbauarbeit, die ihn zur Gründung der Hanyang-Werkstätten veranlaßt 
hatte, nicht das politische Phrasentum, das leider doch in vielen jungchinesischen 
Kreisen an Stelle der leidenschaftlichen Hingebung für das Ganze getreten war, | 
die Japans Bepanzerung mit den Errungenschaften des Westens ermöglicht hatte. 
Aus diesem Gegensatz quillt zuletzt das Zerbrechen des Buchstabenrechts im ost- 
asiatischen Festland, vor dem wir heute stehen, und das ein völlig neues Kräfte- 
gleichgewicht der z.Z. etwa 205 Millionen unter japanischer Führung, der etwa | 
350 bis 400 unter der stark umstrittenen Führung von Nanking, der zwischen | 
ı60 und 170 Millionen unter Führung der Sowjets herbeiführen muß. Dabei 
bleibt einstweilen ungerechnet alles andere, das noch in den Wirbel gezogen 
werden kann, wenn er in der umgekehrten Richtung der Taifunbahnen nach 
Süden, ins Zerrungsfeld des austral-asiatischen Mittelmeers weiter wandert, wozu 
die Besetzung der Pratasinseln, die Bombenwürfe auf Kanton und seine Nordver- 
bindung und die Beschießung von Hainan warnende Auftakte sind. 


1) Wir haben unsere Leser außer dem im Verlag der Geopolitik erschienenen vorzüglichen 
Werk von Niedermayer und Semjonow noch auf zwei Neuerscheinungen von hohem geopolitischen 
Rang aufmerksam zu machen: 1. Dr. Ulrich Frey: Die Neueinteilung des Rätebundes nach dem 
Grundgesetz der SSSR. vom 5.12.1936 mit höchst bemerkenswerter Karte in Heft 9, September, | 
83. Jahrg. 1937 von „Petermanns Mitteilungen‘, Justus Perthes, Gotha, und 2. Juri Semjonow: | 
„Die Eroberung Sibiriens“, Roman eines Landes, — Berlin 1937, Ullstein — der Nachweis, wie 
weiße und rote Zaren zu einem Sechstel der Erde kamen. i 


S—— 


K. Haushofer: Bericht aus dem indopazifischen Raum 947 


Im Vergleich zu der möglichen Ausbreitung des Sturmfeldes ist seine, Ende Sep- 
tember in zwei Karten zur Nr. 627 der Mitteilungen der Japanischen Vereinigung in 
Deutschland eingezeichnete Abgrenzung nur eine lokale Angelegenheit. Sie führt 


i die japanische Gefechtsfront in Nordchina von Pin-ti-Chüan an der Kalgan-Tatung- 


Suiyüan-Eisenbahn über Tatung an den Yen-mön-Paß der inneren Mauer, wo ein 
Teil der Shansiarmee und die Rote Armee entgegenstanden, nach Pauting und 
Tsangchow, mit chinesischem Rückhalt bei Taiyüan, Sikiachang und an der Shan- 
tunggrenze, jeweils an den drei Bahnen. An der Yangtsemündung lief eine Art 
von japanischem Landungsbrückenkopf von Liuhoden über Lotienchien vor Chia- 
ting-Liuchiahang-Kiangwan-Shanghai-Nordbahn mit Shanghai als zweifelhaftem 
linken Schwenkpivot. 

Was bisher an japanischen Kriegshandlungen südlich von Shanghai geschah, 
das beschränkt sich bis jetzt auf Blockadehandlungen und Einschüchterungen durch 
Flotte und Luftwaffe. Sie fanden an den wehrgeopolitisch zu erwartenden Stellen 
statt: rings um die Formosastraße, gegen die Verbindungen Kantons nach Norden 
und diesen Stützpunkt selbst, und gegen die Insel Hainan. 

Die wehrgeopolitisch lehrreichste Veranstaltung darunter war die Wegnahme und 
Umkehrung der Pratasinseln zu einem japanischen Stützpunkt am 3. Sep- 
tember, die in ihren recht kennzeichnenden Einzelheiten in einem Hongkongbericht 
der „Times“ vom 8. September 1937 festgehalten ist. Denn diese Inselgruppe, schon 
früher einmal von Japan besetzt und bei dieser Gelegenheit genau topographisch 
aufgenommen, liegt nur 290 km südwestlich von Hongkong, also rund auf Stunden- 
flugweite, und begegnet deshalb nicht nur in China, sondern auch in England be- 
rechtigtem, wohlwollenden Anteil. 

Eine Handvoll japanischer Seeleute mit 2 MG. und 2 Flakgeschützen landete; sie 


i | umzingelten die meteorologische und Funkstation, die hauptsächlich auch dem 


Taifun-Warndienst zu Ehren dort eingerichtet ist. Der Leuchtturmdienst wurde des 


; | Verbergens von Waffen beschuldigt; der Leiter des Wetterdienstes leider einer Fol- 


terungsweise unterworfen, die mehr an Praktiken aus der Zeit Djingis Khans, als 


i | an die sonst guten Sitten japanischer Kriegszucht erinnert. Zwei Tage später wurde 
'Ü der Wetterdienst- und Befeuerungsstab auf einem Zerstörer als kriegsgefangen ab- 
Ü transportiert, das Seeproduktpersonal in eine kleine Motordschunke gesetzt und 


mit dem allernötigsten Ölvorrat weggeschickt, so daß es nach 4ı Stunden peinlicher 


N | Sturmfahrt Hongkong erreichen und dort melden konnte, daß Japan die Inseln 


künftig als Flugbasis verwenden werde. 

Dieser Vorgang bestätigt eine in der „Geopolitik‘ schon oft vertretene Überzeu- 
gung, daß die Schaffung wichtiger Stützpunkte in Inselgebieten nicht langer alar- 
mierender Friedensvorbereitungen bedarf, mit Ausnahme der durch keine Ab- 
machungen zu verbietenden genauen topographischen Aufnahme, auf Grund deren 
dann beim heutigen Stande der Technik die Umwandlung in einen wertvollen, 
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schwer wieder zu beseitigenden Stützpunkt durch eine Handvoll Menschen und einen | 
Hilfsdampfer mit entsprechender Ladung erfolgen kann. Quod erat demonstran- 


dum‘“ (Was zu beweisen war) — so geschehen 3. September 1937. 


Eine andere Frage ist natürlich, wie lange kleine und große Inselstützpunkte | 
ihrerseits wieder die Kampfmittel des Seekriegs, Abschließung und Abschnürung, | 


kleine und große ‚Blockade aushalten können. 
Sie wird selbstverständlich für das Inselreich Japan selbst gestellt, dessen Vor- 
gehen allen seinen näheren und entfernteren Nachbarn allerlei Sorgen macht. Mit 


Offenheit sagt Admiral Baywater allerdings dem britischen Außendienst in der | 


„Navy“, daß seinem Reich Ostasien die wunde Stelle seiner Seekriegsrüstung und 


die Fernost-Unruhe um drei Jahre zu früh über den Hals gekommen sei. Das wird | 
man sich ja wohl in Japan auch gesagt und deshalb nicht noch drei Jahre gewartet 


haben. 
Zwei alarmierende Marinebücher machen aufregende Begleitmusik für das ohne- 
hin genügend alarmierte Weltreich: Commander Russell Grenfell: „The 


Art of the Admiral“ (Faber and Faber, ı21/, sh.) und Captain Bernard Ac- 


worth: „Britain in danger“ (Eyre and Spottiswoode). 

Ernster zu nehmen ist ein Streit über Japans Hilfsquellen und seine Fähigkeit, 
durchzuhalten, der sich geraume Zeit im September durch die Spalten der „Times“ 
zog (u. a. 8. September). Dazu ergriff auch Freda Utley das Wort, von der 
nach ihren früheren ‚Arbeiten und ihrer Sowjetzuneigung angenommen werden 
kann, daß sie jeweils das Ungünstigste über Japan zu sagen weiß. Hier ist also Licht 
und Schatten scharf und schlagartig nebeneinandergesetzt, wie denn auch schnell 
das Wort von Japans „Tönernen Füßen“ (Feet of clay) geprägt ist, das ursprünglich 
doch wohl für den russischen Koloß erfunden und mehrfach erprobt worden ist. 


Gewiß ist die Knappheit der Kohlen- und Eisendecke des Kernlandes ein sehr | 
ernster Nachteil; aber noch besteht Selbstgenügsamkeit innerhalb des Reichs. Die | 


Möglichkeit, Anleihen von außen her zu erhalten, ist für Tokio und Nanking gleich 


ungünstig; die Grenzen innerer Inanspruchnahme sind aber längst nicht erreicht, | 
so sehr beide den Eindruck des überforderten, überanspruchten Staatskörpers 


machen. Eine Feldstärke von 2 Millionen Mann in Japan, ohne daß der Industrie- 
apparat seine Leistungsfähigkeit verliert, scheint auch uns durchaus möglich, wenn 
auch die Menschenreserven Chinas unvergleichlich viel größer sind. 


Aber genau so, wie im Fall des Versagens der Sanktionen gegenüber Italien, 


würden alle mehr molluskenhaften politischen Bildungen auch im japanischen Fall 


von der ungeheuren Verstraffung peinlich überrascht werden, die ein faschisti- | 


sches oder nationalsozialistisches Lebewesen im Vollbewußtsein seines Kampfes um 
Dasein und Zukunft zu entfalten vermag. 


Japan weiß aber genau, was es gewagt hat, was weite Kreise dort gewiß ungern, | 


nur weil sie glaubten, nicht anders zu können, gewagt haben. 


K. Haushofer: Bericht aus dem indopazifischen Raum 949 


Genaue Verfolgung der Indischen Presse während des ganzen Sommers zeigte, 
wie langsam das doch in gewissen Grundrichtungen der Monsunländerkultur ver- 
wandt empfindende Großvolk zum vollen Bewußtsein des Ernstes der Lage im 
Fernost-Austrag erwachte. Es hatte zunächst mit inneren geopolitischen Fragen zu 
tun: mit der länderweisen Bewährung des von Gandhi gegen Jawaharlal 
Nehru durchgesetzten Mitspielens der Kongreßpartei bei den Regierungsbil- 


)- dungen; mit der Art, wie das neugebildete Orissagebiet, trotz schweren Überschwem- 


mungen und vieler Wassersnot, als politischer Körper zurechtkam; mit dem 
Hungerstreik der Gefangenen auf den Andamanen, wobei Sir Henry CGraik 
mit seiner unbedachten Äußerung über „Paradise of prisoners“ (trotz Sir Yamın 
Chans Gefolgschaft, im „Statesman“) durch eine Schilderung der Andamanen- 
Wirklichkeit in „Amrita Bazar Patrika“ peinlich bloßgestellt wurde. 

Denn die Einbannung von vielen Hunderten von politischen Gefangenen für 
Delikte, um derentwillen ihr Volk sie beinahe vergöttert, auf einer Inselgruppe, in 
der sie durch ‚Tuberkulose und Unterernährung dezimiert werden, ist wirklich nur 
ein Paradies für die Gefangenen wärter, insofern, als die dort Eingebannten so 
leicht nicht fort können. In Wahrheit sind die Andamanen eine Zelle der Verbitte- 
rung, um so mehr, als die dort Untergebrachten behaupten, sie seien nur wegen 
der Völkerbundsideale ‚‚Freiheit und Demokratie‘ und ihrer Vertretung hingekom- 
men; ohne dort das „Paradies“ zu finden, dem sie versucht hätten sich durch 
Hungerstreiks, wie 1933, 1936 und 1937 zu entziehen, unter Opferung wertvoller 
junger Leben. Auch eine indische Aufzählung der Weltherrschaftsgelüste von 


4 Amery (‚The Forward View“) von Ludwell Denny (America conquers Bri- 
‘4 tain) dämpft vielleicht die Propaganda mit ähnlichen Gedanken von Araki bei 


Mächten, die ıgr7 in Rußland und 1927 in China „burnt their fingers“. Auch 
wohl in Äthiopien! 

Die ausgesprochene chinafreundliche, japanfeindliche Einstellung eines Teils 
der Indischen Presse und Jung-Indiens im ganzen entspringt vielen Wur- 
zeln. Die Abneigung des Kontinentalen gegen die Praktiken der um sich greifenden 
Inselreiche überhaupt; die diesmal zusammenklingende britische und russische 
Propaganda — (auf die namentlich Jawaharlal Nehru, Roy, Ch. Bose, Das u. a. zur 


Aufnahme eingestellt sind); das Gefühl einer der chinesischen verwandten Wehr- 


losigkeit aus innerem Zwiespalt, losem Reichs- und Staatsgefüge — (das ja auch in 
Nordwest-Grenzängsten offenbar wird, die an sich beim Volksdruck der 360 indi- 
schen Millionen gegen die kleinen Zahlen des Islambundes, Persiens mit ı2, Afgha- 
nistans mit 8 Millionen, gegenstandslos sein sollte, die noch dazu so viel mit sich 
selbst zu tun haben). Die Härte und Schärfe der japanischen Methoden und das 
kurz vorher gezeigte Beispiel Äthiopiens: das alles trägt dazu bei, diesen mehr 
ethnopolitischen, als geopolitischen Gegensatz zu steigern. Natürlich wird er von 
England aus nachrichtenmäßig genährt, obwohl es sehr fraglich ist, ob das Welt- 
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reich — (mehr liegend und besitzend, als neu werbend) — beim röter und röter 
werden Indiens und Chinas auf seine Rechnung kommt. 

Praktisch wird es ihm ja eigentlich schon in Ostturkistan gezeigt, worüber 
zwei, im Schrifttumsbericht erwähnte gute Darstellungen jüngst erschienen, dar- 
unter der Reisebericht von Sir Eric Teichman selbst, dessen Sendung über 
Urumchi und Kaschgar so amtlich wie möglich war. Was dort noch fehlt, zeigen 
ebensolche Autoreisen, wie die von Sven Hedin, von Teichman. Was 
geschehen könnte, der Flug von Gablenz und seinem deutschen Erkundungs- 
flugzeug; wie es dort zugeht, das ganz unberechtigte Festhalten eben dieses Flug- 
zeugs, das damit wochenlang aus der Kulturwelt hinausfiel, und Filchners, der | 
mit seinem Begleiter monatelang festgehalten wurde. Völkerrechtlich aber trägt die 
Verantwortung für dieses „Nichtordnunghalten“ China, der Tat nach Sowjet- 
rußland, das an dieser und andern Grenzen zeigt, was aus der von Großbritan- 
nien neu betriebenen Rückkehr der Welt zur Freizügigkeit wird, wenn rote Väter- | 
chen sie auf ihre Weise handhaben. Kam man früher von Peking nach Kaschgar | 
in drei bis sechs Monaten, nach Sir Eric in 30 bis 36 Tagen, so kommt man durch 1} 
ein sowjetisiertes Ostturkistan und Westchina gar nicht, während ein mit deutschen 
Fliegern organisiertes China in einem Tage hinkäme. Das ist der Unterschied zwi- 
schen Ordnung und Unordnung! 

Schauen wir von jener ernsten Herbstschwelle, auf der das Wort von Fürst Ko- 
noye fiel: „Das Stadium der Lokalisierung ist vorüber“ auf die Sommerschwelle 
der britischen Reichskonferenz zurück, auf der Australiens Premierminister 
Lyons ein „Locarno des Pazifik“ — schon ein raumpolitischer Anachronismus! — 
möglich schien, dann greifen wir am besten auf ein ausgezeichnet geschriebenes 
Kabinettstück Weltpolitik zurück, das ziemlich in der Mitte zwischen beiden Wende- 
punkten im „Deutsch-Afrikaner“ (Pretoria, 3. 8. 1937) erschienen war. Es schloß: 

„Lyons Vorschlag ist noch nicht reif; ein Blick auf die Karte zeigt die ganze 
Kühnheit seiner geopolitischen Gedankengänge, die ... zu viel Phantasie und zu 
wenig Wirklichkeit sind ... (sie wären in der Tat eine Verfrachtung des Schiff- 
bruchs der kollektiven Sicherheit nach dem Fernen Osten!) — | 

Der „Deutsch-Afrikaner“ zählt mit leisem Hohn die neun Machtgruppen auf, 
die dafür unter einen Hut hätten gebracht werden müssen, ohne die Philippinen 
zu erwähnen, 

1. USA.-Gruppe mit Alaska und sich bereits loslösendem Hawai, 

2. Mexiko, Mittel- und Südamerika (die aber durchaus nicht am gleichen Strange ziehen), 

3. Britenreich mit Mandatsgebiet, Australien, Neuseeland, Kanada, Malaya, Nordborneo, | 

Hongkong und südpazifischen Inseln — (höchst verschiedener Wucht!), | 
. China, mit ...? (10 oder 4 oder 3 Millionen Quadratkilometer ?), 
. Sowjetunion (mit Außerer Mongolei Tannutuwa und Sinkiang und ...?) 
. Siam — (in seiner franco-britischen Zange), 
. Holland mit Niederländisch-Indien (t/, und °/, Volksmasse), 


. Frankreich mit Indochina, Kwangtschauwan und „Oc6anie“, 
. Japan mit Mandschurei und Innermongolei — bei diesem Völkerbund! 


’ 


voonısnnnm 


K. Haushofer: Bericht aus dem indopazifischen Raum 951 


Die Aufzählung allein wirkt heute als Pandämonium! Was ist aus den Möglich- 
keiten der Pazifischen Geopolitik unter den Händen des Völkerbundes geworden? 
Dessen größter indopazifischer, allerdings mit den USA. geteilter Fehler war, 
China mit einem falschen Stützungsgefühl zu erfüllen, statt daß es mit höchster 
Kraft, wie im Westen Italien und Deutschland, im Osten Japan die Verfestigung 
in sich selbst gesucht hätte, und dann in ruhiger Würde das Herankommen von 
Freunden und Helfern an den alleinstehenden Starken hätte abwarten können; mit 
damals noch vollem Rechtsanspruch auf mehr als 10 Millionen Quadratkilometer, 
48o Millionen Menschen, eine Fülle von Schätzen unterm Boden und im Boden 
und dem Fleiß der von keinem Wettbewerb zu schlagenden Söhne der Gelben 
Erde. Welcher ungeheure Aufwand an geopolitischen Werten ist mit Völkerbunds- 
phraseologie und dem Nachbeten demokratischer USA.-Ladenhüter vertan worden! — 
In geopolitischem Widersinn! 


SPÄNE 


der Arbeitsgemeinschaft für Geopolitik 


Strategie der Rohstoffe — U.S.amerikanisch 


Rohstoffbesitz und Bedarf, Fragen des un- 
gehinderten Zugangs zu außerhalb des eigenen 
'Staatsgebiets gelegenen Rohstoffquellen u. a. 
sind zu brennenden Problemen der Staaten ge- 
worden. Wenn die rohstoffarmen Länder sich 
mit diesen Fragen eingehend beschäftigen, 
wenn der Führer des Deutschen Reiches das 
Volk aufruft, mit Hilfe des Vierjahresplans 
Unabhängigkeit auf dem Gebiete der Roh- 
stoffe zu erlangen, so wird sich. niemand 
darüber wundern. Wenn aber im rohstoff- 
reichsten Lande der Erde, in den Vereinigten 
Staaten, ein Buch erscheint, das sich „Strategie 
der Rohstoffe‘“ nennt (Brooks Emeny: The 
Strategy of Raw Materials, a study of America 
in peace and war, The Macmillan Company, 
New York, 1934), so horchen wir auf. Das 
reichste Rohstoffland der Welt, durch zwei 
Ozeane von den übrigen Kontinenten getrennt, 
untersucht die amerikanische Rohstofflage im 
Fall eines künftigen Krieges. Eine Tatsache, 
die einmal die Verkleinerung der Welt durch die 
modernen Verkehrsmittel, zum andern aber die 
durch die moderne Technik außerordentlich 
erhöhte Bedeutung der Rohstoffe zeigt. 

In drei Fragen hat Brooks Emeny am Beginn 
seines Werkes den Weg aufgezeigt, den er bei 
der Behandlung seines Themas gehen will: 

„In welchem Umfange könnten die Ver- 
einigten Staaten im Falle äußerster Kriegsnot 


auf den Grundlagen ihrer eigenen Hilfsquellen 
der Forderung auf Selbstgenügsamkeit in den 
wesentlichen Lebensmitteln und industriellen 
Rohstoffen nachkommen ? 

Welche Hilfsquellen in fremden Ländern 
könnten unter den verschiedenen Möglichkeiten 
eines Krieges verfügbar sein für besondere 
Waren, bei denen wir ganz oder teilweise von 
Einfuhr abhängig sind ? 

Welche besonderen Maßnahmen könnten zur 
Sicherung unserer Selbstversorgung je nach den 
verschiedenen Möglichkeiten eines Krieges ge- 
troffen werden ?“ 

Emeny untersucht nun zunächst die Roh- 
stofflage der 7 Großmächte. An Hand der 
übrigens sehr geschickt und sorgfältig auf- 
gebauten Tafeln wird der Reichtum der Ver- 
einigten Staaten an Lebensmitteln und Roh- 
stoffen deutlich, nicht nur was die weitgehende 
Selbstgenügsamkeit, sondern auch was den im 
Verhältnis zu den andern Mächten außerordent- 
lich hohen Verbrauch betrifft. Emeny stellt 
weiter zunächst fest, daß die amerikanische 
strategische Position wesentlich günstiger ist als 
die der nichtamerikanischen Länder: „Die kon- 
tinentale Lage unseres Gebietes macht uns nicht 
nurin den wesentlichen Rohstoffen selbstgenüg- 
sam, weit entfernt von allen Rivalen in der See- 
herrschaft macht auch unsere zwischenozeani- 
sche Lage eine dauernd aufrechterhaltene 
Blockade unserer Küsten oder eine andere Art 
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eines Angriffes unmöglich. Weiter hält unser 
unmittelbarer Zugang zu den zwei großen 
Ozeanen des Welthandels uns frei von allen Ge- 
fahren des ‚Flaschenhalses‘ (der in Europa den 
freien Zugang zu den Rohstoffen häufig er- 
schwert); selbst angenommen, daß einige Häfen 
oder ein Teil der Küstenlinie zeitweise gefährlich 
für die Schiffahrt würden, so wäre die Einfuhr 
noch von der andern Küste her möglich. Nur 
eine vollständigeBlockade unserer einheimischen 
Gewässer — ein unmögliches Kunststück — 
könnte uns der Waren berauben, die wir aus 
allen fünf Weltmeeren zusammengesammelt 
haben. Und solange unsere Stärke zur See an- 
dauert, werden Rohstoffe aus Ländern in den 
Gegenden, die unserer Kontrolle unterliegen, 
immer verfügbar sein, vorausgesetzt daß wir 
friedliche Beziehungen mit diesen Ländern auf- 
rechterhalten. Strategisch gesprochen garan- 
tieren daher Kanada und die Staaten Latein- 
Amerikas den Vereinigten Staaten eine größere 
Sicherheit, soweit gesicherte Hilfsquellen von 
wesentlichen Kriegsrohstoffen in Betracht kom- 
men, als die kolonialen Besitzungen jemals sol- 
chen Weltmächten wie Großbritannien und 
Frankreich bieten können.‘ 


Emeny stellt nun eine Liste all der Rohstoffe zu- 
sammen, die er als wesentlich für den Fall eines 
Krieges betrachtet, und die in den Vereinigten Staa- 
ten nicht in genügendem Maße erzeugbar sind. Er 
gibt diesen, 26 an der Zahl, die Bezeichnung: Stra- 
tegische Rohstoffe. Es sind: 


Metalle für Eisen- 12. Seide 
legierungen 13. Jute 
1. Manganerz 14. Manilafaser (Abaca) 
2. Chrom 15. Sisal 
3. Nickel 16. Wolle fi 
4. Wolfram 17. Rinderhäute 
hi ine- Verschiedene Roh- 
een zus stoffeundLebens- 
6. Antimon 18. Kampfer 
7. Quecksilber 19. Jod 
8. Platin 20. Nux Vomica 
9. Silikate 21. Opium 
10. Nitrate 22. Chinin 
Gummi, Fasern und 23. Schelläck 
Hu te 24. Kokosnuß 
25. Kaffee 
11. Gummi 26. Zucker 


Von diesen strategischen Waren gibt Emeny 
eine eingehende Analyse, durch sehr sauber und 
klar gearbeitete Karten wirkungsvoll unter- 
stützt, und stellt fest, daß ‚‚wir mit drei oder 
vier Ausnahmen ausreichend selbstgenügsam 
sein können, um alle militärischen und zivilen 
Anforderungen erfüllen zu können, voraus- 
gesetzt allerdings, daß eine sorgfältige Planung 
und Kontrolle während der Notstandsperiode 
ausgeübt würden.“ 
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So kann Emeny zum Schlusse mit Stolz 
schreiben: ‚Wir haben also eine klare Illustra- ' 
tion der Tatsache, daß die reichsten Rohstoff- | 
gegenden der Welt zum großen Teil unter der | 
Herrschaft der englisch-amerikanischen Mächte 
sind und daß diese beiden nationalen Gruppen, 
die über 60% des Weltertrages der Industrie 
verfügen und die finanzielle oder staatliche Kon- 
trolle über 75% der mineralischen Rohstoff- 
quellen ausüben, das Mächtegleichgewicht in 
Händen halten, soweit die für den Krieg oder | 
für den Frieden wesentlichen Waren betroffen 
werden.“ N 

Fürwahr, Emeny hat ein Recht darauf, stolz | 
zu sein, wenn er den Reichtum seines Landes | 
sowie die unvergleichlich günstige strategische 
Lage des Staatsgebietes schildert. Uns Mittel- 
europäer, eingequetscht in der Mitte des immer |\ 
enger werdenden alten Kontinents Europa und | 
mit Rohstoffen kärglich ausgestattet, mag ein | 
Gefühl des Neides beschleichen. Um so mehr 
aber dürfen wir von dem amerikanischen Leser 
des wertvollen Werkes von Brooks Emeny Ver- 
ständnis für unseren Vierjahresplan verlangen, 
einen Plan, den nicht die Sorge um einige, 
schließlich mehr oder weniger entbehrliche 
Waren geboren hat, sondern durch den uns Un- 
abhängigkeitin den allerwichtigsten Rohstoffen, 
wie Getreide, Fett und Fleisch, Eisen, Kupfer, 
Petroleum und Baumwolle u. a. geschaffen wer- 
den soll, Rohstoffe, die den Bürgern der USA. 
in Fülle zur Verfügung stehen. F. 


Deutsche Wehrpolitik von England aus 
gesehen. 
Der englische General Fuller hat vor der Royal 
Artillery Institution einen Vortrag gehalten über 
„Die Entwicklung des totalen Krieges“ (‚THE 
JOURNAL OF THE ROYAL ARTILLERY“, 
Bd. LXIII, Nr. 4). 

Wer Gelegenheit dazu hat, sollte das Ganze an 
der angegebenen Stelle lesen; was der englische 
General über den Versailler Frieden zu sagen 
hat — er nennt ihn „eine Erpressung von Räu- 
bern‘ —, wie er die Unterstützung der Separa- ' 
tisten durch die Entente, die Reparationen, den 
Ruhreinbruch beurteilt — „eine der unsinnig- | 
sten Taten in der ganzen Geschichte“ —, das ist 
für jeden Deutschen immerhin erstaunlich — 
und erfreulich zu lesen. | 
Wir führen hier an, was er über den National- | 
sozialismus, über den Führer und seine Wehr- | 
politik zu sagen hat und welchen Vergleich er | 
zwischen den nationalsozialistischen Maßnah- | 
men und denen der „Demokratien‘‘ zieht: 


Späne 


„Wenden wir uns nun kurz zu den Verbündeten. 


Sie hatten einen diktatorischen Frieden auf- 
gezwungen, der in den betroffenen Ländern un- 
vermeidlich zu einer diktatorischen Reaktion 
führen mußte. In Deutschland wäre es ohne die 
Reichswehr zweifellos zu einer Diktatur des 
Proletariats nach bolschewistischem Muster ge- 
kommen. Ihrerseits bauten die Ententestaaten 
die im Kriege errichtete Diktatur wieder ab. 

Sie vergaßen die 4 großen Erfahrungen und 

suchten Sicherheit unter der als Ideal vor- 

schwebenden Diktatur eines Völkerbundes. 

1. Sie kehrten zu ihrem alten parlamentarischen 
Regierungssystem zurück. 

2. Sie entbanden ihre Völker von der straffen, 
im Kriege eingeführten Disziplin. 

3. Sie nahmen ihre alten wirtschaftlichen 
Streitigkeiten, ihre Goldwährung und ihre 
Schutzzölle wieder auf. 

4. Sie entledigten sich in weitem Maße ihrer 
neuen ‚wissenschaftlichen‘ Waffen und kehr- 
ten zu den Massenheeren von 1914 zurück. 

Sie vergaßen alles, was sie der Krieg gelehrt ha- 
ben sollte, und kehrten zum Stand von 1914 zu- 
rück. All dies geschah im Zeichen des Völker- 
bundes und der ‚kollektiven Sicherheit‘. Doch 
davon später; wenden wir uns wieder zu Deutsch- 
land. 

Leider fehlt mir die Zeit, um Hitlers wunder- 

baren Aufstieg vom Hinterzimmer eines Mün- 

chener Bierkellers zur Reichskanzlei zu schil- 
dern. Als er zur Macht gelangte, war er der 

Träger der geistigen Verjüngung, die über 

10 Jahre lang im Herzen jedes guten Deutschen 

geschlummert hatte. Er beherzigte die 4 großen 

Lehren, die der Krieg der ganzen Welt hätte bei- 

bringen sollen. Er gründete an Hand dieser 

Lehren ein neues Deutschland. Umgeben von 

Feinden und unter dem Druck des Versailler 

Vertrages wurde er durch die Umstände ge- 

zwungen, das neue Reich wehrhaft zu machen. 

Damit sollte es nicht nur für einen etwaigen 

Krieg gerüstet sein, sondern es sollte durch seine 

Stärke und durch das bloße Drohen mit ihr den 

ersehnten Frieden erhalten. 

Verfolgen wir Hitlers Maßnahmen an Hand 

unserer 4 Punkte: 

4. Er hat auf verfassungsmäßigem Wege eine 
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Diktatur errichtet. Er glaubt nicht wie Marx, 
daß der Mensch nur durch materielle Be- 
dürfnisse geleitet wird. Der Mensch läßt sich 
heute durch das Nationalgefühl leiten und 
opfert bereitwillig für die Größe seines Vater- 
landes Freiheit und Leben. In Deutschland 
herrscht keineswegs Tyrannei oder Despotis- 
mus. Wir dürfen uns nicht dieser Täuschung 
hingeben, denn der Nationalsozialismus ist 
eine tief religiöse Bewegung. 

2. Jede Religion muß, um zu blühen, diszipli- 
niert sein. War nicht Disziplin die Grund- 
lage des Christentums ? Hitler stellte die 
straffe Zucht wieder her, nicht nur als Grund- 
lage der Wehrmacht, sondern des ganzen 
Volkes. Einheit, Würde und Gemeinsam- 
keitsgefühl sollten wiederkehren. Dazu 
führte er den Arbeitsdienst ein, riß künstliche 
Schranken zwischen den Klassen nieder und 
bekämpfte den Internationalismus in jeg- 
licher Form. Wenn dieser seltene Mann 
noch 20 Jahre lebt, wenn er den Frie- 
denerhältundwennseineanscheinend 
unerschöpfliche Tatkraft nicht nach- 
läßt, dann wird nach meiner Über- 
zeugung der deutsche Gedanke — in 
gereifterer Form als heute — die west- 
liche Welt erneuern. 

3. Der Zusammenbruch der Disziplin im Jahre 
1918 ist auf wirtschaftliche Erschöpfung zu- 
rückzuführen. Hitler hat dies erkannt und 
will Deutschland nie wieder in ähnliche Lage 
kommen lassen. Darum ist sein Ziel der sich 
selbst versorgende Staat, der den Anforde- 
rungen jedes Krieges gewachsen ist. Dies hat 
schon zur Herstellung vieler synthetischer 
Stoffe wie Öl, Gummi oder Baumwolle ge- 
führt. Die Gewinnung ist heute noch nicht 
wirtschaftlich, aber der wahre Wert liegt in 
dem starken Antrieb zu weiteren Versuchen, 
die später vielleicht zu einer vollständigen 
Umgestaltung der Weltwirtschaft führen 
können. 

4. Solche gewaltige Umwälzungen gelingen nur 
im Frieden. Ich bin daher überzeugt, daß 
Hitler keinen Krieg will. Auf keinen Fall 
will er einen Krieg nach Art des letzten.“ 

HAV. 


RUPERT VON SCHUMACHER: Büchertafel 


Gemal Tukin: Die politischen Beziehungen zwischen 


Österreich-Ungarn und Bulgarien von 1908 bis zum 


Bukarester Frieden. Christians, Hamburg 1936, 234 S. 
BM.7.—. 

M. W. Lasaroff: Die völkerrechtliche Entwicklung 
Bulgariens nach dem Weltkriege. F. Dümmlers V]g., 
Berlin 1937, 205 8. RM. 10.80. 

J. F. Gellert: Mittelbulgarien. Das kulturgeogra- 
phische Bild der Gegenwart. Junker u. Dünnhaupt, 
Berlin 1937, 304 8., zahlr. Karten und Tab. RM. 15.—. 


Herbert Wilhelmy: Hochbulgarien. Band 1: Die 
ländlichen Siedlungen und die bäuerliche Wirtschaft. 
316 8., 55 Abb. Band 2: Sofia. Wandlungen einer 
Großstadt zwischen Orient und Okzident. 220 8., 
56 Abb. Schriften des Geogr. Inst. d. Univ, Kiel 
1935/36. 

Der bulgarischen Geschichte und Landeskunde 
widmen sich in letzter Zeit so umfangreiche und viele 
Werke, daß man geneigt ist, diese Beachtung eines 
einzelnen Balkanlandes als vorbildlich hinzustellen 
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und der Hoffnung Ausdruck zu verleihen, daß alsbald 
auch die anderen Südoststaaten eine ähnliche Würdi- 
gung in der deutschsprachlichen wissenschaftlichen 
Literatur finden. 

Uns liegen gleich fünf Werke über Bulgarien vor, 
die alle größter Beachtung wert sind und infolge ihrer 
Stoffülle auf engem Raum nicht mit der notwendigen 
Ausführlichkeit zu besprechen sind. Eine grundlegende 
Gesamtdarstellung der zwischen Rußland und Öster- 
reich-Ungarn schwankenden Politik Bulgariens vor 
dem Weltkrieg gibt Tukin, eine Untersuchung, die 
auch darum Beachtung verdient, weil sie eine wissen- 
schaftliche Leistung eines Südosteuropäers (Türken) 
ist. Eine unentbehrliche Arbeit ist das Werk von 
Lasaroff, das die gesamten völkerrechtlichen Bin- 
dungen Bulgariens, die Verträge, Abkommen und das 
Friedensdiktat, sowie die voraufgehenden völkerrecht- 
lichen Entwicklungen behandelt und damit den Cha- 
rakter eines Nachschlagewerkes erhält. Vor allem sind 
die sonst nur verstreut vorhandenen Daten über die 
rechtliche Lage der bulgarischen Minderheiten, die 
Bevölkerungsaustauschbewegungen usw. übersichtlich 
zusammengefaßt und erklärt. 

Landeskundlicher Natur ist das umfangreiche Werk 
von Wilhelmy, wohl das größte, das bisher über eine 
Kleinlandschaft des Balkans in deutscher Sprache er- 
schienen ist. W. faßt die Landschaft zwischen Stara 
Planina, Sredna Gora, Rila, serbischen Grenzbergen 
unter dem Gesichtspunkt als Einheit, daß Land- 
schaften nicht Ewigkeitswerte besitzen, sondern vom 
Menschen erst zu Individualitäten erhoben oder als 
solche zerstört werden, eine Auffassung, die gerade in 
diesem Fall außerordentlich berechtigt ist, denn ob- 
wohl rein geographische Gründe für die Annahme einer 
eigenen hochbulgarischen Landschaft nicht vorliegen, 
spricht die kulturgeographische und geopolitische Ein- 
heit dafür. Wiederholt ist von geopolitischer Seite 
darauf verwiesen worden, daß das Becken von Sofia 
als räumliches Strahlungszenttum am Schnittpunkt 
verschiedener politischer Sphären liegt, eine Tatsache, 
die auch W. bei seinen Beobachtungen die Annahme 
eines Hochbulgarien geradezu aufgedrängt hat. Wer 
die Landschaft selbst kennt, wird bestätigen, daß sie 
ihrem ‚Äußeren‘ nach sich unbedingt scharf vom 
Dupnicabecken, aber auch von Südbulgarien unter- 
scheidet, von den umgrenzenden Gebirgslandschaften 
nicht zu sprechen. 

Nach einer geographischen Einleitung gibt W. ein 
Bild der Siedlungsgeschichte und der Stellung des 
Bauerntums in diesem Raum seit den Thrakern, deren 
Gründlichkeit daraus erhellt, daß eine fast lückenlose 
Augenscheinnahme des gesamten Gebietes, eine Ein- 
beziehung nahezu der gesamten einschlägigen Lite- 
ratur und eine Beachtung der verschiedensten Diszi- 
plinen vorangegangen ist. Band 2 ist eine vorbildliche 
Stadtmonographie Sofias, dessen Entwicklung bis in 
die letzten Einzelheiten der städtebaulichen Gestal- 
tung, der völkischen und gesellschaftlichen Gliederung 
der Einwohnerschaft, des Wirtschafts- und Verkehrs- 
lebens vom römischen Kastell bis heute untersucht 
wird. Wie wichtig dieser Band für den Deutschen ist, 
geht am besten aus dem Kapitel über die ‚„Bevölke- 
rung der Hauptstadt‘ hervor, in dem der Kampf der 
verschiedenen Weltvölker um ihren kulturellen Ein- 
fluß in Sofia eine ausführliche Behandlung erfährt. Zahl- 
reiche vergleichende Stadtansichten und Bebauungs- 
pläne vermitteln einen Eindruck von dem geradezu 
amerikanisch anmutenden Wachstum der Stadt. 

Ebenfalls als umfangreiche Landeskunde stellt sich 
Gellerts Mittelbulgarien dar. G. faßt darunter das 
Gebiet zwischen dem Zentralbalkan im N, dem Becken 
von Ihtiman im W, der Linie Tatar Pazardzik — Plow- 
diw— Sejmen— Elhowo im $ und Jambol im O, Seine 
Darstellung bezieht weniger die geschichtliche Ent- 
wicklung der Landschaft ein als die Wilhelmys, sie 
ist in der Hauptsache ein wirtschafts-, siedlungs- und 
verkehrsgeographischer Querschnitt durch das Gebiet, 
der auf eingehender Landes- und Quellenkenntnis be- 
ruht. Die Arbeit, die die Entwicklungsfähigkeit des 
mittelbulgarischen Gebietes aufzeigt, ist deswegen zu 
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begrüßen, weil sie einem in Deutschland weniger be- 
achteten Teil Bulgariens gewidmet ist. Im Gegensatz 
wäre jetzt noch eine Arbeit über Donaubulgarien und 
eine Untersuchung der makedonischen Südwestecke 
zu begrüßen, um das landschaftskundliche Bild von 
Bulgarien abzurunden. 

J). Suche: Der Meerengenvertrag von Montreux. 
Duncker & Humblot, München 1937, 73 S. RM. 3.80. 

Eine unentbehrliche völkerrechtliche Abhandlung 
über die Lösung der Türkei aus den Lausanner Bin- 
dungen mit einer Einleitung über die Regelungen der 
Meerengenfrage seit 1918. 


Nordostraum. 


Ostraumberichte. Heft 3/4, 1936. Hrsg. v. Ost- 
europainstitut in Breslau. Priebatsch’s Buchhdlg., 
Breslau. 234 S. 

Siegfried Mews: Ein englischer Gesandtschafts- 
bericht über den polnischen Staat zu Ende des 16. Jahr- 
hunderts. S. Hirzel, Leipzig 1936, 88 $S. RM. 3.50. 

Reinhold Brenneisen: Das Werden und Wesen einer 
neuen Volkswirtschaft. Volk u. Reich, Berlin 1936, 
429 S. RM. 10.—. 

Hasso von Wedel: Die estländische Ritterschaft vor- 
nehmlich zwischen 1710 und 1783. Das erste Jahr- 
hundert russischer Herrschaft. Osteuropa-Verl., Kö- 
nigsberg i. Pr. 1935, 181 S. RM. 10.—. 

Deutsche Handelskammer in Finnland: Jahres- 
bericht 1935. Helsinki 1936. Dies.: Jahresbericht 1936. 
Helsinki 1937. 

Oleg Hoeffding: Die Kriegswirtschaft der Sowjet- 
union. I. Teil: Die Erdölwirtschaft. Sonderdruck aus 
„Osteuropa“, Juli 1936. 

Gerhard von Mende: Der nationale Kampf der 
Rußlandtürken. Ein Beitrag zur nationalen Frage der 
Sowjetunion. Weidmannsche Buchhälg., Berlin 1936, 
196 S. RM. 4.80. 

Kurt Hager: Die polnischen Städte. Grundlagen 
und Ergebnisse ihrer städtebaulichen Entwicklung. 
Fleichhauer & Spohn, Stuttgart 1930, 77 S., 51 Abb., 
1 Karte. 

H. E. Mentzel: Arbeitsverfassung und Ertrags- 
teilung in der russischen Kollektivwirtschaft. Juncker 
& Dünnhaupt, Berlin 1935, 110 8. 

Eine Reihe von Büchern über den Nordostraum, 
unter denen besonders die Arbeiten von Mende und 
Brenneisen auffallen. Dieser liefert eine vorbildliche 
Wirtschaftskunde eines jungen Nationalstaates unter 
Berücksichtigung der geschichtlichen Entwicklung und 
ihrer Bedingungen, der staatlichen Wirtschaftslenkung 
und der einzelnen Wirtschaftszweige. Da der Verf. über 
eine vollständige Sachkenntnis der lettischen Rechts- 
quellen und des lettischen offiziellen und wissenschaft- 
lichen Schrifttums verfügt, handelt es sich praktisch 
um ein Quellenwerk von grundlegend informativem 
Wert. Mende schneidet ein scheinbar abseits liegendes 
Kapitel an. Die politische Geschichte der Rußland- | 
türken — an Hand eines seltenen und selbst dem 
Fachmann nur schwer zugänglichen Materials dar- 
gestellt — ist aber nicht nur deswegen bedeutsam, 
weil dieses Volkstum in Rußland eine sehr bedeutende 
Rolle spielt, sondern auch weil sich in der Unter- 
drückung der türkischen Minderheit besonders durch 
die Bolschewiken Methoden offenbaren, die selbst den 
an Verfolgungen gewöhnten Auslandsdeutschen er- 
schüttern können. Das Buch ist eine vorbildliche Be- 
reicherung der volkstumspolitisch ausgerichteten Ge- 
schichtsliteratur. Wedel befaßt sich mit der Stellung 
und Einstellung der Deutschbalten in Estland in den 
ersten Zeiten der Russenherrschaft, Mentzel unter- 
sucht am Beispiel eines einzelnen Wirtschaftsrayons 
das unerfreuliche Bild der russischen Kollektiv-Land: 
wirtschaft, und H. 3/4 der Ostraumberichte beschäf- 
tigt sich fast in vollem Umfang mit der Entwicklung | 
des Absatzes und der wirtschaftlichen Lage der polni- 
schen Kohlenindustrie in den Jahren 1923— 1935. 


Italien und Mittelmeerraum. 


Wilhelm Deutsch: Das Werden des italienischen 
‚Staates. W. Braumüller, Wien 1936, 1138. RM. 3.—. 
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Hermann Raschhofer: Der politische Volksbegrift 
im modernen Italien. Volk u. Reich, Berlin 1936, 208 S. 
RM. 7.50. 

Carl Hiller: Die Grundlagen des faschistischen 
Staates. Junker & Dünnhaupt, Berlin 1936, 86 S. 
BM. 3.80. 

Deutsch gibt einen Überblick über die Strömungen, 
Parteiungen, die politische Literatur und die politischen 
Vorgänge Italiens in der Zeit vom Wiener Kongreß 
bis zur Einigung, während Hiller, einleitend etwas 
weiter zurückgreifend, das eigentliche Schwergewicht 
auf einen Gesamtüberblick über die italienische Staats- 
werdung bis zum Faschismus und innerhalb dieses 
Rahmens auf die letzte Periode — auf die Richtungen 
des Syndikalismus, Nationalismus und Faschismus, 
den Aufbau der staatlichen Hierarchie und das Kor- 
porativsystem und eine Schilderung der Persönlichkeit 
Mussolinis — legt. Tiefer schürft Raschhofer. Aus- 
gehend von der mittelalterlichen Begriffsbildung, den 
Volkstumsbegriffen vor und zur Zeit der Französischen 
Revolution, untersucht er die Wandlungen des itali- 
enischen Volkstumsdenkens von Mazzini bis zu den 
heutigen Auffassungen der italienischen Lehre, die 
Zusammenhänge mit der Irredente und die Wandlung 
zum etatistischen Denken unter dem Faschismus. Die 
philosophisch und staatswissenschaftlich gründlich 
unterbaute Arbeit gehört in die erste Reihe volks- 
politischer Wissenschaftsleistungen der letzten Jahre. 

Vom Kapitalismus zum Korporativen Staat. Pe- 
trarca-Haus, Köln 1936, 190 S. 

A. Marescalchi und L. Visintin: Atlante Agricola 
dell’Italia Fascista. Istituto Geografico de Agostini, 
Novara 1935, 92 Karten, 145 Diagramme. 

Der ‚‚Korporative Staat‘ ist eine begrüßenswerte 
Übersetzung der einschlägigen Gesetze und Reden 
Mussolinis mit Erläuterungen der. Übersetzer und 
bietet so eine gute Ergänzung zu dem bekannten Werk 
von Dobbert. Der faschistische Agraratlas erweist sich 
der faschistischen Wissenschaft würdig. Ein klarer 
übersichtlicher Aufbau, eine geschmackvolle karto- 
graphische Darstellungsweise und Farbenwahl und 
seine Reichhaltigkeit und Vollständigkeit machen ihn 
unentbehrlich für die Orientierung über die wirtschaft- 
lichen Quellen Italiens. Einleitend stellt eine Serie von 
Karten die Aufteilung der genützten Fläche des Landes 
dar, wobei durch Farbschattierung der Anteil der je- 
weiligen Produktionsfläche an der Gesamtfläche jeder 
Provinz und durch ein Diagramm innerhalb der Pro- 
vinz deren Anteil an der jeweiligen gesamtitalienischen 
Produktionsfläche eingetragen ist. Nebendiagramme 
zeigen die Unterteilungen der einzelnen Kulturflächen 
und bringen Vergleiche mit dem Ausland. In ähnlicher 
Form ist jedes einzelne Produkt der Land- und Garten- 
wirtschaft, der Fischerei und Viehzucht behandelt. 
Besonders interessante und aufschlußreiche Karten 
mit beigegebenen statistischen Tabellen sind der Boni- 
fica gewidmet. Schließlich ist auch die landwirtschaft- 
lich tätige Bevölkerung, der Stand ihrer Behausung, 
der Umfang der Bewässerung und die landwirtschaft- 
liche Industrie eingehend berücksichtigt. 

R. Ritter und Edier von Xylander: Die kriegswirt- 
schaftliche Verfassung Italiens. Stoff und Geist im 
modernen Krieg. Hanseatische Verlagsanstalt, Ham- 
burg 1935, 54 S. RM. 1.80. 

Der hervorragende Kenner der italienischen Wehr- 
macht gibt in gedrängter Kürze ein erschöpfendes Bild 
der über die 12 dem abessinischen Krieg vorangehen- 
den Jahre der Vorbereitung und des Aufbaues der 
nationalen Widerstandskraft Italiens auf kriegswirt- 
schaftlichem Gebiet. Bereits mit den Gesetzen über 
die „Organisation der Nation für den Krieg‘ von 1925 
und über die Kriegsdisziplin von 1931 wurden die 
organisatorischen Maßnahmen für die Mobilisierung 
der seelischen Kräfte der Nation getroffen, durch die 
Bonifica und andere Maßnahmen zur Steigerung der 
Inlandproduktion wurde systematisch der Rohstoff- 
armut des Landes entgegengearbeitet und mit der 
Verkettung der zivilen und militärischen Organisa- 
tionen und deren einheitliche Lenkung die Garantien 
für ein reibungsloses Funktionieren des staatlichen 
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Apparates zum Zweck der Versorgung von Nation 
und Heer im Ernstfall gesorgt. Der Krieg in Ostafrika 
hat die ganze Bedeutung dieser Vorbereitungen und 
ihre Richtigkeit voll bestätigt. 

Arnaldo Mussolini: Das Buch vom Sandro. Rascher 
& Cie., Zürich 1934, 74 S. i 

Ein Bekenntnisbuch, das der Bruder Mussolinis 
seinem früh an einer unheilbaren Leukämie verstorbe- 
nen Sohne Sandro widmete, um diesem ein ewiges 
Denkmal zu setzen, ein erschütterndes Buch des Vaters 
und Menschen, das die Tragödie des Politikers Arnaldo 
Mussolini ahnen läßt. 

Hans Hummel und Wulf Siewert: Der Mittelmeer- 
raum. Zur Geopolitik eines maritimen Großraumes. 
K. Vowinkel, Heidelberg 1936, 196 S., 36 Karten. 
Neubearbeitete, erw. II. Auflage in Vorbereitung. 

Die Idee, eine Untersuchung und Darstellung der 
politischen Kräfte des Mittelmeerbeckens in den ihnen 
eigentümlichen Zusammenhängen und Prägungen für 
die deutsche Öffentlichkeit zu schreiben, ist, so nahe- 
liegend sie seit langem sein mochte, zum erstenmal 
von den beiden Verff. in dem vorliegenden Werk ver- 
wirklicht worden. Für ein glückliches Gelingen des 
Unternehmens war Vorbedingung, daß die Verff. die 
politischen Kräfte des Raumes von den ihnen eigen- 
tümlichen maritimen Standort aus und nicht unter 
kontinentaler Beurteilung sahen. Diese psychologische 
Einstellung auf die Eigenart der mediterranen Fak- 
toren ist voll gelungen, so daß ein mit sicheren Strichen 
gezeichnetes Bild der Geschichte und politischen Struk- 
tur des Gesamtraumes vorliegt, dessen Erfolg — die 
erste Auflage ist nach Jahresfrist vergriffen und ein 
halbes Jahr nach dem Erscheinen der deutschen Aus- 
gabe lag eine französische Übersetzung vor, später 
eine italienische — den Wert der Arbeit bestätigt. 

Nach einer geographischen Einleitung gibt Hum- 
mel die Abgrenzung des politischen Bereichs des Mittel- 
meers mit Hilfe eines negativen Schlusses: Am Mittel- 
meerraum haben alle jene Staaten teil, die ohne An- 
teil an seinem Leben nicht existenzfähig sind. Er 
rechnet demnach dazu: Italien, Algerien, Tunis, Ly- 
bien, Albanien, Griechenland, Türkei, Syrien, Palä- 
stina, Ägypten, wozu einzelne Landschaften von nicht 
eigentlich mittelmeerischen Anrainern kommen. Drei 
Pforten des Gesamtraumes öffnen fremden Mächten 
den Eintritt, die inneren Pforten teilen den Raum in 
ein Ost- und Westbecken. Anschließend umreißt Hum- 
mel in großen Zügen die Reichsbildungen des Mittel- 
meeres, angefangen von den altorientalischen Staaten. 
Der zeitliche Längsschnitt durch drei Jahrtausende in 
solch gedrängter Kürze läßt den Raum und seine Be- 
deutung plastisch hervortreten. Der staatenvergleichen- 
den Darstellung wäre es dienlich, wenn die Geschichte 
des Alten Orients ein wenig mehr Berücksichtigung 
fände. Tatsächlich ist z.B. Ägyptens Schutzlage 
keineswegs erst durch den Einbruch der Hyksos ge- 
brochen worden. Vielmehr unterwirft schon Naram 
Alu (ägypt. Naram Aru), der dritte Nachfolger des 
Akkaders Scharrukenu, der Schumer untertan machte, 
um 2750 vom Zweistromland aus das Nilland. In der 
Zeit zwischen 1600 und 1200 v. Chr. bestehen im öst- 
lichen Mittelmeerbecken schon eine Anzahl von Rei- 
chen, die untereinander in völkerrechtlichen und han- 
delspolitischen Beziehungen stehen: Das Hattireich in 
Kleinasien, Mitani in Mesopotamien, Alasija auf Cypern 
und wahrscheinlich Kleinasien, Achijawa, das von 
Kleinasien auf die griechischen Inseln übergreift, da- 
neben Ägypten und Karduniasch. Wie eng und um- 
fangreich die Beziehungen zwischen diesen ostmittel- 
meerischen Reichen waren, geht daraus hervor, daß 
der Pharao Amenophis III. (1411— 1375) zur Stärkung 
der Freundschaft eine Tochter des Mitannikönigs hei- 
ratet und daß, wie aus einem Brief des Königs von 
Alasija bekannt ist, jährlich Gesandtschaften zwischen 
Cypern und Ägypten ausgetauscht werden. Ameno- 
phis IV. erhält bei seiner Thronbesteigung vom König 
yon Cypern Geschenke, und zwischen Mitanni und 
Ägypten werden um diese Zeit sogar Grenz- und Aus- 
lieferungsverträge geschlossen. Zwischen dem Hatti- 
könig Hattusil II. (1300—1270) und Ramses II. wird 
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sogar ein regelrechter Bündnisvertrag über gegen- 
seitige Hilfeleistung und politisches Asylrecht usw. 
geschlossen. Einer Korrektur bedarf auch der Satz im 
dritten Kapitel, daß die Kulturen der Alten Welt 
streng auf nationalem Wollen aufgebaut waren. Die 
Vermischung der Kulturelemente ist ebenso wie die 
der Rassen in der geschichtlichen Zeit so weit und so 
innig fortgeschritten, daß eine Trennung der Stil- 
elemente heute der Orientalistik oft die größten 
Schwierigkeiten bereitet. Ungeachtet dessen ist die 
Zeichnung der Kulturen am Mittelmeer aus einem 
Guß, ebenso wie die Darstellung der gesamtmittel- 
meerischen Wirtschaft, des Mittelmeeres als Durch- 
gangsraumes und des mittelmeerischen Wirtschafts- 
geistes hervorragend geopolitische Gedanken vertreten, 
echte Geopolitik verkörpern und nicht die übliche 
Suche nach geographischen Motiven in der Politik 
sind. In den folgenden Abschnitten werden die ein- 
zelnen Mächte und politischen Landschaften im Mittel- 
meerraum behandelt. In diesem Teil des Buches finden 
sich wiederholt beachtliche geopolitische Prognosen, 
die von den Ereignissen nach dem Erscheinen des 
Buches bestätigt wurden. So nimmt Hummel eigent- 
lich auf $. 162 die ganzen Mächtegruppierungen wäh- 
rend des spanischen Bürgerkrieges vorweg, noch bevor 
er begonnen hatte. Es bedarf wohl keines weiteren 
Beweises dafür, daß der schöne Band ein Zeugnis für 
echte Geopolitik und zugleich ein unentbehrliches 
Orientierungsmittel über die Kräfte im Mittelmeer- 
raum ist, 

In den östlichen Teil des Mediterrans führt die 
Dissertation: Hans Seibt: Moderne Kolonisation in 
Palästina. II. Teil: Die Kolonisation der Zionisten. 
Leipzig 1933, 277 8., Karten und Tabellen, die an 
Hand schwer zugänglichen zionistischen und anderen 
Materials das siedlungsstrategische Vorgehen der Juden 
in Palästina, das praktische Scheitern der ländlichen 
Kolonisation und die Verstädterung darlegt, während 
das folgende Werk: Bodo Ebhardt: Spanische Burgen- 
tahrt. Burgverlag, Marksburg (Rhein), 155 S., zahl- 
reiche Abb. im Text und Tafeln, einen eigenartigen 
Querschnitt durch die Kultur Iberiens liefert, der in 
Form eines Reiseberichtes des bekannten Burgen- 
kundlers die ganze Besonderheit Spaniens in anschau- 
licher Form erstehen läßt. 


Allgemeines. 


Im folgenden erwähnen wir, aus Raumgründen 
ohne ausführliche Besprechung, eine Reihe wertvoller 
Bücher und Schriften, die, inhaltlich durch den Titel 
genügend -charakterisiert, einzelne wissenschaftliche 
Sondergebiete berühren oder den Nachbargebieten der 
Geopolitik zuzurechnen sind. 

Otto Veit: Die Tragik des technischen Zeitalters, 
Mensch und Maschine im 19. Jahrhundert. S. Fischer, 
Berlin 1935, 226 S. RM. 4.40. 

Friedrich Alverdes: Leben als Sinnverwirklichung. 
Hippokrates-Verl., Stuttgart 1936, 115 S. RM. 5.75. 

Fritz Hippler: Wissenschaft und Leben. ©. Winters 
Univ.-Buchhälg., Heidelberg 1937, 77 S. RM. 1.90. 

Hans Freyer: Pallas Athene: Ethik des politischen 
Volkes. Eugen Diederichs, Jena 1935, 122 8. 

Leopold von Ranke: Geschichte und Politik. Hrsg. 
v. H.Hoffmann. A.Kröner, Leipzig 1936, 464 S. 
RM. 3.75. 

Walter Goetz: Intuition in der Geschichtswissen- 


Schrifttum 


Heft 11 


schaft. Vortrag. Verl. d. Bayer. Akad. d. Wiss., Mün- 
chen 1935, 30 S. 

Hans Ganahl: Studien zur Geschichte des kirch- 
lichen Verfassungsrechts im X. und XI. Jahrhundert. 
Tyrolia, Innsbruck 1936, 76 S. RM. 2.70. 

Karl Huber: Die Anfänge des Liberalismus im 
Mittelalter. Voglrieder, München 1936, 158 $. RM. 4.50. 

Gerhard Läwen: Stammesherzog und Stammes- 
herzogtum. Junker & Dünnhaupt, Berlin 1935, 86 S. 

Peter Klassen: Justus Möser. Klostermann, Frank- 
furt a.M. 1936, 450 8., 1 Abb. RM. 14.—. 
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Die Karte „Chinas Bahnnetz in Wunsch und Wirklichkeit“ auf 8. 723 in Heft 9 wurde von 
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HERMANN GROSS: 
Staatshandeln und Volkswirtschaft in Südosteuropa 


Die Balkanländer Rumänien, Jugoslawien, Bulgarien, Albanien, Griechenland 
und die Türkei haben erst im Laufe des ıg. Jahrhunderts — Albanien und die 
Türkische Republik erst nach dem Weltkrieg — ihre Selbständigkeit erhalten. Bis 
dahin haben ihre Bewohner rund fünfhundert Jahre im alten osmanischen Reich 
abgekapselt von der übrigen Welt gelebt und sind von der modernen kulturellen 
und wirtschaftlichen Entwicklung Mittel- und Westeuropas ausgeschlossen gewesen. 
Mit ihrer Befreiung von der osmanischen Herrschaft wurden diese in noch mittel- 
alterlichen Verhältnissen lebenden Völker plötzlich vor die Aufgabe gestellt, den 
Anschluß an die moderne liberalistische und kapitalistische Welt durch den Auf- 
bau eines eigenen Staatswesens und einer eigenen Volkswirtschaft zu vollziehen. Daß 
zunächst alle Bestrebungen der führenden politischen Kreise auf die Schaffung 
eines eigenen staatlichen Apparates und auf die Sicherung der innen- und außen- 
politischen Selbständigkeit gerichtet war, ist verständlich. Mit der politischen 
Festigung der jungen Staaten und dem Herauswachsen einzelner Teile der Bevölke- 
rung aus ihrer hauswirtschaftlichen Selbstgenügsamkeit versuchten die Regierungen 
einiger Balkanstaaten, schon vor dem Weltkrieg die staatliche Wirtschaftspolitik in 
den Dienst nationalwirtschaftlicher und politischer Ziele zu stellen !). 

Nach der staatlichen Neugestaltung Südosteuropas im Gefolge der Pariser 
Vorortsdiktate (Neuilly und Trianon) und des Friedensvertrages von Lausanne 


1) Dabei treten — vor und vor allem dann nach dem Krieg — in den nationalgemischten oder 
unter dem Einfluß ausländischen Kapitals stehenden Staaten, mit denen wir es auf dem Balkan 
außer im Falle der Türkei zu tun haben, zu den geläufigen Lenkungsmaßnahmen des Staates noch 
sog. Nationalisierungsbestrebungen. Sie bezwecken die Herbeiführung einer nationalen 
völkischen Einheitlichkeit innerhalb der einzelnen Wirtschaftszweige und Wirtschaftsbetriebe eines 
Landes und die Beseitigung der Abhängigkeit von Staat und Wirtschaft von ausländischen Kapital- 
mächten. Vgl. Hermann Groß, Südosteuropa-Bau und Entwicklung der Wirtschaft, Leipzig 1937. 
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(zwischen der Türkei und Griechenland, 1923) ergab sich für alle Balkanstaaten 
die staatspolitische Notwendigkeit, ihr z. T. aus verschiedenen Teilgebieten anderer 
Staaten neu zusammengesetztes oder vergrößertes Staatsgebiet nicht nur politisch- 
verwaltungsmäßig, sondern auch wirtschaftlich zu einer festen staatlichen und 
volkswirtschaftlichen Gemeinschaft zusammenzuschweißen. Das muß man sich bei 
Beurteilung aller Vorgänge staatlicher Wirtschaftslenkung im europäischen Süd- 
osten immer vor Augen halten: die staatlichen Einheiten und damit 
auch die Anschauungen von den Aufgaben und Zielen der Staats- 
führung sind dort nicht „gewachsen“ (im mittel- und westeuropäischen 
Sinne), sondern sie sind durch einen „instituierenden Akt‘ mit einem Schlag ent- 
standen, und es leuchtet unmittelbar ein, daß in einer solchen Lage ein straffer, 
zentraler, staatlicher Wille doppelt wesentlich wird. Hier erwachsen mit dem 
völkerrechtlichen Akt der Schaffung des neuen Staatsgebildes 
sofort größte organisatorische Aufgaben, deren Lösung — weil 
miteinem natürlichen Wachstum nicht gerechnet werdenkann — 
nur dem Staat möglich ist. Mit der Ergreifung solcher Aufgaben suchten die 
jungen Staaten des Südostens gleichzeitig innen- wie außenpolitisch und innen- 
wie außenwirtschaftlich sich zu stärken und den Einfluß ausländischer Kapital- 
mächte auf Staat und Wirtschaft zu brechen; mußten doch die Balkanvölker, 
nachdem sie mit Hilfe ausländischer Mächte ihre staatliche Selbständigkeit erhalten 
hatten, deren politische Suprematie und Kolonisierungspolitik zunächst dulden, und 
sie sind als Werkzeuge fremder Interessen von den rivalisierenden Großmächten 
wiederholt gegenseitig ausgespielt worden. 

Die große Wirtschaftskrise hat diese, an sich inneliegenden Tendenzen noch ver- 
stärkt. Die früher aus politischen Gründen geforderte Autarkie ist eine wirtschaft- 
liche Lebensnotwendigkeit geworden, da wegen Export- und Devisenschwierigkeiten 
die Importe drastisch eingeschränkt und der ausländische Schuldendienst unter- 
brochen werden mußten. Weiterhin machte sich die Beschaffung von Arbeitsmög- 
lichkeiten für größere Teile der Bevölkerung dringend notwendig. 


I. 


Die wirtschaftlichen Verselbständigungsbestrebungen der Balkanländer wurden 
deshalb gerade auch in jüngster Zeit mit bevölkerungspolitischen Motiven begründet. 
Tatsächlich ist zum Verständnis des Staatswillens in der Wirtschaft der Balkan- 
länder eine Kenntnis der Entwicklung und Struktur ihrer Bevölke- 
rungsverhältnisse notwendige Voraussetzung. 


Rein quantitativ gesehen sind die Balkanstaaten bekanntlich sehr dünn bevölkert. Ihre Be- 
völkerungsdichte bewegt sich zwischen 21 Einwohner je qkm in der Türkischen Republik und 
61 je gkm in Rumänien — in Deutschland dagegen beträgt sie 140! Die natürliche Vermehrungs- 
kraft ist aber bei allen Balkanvölkern so groß, daß trotz der sehr hohen Sterblichkeitsziffern die 
Bevölkerungsgröße eine dauernde und starke Zunahme zeigt. Am höchsten ist der Vermehrungs- 
koeffizient auf dem Lande, und da wir es in den Balkanstaaten mit rund 80 % bäuerlicher Bevölke- 
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rung zu tun haben — nur Griechenland macht hiervon mit 54% eine gewisse Ausnahme — staut 
sich zunächst der große Zuwachs an Bevölkerung auf dem Lande auf. Angesichts der niedrigen 
Bevölkerungsdichte sollte man meinen, daß in den Balkanstaaten für den Bevölkerungszuwachs 
auf dem Lande noch genügend Raum vorhanden und die Ausstattung mit landwirtschaftlichem 
Boden günstig sei. Das ist aber leider nicht der Fall. Vielmehr stellt sich das Verhältnis von land- 
wirtschaftlicher Bevölkerung und Ackerland in Südosteuropa noch viel ungünstiger als in dichter 
besiedelten Agrarstaaten. So kommen in Dänemark auf 100 ha Ackerfläche 36,6 Personen land- 
wirtschaftliche Bevölkerung, dagegen in Rumänien 99,6, in Bulgarien 119,6, in Jugoslawien 157,4, 
in der Türkei 158,9 und in den mit unverhältnismäßig wenig Ackerland ausgestatteten Ländern 
Albanien und Griechenland sogar 260,2 bzw. 272 Personen. 

Die Gründe für diese ungünstige Ausstattung der Balkanländer mit Ackerboden 
liegen, abgesehen von dem hohen Anteil ihrer landwirtschaftlichen Bevölkerung an der Gesamt- 
bevölkerung, in der zumeist gebirgigen Oberfläche ihres Staatsgebietes, die nur zu geringerem Teil 
im Ackerbau genutzt werden kann. Dazu kommt eine im allgemeinen extensive Bearbeitungsweise 
des Ackerlandes, wodurch die gleiche Fläche in Südosteuropa bedeutend weniger Ertrag liefert als 
im übrigen Europa. So steht einer schnell steigenden Zahl von Menschen eine ziemlich gleich- 
bleibende und extensiv bearbeitete landwirtschaftliche Nutzfläche als Lebensbasis gegenüber. 
Da ein produktives Unterkommen der überschüssigen Bevölkerung in anderen Wirtschaftszweigen 
bei dem geringen Stand der volkswirtschaftlichen Entwicklung der Balkanstaaten von jeher äußerst 
schwierig war, führte die Bevölkerungsvermehrung außer zu einer Verelendung der bäuerlichen 
Massen zu einer starken Auswanderung, einem charakteristischen Symptom für das Vorhanden- 
sein einer landwirtschaftlichen Übervölkerung. Seit der Weltwirtschaftskrise ist eine 
nennenswerte Auswanderung als Ventil einer steigenden Übervölkerung nicht nur weggefallen, 
sondern hat sogar einer nicht unbeträchtlichen Rückwanderung Platz gemacht. In Griechenland 
und Bulgarien ist außerdem durch den Flüchtlingszustrom die Bevölkerungs- und Bodenfrage 
ganz besonders akut und schwierig. geworden. 


Aus diesen Tatsachen ergeben sich die verschiedenen Versuche, die von den ein- 
zelnen Staatsführungen zur Lösung des Bevölkerungsproblems mit mehr oder weni- 
ger Erfolg unternommen worden sind, und die in folgenden Zielen gipfeln: 

1. Schaffung einer gesunden Agrarverfassung als Grundlage lebens- 
fähiger Bauernwirtschaften, die nicht nur ihre Besitzer ernähren, sondern auch 
Produktionsüberschüsse an den inneren und äußeren Markt abgeben können. 

2. Ausweitung des Lebensraumes durch V ergrößerung der landwirt- 
schaftlich genutzten Fläche und durch eine Intensivierung der land- 
wirtschaftlichen Produktion und Ausfuhr hochwertiger veredelter 
Landesprodukte. 

3. Unterbringung der in der Landwirtschaft nicht unterkommenden Bevölkerung 
durch Nutzbarmachung der vorhandenen Bodenschätze und 
durch den Ausbau einer eigenen Industrie, wodurch gleichzeitig die 
Einfuhr ausländischer Industrieerzeugnisse eingeschränkt werden soll. 

Die Durchführung dieser Aufgaben, die die Staatsführungen in fast allen Balkan- 
ländern auf irgendeine Art bereits in Angriff genommen haben, ist vorläufig von 
starken Hemmungskräften verzögert oder verhindert worden, 
von denen als wichtigste zu nennen sind: der niedrige allgemeine und fach- 
liche Bildungsstand und die naturalwirtschaftliche Denkweise der 


großen Masse der Bevölkerung, der empfindliche Kapitalmangel und die un- 
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zureichenden Kreditorganisationen, Absatzschwierigkeitenim Ausland für 
die Exportprodukte und schließlich das Fehlen einer geschulten und 
traditionsgebundenen Beamtenschaft sowie einer stabilen Füh- 
rung des Staates. Es sind dies Hemmungskräfte, die jedem zentral planenden 
Staatshandeln entgegenstehen, und die in Südosteuropa besonders stark zur Wirkung 
kommen. Voraussetzung für eine sinnvolle und erfolgreiche Durchführung staat- 
licher Maßnahmen ist, daß diese in der Bevölkerung einen Widerhall finden und | 
deren geistige Potenz nicht überschreiten. In Ländern, in denen die Kluft zwischen 
der hochintelligenten oberen Bildungsschicht und einer z. T. dem Analphabetismus | 
noch sehr nahestehenden „breiten Masse“ besonders groß ist, werden alle Maß- |F 
nahmen, die einen höheren und vor allem auch möglichst homogenen Bildungs- 
stand der Bevölkerung voraussetzen, zu keinem oder einem ganz anderen Ergebnis } 
als dem beabsichtigten führen. | 


In Europa verläuft die Kurve des Analphabetentums von West- und Mitteleuropa in schnel-) 
lem Anstieg nach dem Osten und Südosten und deutet damit das herrschende Kulturgefälle an. 
Der Anteil der Analphabeten betrug nach den letzten Volkszählungen in Bulgarien, Griechen- 
land, Rumänien und Jugoslawien zwischen 40 und 45%; in Albanien dürfte er nicht viel geringer 
sein als in der Türkei, wo er 1927 noch rund 90% betrug. An einen der Bevölkerungszunahme ent- 
sprechenden Ausbau des sehr mangelhaft vertretenen Volksschulwesens ist in nächster Zukunf‘ 
leider nicht zu denken, da in allen Balkanstaaten die bewaffnete Macht, der vielfach übersetzte 
Beamtenapparat und der öffentliche Schuldendienst den bei weitem größten Teil der Staatsausgaber: 
verschlingen und für Unterricht und kulturelle Zwecke verhältnismäßig wenig übrigbleibt. Ent-T 
scheidendes ist auf diesem Gebiete nurin der Türkei geschehen, wo Kamäl Atatürk die schwierige 
arabische Schrift durch eine von jedem erlernbare einfache lateinisch-türkische Schrift ersetzte un 
für das ganze Volk, ob alt oder jung, Schreib- und Leseunterricht verordnete. So wird nach eine 
entsprechenden Ausbau des Schulwesens die neue Schrift Allgemeingut des ganzen Volkes werden. 
In Albanien, wo während der Ösmanenherrschaft die albanische Sprache kaum gelehrt wurde, sin 
von Staats wegen eine ganze Reihe von Schulen errichtet worden. Es ist weiterhin von Bedeutung, 
daß in der Türkei wie in dem größtenteils mohammedanischen Albanien der Frau im öffentliche 
Leben die gleichen Rechte verliehen worden sind wie dem Mann, wird doch der größte Teil der An 
alphabeten in den Balkanstaaten von der weiblichen Bevölkerung gestellt. j 

Mit der noch sehr geringen allgemeinen und volkswirtschaftstechnischen Bildung großer Teil 
der Bevölkerung, insbesondere der Bauernschaft, hängt deren zum Teil noch durchaus natural-| 
wirtschaftliche Denkweise und primitive Kapital- und Kreditauffassung und ihre geringe 
Organisierbarkeit zusammen. Diese Verhältnisse haben in Verbindung mit einem empfindliche 
Kapitalmangel und den unzureichenden Kreditorganisationen eine entscheidende Ausdehnung de 
landwirtschaftlichen Nutzfläche sowie eine Intensivierung der landwirtschaftlichen Produktior: 
gehemmt und die staatliche Wirtschaftspolitik auf dem Gebiete der Landwirtschaft vielfach z 
Mißerfolgen verurteilt. 


j 


II. 


Dies gilt insbesondere von den einschneidendsten staatlichen Willensäußerung 
in der Landwirtschaft, den Agrarreformen der Nachkriegszeit. Durch si 


werden; jedoch geschah dies unter einem sozialen und parteipolitischen nationali- 
stischen Druck vielfach überstürzt sowie mit einer hochgradigen Planlosigkeit dert 
amtlichen Stellen, die von den Wirtschaftenden oft mit Recht als Willkür em 


Vz 
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funden und durch die die betreffenden Volkswirtschaften teilweise schwer ge- 
schädigt wurden. Die neuen Eigentümer des enteigneten Bodens sind fachlich und 
kapitalmäßig für eine rationelle produktionsmäßige Auswertung ihres neuen oder 
vergrößerten Landbesitzes vom Staat so wenig vorbereitet worden, daß statt einer 
Intensivierung eine Extensivierung der Produktion, teilweise so- 
gar eine Devastierung des Bodens erfolgte. 

Insgesamt haben die Agrarreformen sogar zu einer Vermehrung 
der bestehenden landwirtschaftlichen Übervölkerung beige- 
tragen, da der Kapitalmangel und Kapitalbedarf in der Landwirtschaft zu- 
genommen haben und eine nennenswerte Kapitalbildung auf den zu kleinen und 
vielfach zersplitterten Bauernstellen nicht erfolgen kann. Darum müßte unverzüg- 
lich in Südosteuropa, ähnlich wie dies im neuen Deutschland geschehen ist, einer 
weiteren Zersplitterung der Bauerngüter und damit einer weiteren Verproletarisie- 
rung des Bauernstandes durch’ gesetzliche Maßnahmen vorgebeugt werden, was erst 
vereinzelt geschehen ist. 

Eine Ausdehnung des Ackerlandes durch umfangreiche Meliorationen hat sich 
der Staat nur in Bulgarien — Arbeitsdienst! — und in jüngster Zeit auch in 
Griechenland nicht zuletzt aus außenwirtschaftlichen Gründen 
angelegen sein lassen. Für eine Intensivierung ihrer landwirtschaftlichen Produk- 
tion haben Jugoslawien und Rumänien, früher auch Griechenland, nur sehr wenig 
getan. Die Türkei und Bulgarien dagegen glaubten zunächst eine Maschinisierung 
ihrer Landwirtschaft nach mitteleuropäischem oder gar nordamerikanischem Muster 
fördern zu sollen. Jedoch hat diese einseitige, aus der Gesamtheit der Produktions- 
und Betriebsfaktoren herausgelöste und forcierte Technisierungspolitik — 
die Maschine wird im Südosten vielfach noch verbraucht statt gebraucht! — statt zu 
einem wirtschaftlichen Fortschritt zu sog. „Maschinenfriedhöfen“ und da- 
mit nicht nur zu einer Kapitalvernichtung geführt, sondern hat auch das Interesse 
und Vertrauen der südosteuropäischen Bauern in moderne landwirtschaftliche Ma- 
schinen in keiner Weise zu wecken vermocht. Die außenwirtschaftlichen 


Rückwirkungen — in bezug auf Produktionsmitteleinfuhr, Industriewarenein- 


und -ausfuhr, Ausfuhr landwirtschaftlicher Qualitätserzeugnisse — liegen auf 
der Hand. 

Die ungünstigen Erfahrungen, die mit dem Versuch einer einseitigen und künst- 
lichen Mechanisierung der landwirtschaftlichen Produktion gemacht worden sind, 
sowie der völlige Mangel an Mitteln haben in letzter Zeit die Regierungen der 
Balkanstaaten bzw. ihre Organe — die Landwirtschaftsbanken — zu einem vor- 
sichtigeren Vorgehen auf diesem Gebiet veranlaßt. Im Zuge einer die organische 
Entwicklung nicht sprunghaft störenden Mechanisierung wird nunmehr von den 
Regierungsstellen mehr Gewicht auf landwirtschaftliche Produktionsverbesserung 
durch Arbeitsintensivierung und Übergang zur Erzeugung hochwertiger Produkte 
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als auf produktionssteigernde Mittel gelegt, eine Politik, zu der auch die enormen 
Auslandsabsatzschwierigkeiten der Agrarländer während der Wirtschaftskrise ge- | 
führt haben. Die größten Erfolge hat auf diesem Gebiet Bulgarien aufzuweisen. 

Da die Kapitalansprüche, die sich bei einer Intensivierung oder Umstellung der | 
Produktion ergeben, im allgemeinen die Kapitalkraft der einzelnen Kleinbauern- 
wirtschaft bei weitem überschreiten, ergibt sich vielleicht als einziger wirklich 
brauchbarer und eine wirksame Staatskontrolle sichernder Weg, die notwendigen 
Kredite auf genossenschaftlichem Wege von der Landwirtschaft und den sie unter- | 
stützenden staatlichen oder halbstaatlichen Institutionen aufzubringen. Jedoch haben | 
die Regierungen der Balkanstaaten — mit Ausnahme von Bulgarien — für die Ent- | 
wicklung eines leistungsfähigen Genossenschaftswesens sehr wenig getan. Eine ge- | 
nossenschaftliche Organisierung der südosteuropäischen Land-| 
wirtschaft ist nicht nur von der Kreditseite her, sondern vor| 
allem im staatenwirtschaftlichen Zusammenhang der Balkan- 
länder mit Mittel- und Westeuropa zweckmäßig. Gerade im Hin- 
blick auf eine Beeinflussung der landwirtschaftlichen Produkte 
im Sinne einer Anpassung an die Absatzmöglichkeiten im Aus- 
lande, im Zusammenhang mit den neuen Formen der Außen- 
handelspolitik und des zwischenstaatlichen Handelsverkehrs, 
also der Außenwirtschaft, wird sie zur dringenden Notwendig- 
keit. 

Es handelt sich dabei insbesondere um die von Deutschland — dem weitaus größten Kunden 
der südosteuropäischen Länder — in seinen Handelsabkommen mit diesen seit 1934 eingeführte 
Form der Handelspolitik, die neue und aussichtsreiche Wege für eine gedeihliche zwischenstaat- 
liche Zusammenarbeit eröffnet. Durch die Tätigkeit der in diesen Handelsabkommen vorgesehenen 
Regierungsausschüsse soll eine Abstimmung der landwirtschaftlichen Erzeugung der be- 
treffenden Länder auf den Einfuhrbedarf Deutschlands im Sinne einer organischen Arbeits- 
teilung erreicht und der Landwirtschaft dieser Länder durch regelmäßige große Bestel- 
lungen geholfen werden. Voraussetzung für eine entsprechende Produktions- | 
umstellung — insbesondere von Weizen zu Ölsaaten und Ölfrüchten (Sojabohne, Leinsaaten, | 
Rizinuspflanze, Sonnenblumen) und anderen Industriepflanzen (Gespinstfasern) — und Vor-| 
bedingung für eine Sicherung der Quantität wie Qualität der Lieferungen und. 
damit für ein befriedigendes Funktionieren der handelspolitischen Abmachun- | 
gen überhaupt, ist das Bestehen entsprechender Produzenten- und Exportver- 
einigungen in den Erzeugerländern, wobei die Organisationsform solcher Vereinigungen 
hinreichende Gewähr für eine wirksame Staatskontrolle ohne den Nachteil einer solchen bietet; | 
nämlich, ohne daß damit dem angesichts der Mentalität der Balkanvölker gefährlichen Prozeß | 
der Ersetzung der Selbstverantwortlichkeit durch Regiewirtschaft über Gebühr Vorschub geleistet 
wird. Erst diese Produzenten- und Exportvereinigungen bieten eine Garantie dafür, daß eine | 
Intensivierung und Steigerung der Produktion bestimmter Erzeugnisse erfolgt und diese nicht zu | 


einem weiteren Preisverfall und damit zu einer Extensivierung der Produktion und zur Verarmung | 
der Bauern, sondern zu einer gesteigerten Ausfuhr beiträgt. 


Für die südosteuropäischen Agrar- und Rohstoffproduktionsländer ist eine mög- | 
lichst große und hochwertige Ausfuhr ihrer Erzeugnisse schlechthin eine Lebens- | 
frage, da ihnen andere Mittel als die Einnahmen aus dem Export zur Einlösung |f 
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ihrer Verbindlichkeiten im Ausland — Einfuhr und Anleihen — nicht verfügbar 
sind. Der Zwang zu einem möglichst großen Export und die deutsche Initiative 
in der Organisierung des Anbaues von Ölsaaten und Ölfrüchten in Südosteuropa 
haben in allerletzter Zeit schon in einigen Ländern, vor allem in Bulgarien und 
Jugoslawien, zur Belebung des Genossenschaftswesens beigetragen. Jedoch läßt sich, 
wie die Mißerfolge der in Griechenland und der Türkei ad hoc geschaffenen Zwangs- 
genossenschaften zeigen, nur dann ein leistungsfähiges Genossenschaftswesen auf- 
und ausbauen, wenn neben der Einsetzung der staatlichen Macht- und Finanz- 
mittel durch die Entwicklung des allgemeinen Bildungsstandes und durch praktische 
Erziehung im Volke selber die südosteuropäischen Bauern von der Idee des Ge- 
nossenschaftswesens erfaßt werden und der genossenschaftliche Geist aus dem Volke 
selber entsteht. Aber auch die Hebung des Bildungsstandes und die Entfaltung 
genossenschaftlichen Geistes müssen wiederum die Sorge staatlicher Stellen — wenn 


_ auch nicht unmittelbar der wirtschaftlichen Zentralorgane — sein. Nur auf diesem 


Wege läßt sich ein leistungsfähiger und kaufkräftiger Bauernstand schaffen, der 
nicht nur der heimischen Industrie und dem Auslande hochwertige Produkte zur 
Weiterverarbeitung liefern kann, sondern der auch imstande ist, den industriellen 
Erzeugnissen des In- und Auslandes ausreichende Absatzmöglichkeiten zu geben. 


IE 


Wenn der Staat auf dem Gebiete der Landwirtschaft — und das gleiche gilt auch 
für das Kleingewerbe — zunächst in völlig unzureichendem Umfang oder einseitig 
und erst später unter dem Eindruck der Krise von der Außenhandelspolitik frem- 
der Staaten her in organischerer Weise stützend und fördernd eingegriffen hat, so 
verdankt andererseits die moderne Industrie im ganzen Südosten zum 
allergrößten Teil der Initiative und der tatkräftigen Förderung 
durch den eigenen Staat ihre Entstehung und ihren bemerkenswerten Aus- 
bau in der Nachkriegszeit. Wurde aber vom Staat für die einheimische Landwirt- 
schaft meist zu wenig getan, so ist sein Einsatz auf industriellem Gebiet sehr = 
über das volkswirtschaftlich Gesunde hinausgegangen. 


Die Motive der Industrialisierungspolitik erscheinen durchaus gerechtfertigt; sie lassen 

sich in wirtschaftliche, soziale und politische gliedern: 

4. Durch eine Verarbeitung der heimischen Produkte im Lande selber sollte eine Werterhöhung 
der nationalen Produktion und der Ausfuhr, dadurch wiederum eine Steigerung des 
Nationaleinkommens, insbesondere auch eine Erhöhung der Staatseinnahmen, erreicht werden. 

2. Durch Schaffung von Arbeitsmöglichkeiten in der Industrie sollte derjenige Teil 
der landwirtschaftlichen Bevölkerung, der auf dem Lande keine Betätigung finden 
konnte und auswandern oder verelenden mußte, dem Volksganzen erhalten bleiben und in eine 
produktive Beschäftigung überführt werden. 

3, Die südosteuropäischen Regierungen waren bemüht, durch den Ausbau einer eigenen Industrie 
ihre Länder von der Einfuhr fremder Industrieprodukte möglichst freizumachen und durch 
Erlangung einer gewissen wirtschaftlichen Selbständigkeit auch ihre politische Unab- 
hängigkeit vom Ausland zu sichern. 
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Das selbständige Eingreifen bzw. die Unterstützung des Staates bei dem Aufbau moderner 
Industrieunternehmungen, in denen dem stehenden Kapital in Form von Gebäuden, Maschinen 
und Bergwerkseinrichtungen eine steigende Bedeutung zukommt und die darum auf einen großen 
und sicheren Absatz angewiesen sind, war in den jungen kulturell und wirtschaftlich noch wenig 
entwickelten Balkanstaaten eine unbedingte Voraussetzung. Fanden sich doch für den 
Aufbau der auf den Inlandsabsatz eingestellten industriellen Unternehmungen Kapital und Unter- 
nehmer meist erst ein, als durch umfangreiche und regelmäßige Aufträge für Militär und Staat 
sowie durch Überlassung von Monopolen und Schutz des Inlandsmarktes durch hohe Zölle der 
Absatz für die Erzeugnisse der neuen Industriezweige gesichert erschien. 

Da die jungen Balkanstaaten mit Rücksicht auf ihre politische wie kapitalmäßige Abhängigkeit 
von den Großmächten in ihrer Bewegungsfreiheit auf zollpolitischem Gebiet zunächst sehr gehemmt 
waren, haben sie früher als durch Schutzzölle auf indirektem Wege durch Anwendung der sog. 
Indirekten Mittel der staatlichen Handelspolitik — steuer- und eisenbahntarifpolitische 
sowie andere administrative Maßnahmen — die Entstehung und Entwicklung einer nationalen 
industrie zu fördern gesucht. Erst um die Jahrhundertwende — in Griechenland und der Türkei 
erst nach dem Weltkriege — hat eine umfangreiche und oft überspitzte Schutzzollpolitik als Mittel 
zur Industrialisierung eingesetzt. 


Die staatliche Industrieförderungspolitik hat zusammen mit den hohen Schutz- 
zöllen zu einem bedeutsamen Zustrom ausländischen Kapitals geführt, 
das für den Aufbau der Industrie schlechthin unentbehrlich war; haben doch die 
Balkanstaaten auf dem Gebiete der Kapitalbildung und des Kreditsystems bei dem 
niedrigen Stand ihrer volkswirtschaftlichen Entwicklung nur sehr wenig tun kön- 
nen. Erst in der Nachkriegszeit wurden zur Finanzierung der heimischen Industrie 
‚besondere Industriekreditinstitute geschaffen, an denen staatliche Kör- 
perschaften meist maßgeblich beteiligt sind. Da aber die ihnen zur Verfügung 
stehenden Mittel sehr beschränkt waren und diese außerdem in einigen Staaten 
weniger nach volkswirtschaftlichen denn nach parteipolitischen oder nationalisti- 
schen Gesichtspunkten verteilt und festgelegt wurden, waren diese Institute viel- 
fach nicht in der Lage, den mit dem industriellen Aufbau dauernd steigenden 
Kapitalansprüchen gerecht zu werden. 

Erst die aus währungspolitischen Erwägungen eingeführte Devisenzwangs- 
wirtschafts- und Einfuhrkontingentierungspolitik hat seit 1933 
durch eine fast monopolartige Sicherung des Inlandsmarktes in allen südosteuro- 
päischen Staaten — mit Ausnahme von Albanien — der heimischen indu- 
striellen Produktion und dem weiteren Ausbau industrieller 
Unternehmungen neue und entscheidende Anregungen gegeben. 
Diese neue wirtschaftspolitische und nationalwirtschaftliche Entwicklung, die zam 
Teil unter anormalen Verhältnissen und künstlichen Notmaßnahmen verläuft, 
will ähnlich wie die agrare Schutzzollpolitik der mittel- und westeuropäischen 
Industriestaaten in erster Linie vom nationalstaatlichen Gesichtspunkte her be- 
urteilt werden. Tatsächlich befinden sich auch die südosteuropäischen Agrar- und 
Rohstoffproduktionsländer in einer Zwangslage und bleiben auf den Schutz und 
die Entwicklung ihrer einheimischen industriellen Produktion angewiesen. 

Auf wirtschaftlichem Gebiet ist als Ergebnis der I ndustrialisierungs- 
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politik im Südosten festzustellen, daß die Verarbeitung der im Lande ge- 
ernteten und gewonnenen Rohstoffe bedeutend zugenommen hat und zu einer 
Steigerung der Einkommen aus Industrie und Bergbau und damit des gesamten 
Volkseinkommens beigetragen hat. Jedoch ist sehr oft die enge Verknüpfung von 
Industrie- und Agrarproblem, die Tatsache, daß nur eine hochentwickelte Land- 
wirtschaft der Industrie im industriellen Neuland einen entsprechenden Absatz 
bieten und die erforderlichen Verarbeitungsprodukte liefern kann, unberücksich- 
tigt geblieben. Besonders in Rumänien und Jugoslawien — zum Teil auch in Bul- 
garien — ist vielfach die Industrialisierung einseitig und auf Kosten der Land- 
wirtschaft forciert worden und hatte in vielen Fällen statt einer Stärkung eine 
Schwächung der Landwirtschaft, statt einer Arbeitsintensivierung eine Extensivie- 
rung ihrer Betriebsweise zur Folge. So konnte es auch nur in verhältnismäßig 
geringem Ausmaß gelingen, die Ausfuhr von veredelten oder verarbeiteten land- 
wirtschaftlichen Produkten zu steigern. Außerdem ist dem Ausbau von Absatz- 
genossenschaften und der Schaffung von gut ausgebildeten und kapitalkräftigen 
Exportorganisationen nicht genügend Aufmerksamkeit gewidmet worden, wenn 
auch durch die sog. Exportinstitute einiges geschehen ist. Da der Ausbau der 
Industrie über die eigene Rohstoffbasis vielfach hinausgewachsen ist, hat sich in 
zunehmendem Umfang die Einfuhr industrieller Rohstoffe und zum 
Teil auch Kraftstoffe notwendig gemacht. 

Auf sozialem Gebiet sind mit der zunehmenden Verarbeitung einheimischer 
und ausländischer Rohstoffe dem eigenen Volk vermehrte Arbeitsmöglichkeiten 
gegeben worden. So findet mit der steigenden Deckung des Nahrungs- und Be- 
kleidungsbedarfes auch eine zunehmende Befriedigung des Beschäftigungsbedarfes 
der eigenen Bevölkerung statt. Jedoch gewinnt mit der Bildung einer größeren und 
vom Boden völlig gelösten Industriearbeiterschaft, besonders in den großen Städten, 
die Industriearbeiterfrage auch im Südosten allmählich eine ernstere wirtschaft- 
liche und soziale sowie auch politische Bedeutung. Aufgabe des Staates im 
Südosten ist es — gerade auch im außenwirtschaftlichen Interesse —, aus den Feh- 
lern und Erfahrungen der älteren Industrieländer zu lernen und bei'dem Ausbau 
der Industrie die sozialen Interessen der Arbeiterschaft zu berücksichtigen. Die 
Durchführung dieser Aufgabe ist aber, abgesehen von den Kosten, vor allem durch 
die Tatsache erschwert, daß Industrie und Bergbau im Südosten zum größten Teil 
in Händen von ausländischem Kapital sind. Die ausländischen Kapitalisten betreiben 
ihre Unternehmungen in erster Linie nach individualistischen Rentabilitätsgrund- 
sätzen, ohne auf die sozialen Belange der Arbeiterschaft des Landes, überhaupt auf 
das nationale Interesse, immer entscheidende Rücksicht nehmen zu wollen oder zu 
können. So zeigt sich auch auf sozialem Gebiete auf Grund der Industrialisierung 
_ ähnlich wie in wirtschaftlicher Hinsicht durch den wachsenden Einfuhrbedarf 
von Rohstoffen und Produktionsmitteln — eine gewisse Abhängigkeit der Balkan- 
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staaten vom Auslande. Die zum Teil recht enge kapitalsmäßige Bindung an aus- 
ländische Kapitalmächte haben diese in einzelnen Ländern auch politisch auszu- 
werten versucht, wodurch die mit der Industrialisierung erstrebte 
wirtschaftliche und auch politische Unabhängigkeit vom Aus- 
lande für einige Staaten nicht in vollem Umfange verwirklicht 
werden konnte. Nur die Türkische Republik hat— auf Grund der bitteren 
Erfahrungen, die das Osmanenreich mit seiner völligen Abhängigkeit von ausländi- 
schen Kapitalmächten gemacht hat, — ohne nennenswerte Verschuldung an das Aus- 
land seine Bahnbauten und Industriegründungen im wesentlichen aus eigener Kraft 
und unter maßgeblicher unmittelbarer Beteiligung des türkischen Staates im Wege 
staatlicher Industrialisierungspläne durchgeführt. 


Die südosteuropäischen Länder waren und sind aber nicht nur hinsichtlich des Kapitals, sondern 
auch inbezug auf gelernte Arbeiter bei dem Ausbau ihrer Industrie noch in großem Umfang 
aufdasAusland angewiesen. Die ausländischen Facharbeiter bedeuten kostenmäßig wegen ihrer 
höheren Löhne sowie wegen der meist für sie zu zahlenden Aufenthaltsgebühren eine zusätzliche 
Belastung der Unternehmungen. Dieser suchen sie sich so bald als möglich durch die Ersetzung 
der ausländischen durch inländische Arbeiter, die ihren Aufgaben indessen nicht oder noch nicht 
hinreichend gewachsen sind, zu entziehen. Vorläufig kommt für die Balkanländer auf Grund der 
Arbeiter-, Kapital- und Absatzverhältnisse in erster Linie ein Ausbau der bergbaulichen Produk- 
tion und der Produktionszweige gröberer Massengüter in Betracht. Gerade in diesen Zweigen 
drängt aber die Technik zu einer weitgehenden Mechanisierung der Produktionsweise mit dem 
Ergebnis, daß nur verhältnismäßig wenigen menschlichen Arbeitskräften Arbeitsmöglichkeit ge- 
geben wird. Diese Tatsache ist für den Südosten von den schwerwiegendsten sozialen Folgen; sie 
bedeutet nämlich, daß die landwirtschaftliche Übervölkerung durch den Ausbau 
der dem wirtschaftlichen Entwicklungsstand der Balkanländer adäquaten In- 
dustriezweige nur in sehr geringem Umfange vermindert wird. Tatsächlich hat nur 
die Textilindustrie verhältnismäßig viele Arbeitskräfte aufgenommen und insoweit zur Verminde- 
rung der Übervölkerung beigetragen. 


Somit bildet die Industrialisierung der südosteuropäischen Länder: kein Allheil- 
mittel gegen die wachsende Bevölkerung und bringt, soweit der Industrieaufbau 
unorganisch betrieben wird, sogar schwere soziale und politische Gefahren mit sich. 
Die Übervölkerung kann nur durch erhöhte Leistungenundbes- 
sere Organisation aller Produktionszweige der Volkswirtschaft 
verringert werden, wobei die Hauptaufgaben des Staates auf den 
Gebieten der Agrarpolitik und der Erziehung der Bevölkerung 
liegen. Hand in Hand mit der Schaffung einer gesunden Agrarverfassung und 
der Erweiterung und vor allem der rationellen und intensiveren Gestaltung der 
landwirtschaftlichen Produktion muß vom Staate oder seinen Organen aus eine 
totale, d. h. bäuerliche und gewerbliche, Siedlung vorgenommen werden. 

Die industrielle Entwicklung des agrarischen Südosteuropas muß in organischer, 
d. h. den wirtschaftlichen und kulturellen Gegebenheiten Rechnung tragenden Weise 
und in erster Linie durch Nutzbarmachung der heimischen produktiven Kräfte so- 
wie allmählich durchgeführt werden. Dabei darf es sich auch nicht um ein Kopieren 


fremder Einrichtungen, sondern es muß sich um eine zweckentsprechende Über-. 
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tragung und Anwendung von schon erprobten Arbeitsmethoden auf die eigenen 
Verhältnisse handeln. Eine in dieser Weise durchgeführte Industrialisierung der 
südosteuropäischen Länder gereichte nicht nur ihnen selbst zum Besten, sondern 
würde auch eine gesteigerte Unterstützung und Mitarbeit des Auslandes finden; 
ergibt sich doch aus dem zunehmenden Aufbau der Industriewirtschaft nicht eine 
Verringerung der außenwirtschaftlichen Beziehungen, sondern — wie beim Güter- 
austausch der fortgeschrittenen. Industrieländer und in einzelnen Fällen auch schon 
für den Südosten festzustellen ist — eine intensivere wirtschaftliche Verflechtung 
mit dem Ausland. 


IN: 

Unsere Betrachtung wäre unvollständig ohne eine Berücksichtigung der Regie- 
rungsform und der Beschaffenheit der Beamtenschaft, in deren Händen das staat- 
liche Planen und seine Durchführung zum größten Teil liegen. 

Die Bildung einer traditionsgebundenen Beamtenschaft in west- und mitteleuropä- 
ischem Sinne ist in den jungen Balkanstaaten auf Grund ihres verhältnismäßig kurzen eigenen 
staatlichen Lebens und ihres parteipolitischen Regierungssystems sehr erschwert und ver- 
zögert worden. Andererseits hat sich der für fast alle Balkanstaaten charakteristische Drang zur 
Beamtenstellung — insbesondere bei dem herrschenden Staatsvolk — in der Nachkriegszeit sehr 
verstärkt. Durch den Neuaufbau der Staaten Albanien, Griechenland und der Türkei sowie die 
unverhältnismäßig große Erweiterung des Staatsgebietes von Rumänien und Serbien ist eine 
Neuschaffung oder Vergrößerung des Beamtenkörpers in fast allen Balkanstaaten notwendig ge- 
worden. Dabei hat man sich in Rumänien und Jugoslawien allerdings aus nationalistischen und 
zentralistischen Erwägungen heraus zum großen Teil nicht der alten geschulten Beamten bedient, 
sondern sie durch oft ungenügend ausgebildete sog. „verläßliche Patrioten‘“ ersetzt. 

Weiterhin hat das Streben der jeweiligen parlamentarischen Regierungsvertretung, ihre Partei- 
anhänger im Staatsdienst unterzubringen, in allen Balkanstaaten zu einer ungesunden Über- 
setzung des vielfach ad hoc geschaffenen Beamtenkörpers mit zum Teil charakterlich wie auch fach- 
lich ihren Aufgaben nicht gewachsenen Menschen geführt. Die einzelnen politischen Parteien lösten 
einander in der staatlichen Leitung außerdem in den meisten Balkanländern so schnell ab, daß, bevor 
die von der einen Regierung mit zahllosen Gesetzen eingeleitete Reformtätigkeit auch nur wirksam 
in Angriff oder durchgeführt werden konnte, die folgenden Machthaber des Landes das von ihren 
Vorgängern Geschaffene zum Teil wieder einrissen und nun mit Verwirklichungen ihres Partei- 
programms begannen. Diese Verhältnisse sind für die betroffenen Länder von den ungünstigsten 
Wirkungen gewesen und erklären zum Teil manche dilettantisch anmutenden und unzweckmäßigen 
Maßnahmen auf dem Gebiete der staatlichen Kultur- und Wirtschaftspolitik. 

So haben auch viele wirtschaftspolitische Maßnahmen der Balkanstaaten, ähnlich 


‚wie dies Predöhl für Sowjetrußland dargelegt hat), oft zu Abweichungen von der 
Linie der ökonomischen Ratio geführt, die in ihrer Gesamtheit nicht nur eine ganz 
erhebliche Belastung der betreffenden Volkswirtschaften bedeuten, sondern auch 
den Erfolg staatlichen Handelns in Frage stellen können. Die — wie wir sehen, 
zwar zum Teil erforderlichen, aber sehr häufig übertriebenen — Abweichungen 
vom Gedanken der Entwicklungsgesetzlichkeit zeigten sich besonders 
bei den forcierten Mechanisierungsversuchen in der Landwirtschaft und bei der 


1) A. Predöhl, Die Industrialisierung Rußlands. In: Weltwirtschaftliches Archiv Bd. 36, Jena 
1932, 8. 4631t. 
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Gründung komplizierter Industriezweige. Dabei wurde die Tatsache übersehen, daß 
notwendige Voraussetzung für eine erfolgreiche Technisierung der Landwirtschaft 
und für einen reibungslosen industriellen Aufbau das Anknüpfen an den gegebenen 
Entwicklungsstand der ganzen Volkswirtschaft ist und Leitung, Organisation sowie 
Arbeit erst allmählich und mit ihren:Aufgaben wachsen. Als zweite Abweichung 
ergab sich die vom Grundsatz der Gleichgewichtigkeit, womit die 
mangelnde Gleichgewichtigkeit des Planens, das fehlende Aufeinanderabgestimmt- 
sein der Teilaktionen gemeint ist. So wurde vielfach die Erhaltung des Bestehenden 
gegenüber der Errichtung des Neuen vernachlässigt: die industrielle Entwicklung 
oft auf Kosten der Landwirtschaft und der autochthonen Industriezweige einseitig 
vorgetrieben und über die vorhandene Verkehrskapazität hinausgebaut. Gleichzeitig 
wurde am Verkehrsapparat, besonders in Rumänien, J ugoslawien und Griechenland, 
ein arger Raubbau getrieben. Weitere Abweichungen haben sich im Voll- 
zuge der staatlichen Pläne aus Mängeln in den Zwischen- und Unter- 
instanzen, Stockungen und Fehlleitungen in der Verteilung, Irrtum und Unverstand 
bei der Ausführung der Direktiven und bei übermäßiger Zentralisation ergeben. 
Aufgabe der Politik ist es zu entscheiden, welche wirtschaft- 
lichen Lasten dem Volke im Interesse höherer völkischer Ziele — 
Wahrung des wirtschaftlichen und politischen Selbstbestimmungsrechtes des eige- 
nen Volkes und Staates! — aufgebürdet werden können, mit anderen 
Worten, welcher Preis zur Erreichung der von der Politik ge- 
steckten Ziele vom Volke gezahlt werden soll und kann. 
Vorbedingung für die Forderung von persönlichen Entbehrungen muß aller- 
dings sein, daß die Opfer jedes einzelnen auch tatsächlich dem Lande als 
solchem, d. h. der Volksgemeinschaft und nicht einzelnen Parteiführern oder 
den Wirtschaftsmagnaten des In- oder Auslandes zugute kommen. Die besten 
Aussichten für ein dem Gesamtwohl dienendes staatliches Handeln ist in den 
Ländern gegeben, wo vom ganzen Volk getragene starke und verantwortungs- 
bewußte Regierungen die Geschicke des Staates bestimmen. Diese Erkenntnis setzt 
sich auch im Südosten immer stärker durch und hat — nicht zuletzt unter dem 
Eindruck ähnlicher Vorgänge im Ausland — schon in einer ganzen Reihe von 
Ländern dem Prinzip der autoritären Staatsführung zum Siege ver- 
holfen. Den Anfang machte die Türkische Republik Kamäl Atatürks, ihr folgte 
Albanien unter Zogu I. und Jugoslawien unter Alexander I.; in jüngster Zeit ist die 
parteipolitische Regierungsform auch in Bulgarien und Griechenland aufgegeben 
worden. Damit ist in diesen Staaten eine der wichtigsten Voraussetzungen 
zentral planenden Staatshandelns erfüllt und eine Grundlage 
geschaffen worden, auf der eine harmonische Entwicklung der 
eigenen Wirtschaft und eine sinnvolle und gedeihliche Zusam- 
menarbeit mit anderen Nationalwirtschaften erfolgen kann. 
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Die Aufgaben auf wirtschaftlichem Gebiet, vor die der polnische Staat bei seiner 
Entstehung gestellt wurde, sind in Art und Umfang völlig unvergleichbar mit dem, 
was moderne Staaten in der Zeit vor dem Weltkrieg zu bewältigen hatten. Es galt, 
die vom Deutschen Reich, der Österreichisch-Ungarischen Monarchie und Rußland 
abgetrennten Teilgebiete, deren Kulturniveau und Sozialstruktur ganz verschieden 
und deren Wirtschaftsaufbau auf andere Zentren hin ausgerichtet war, zu einer 
Einheit zusammenzufügen. Man mußte eine neue „Volkswirtschaft schaffen, be- 
vor noch der Staat seine Formen gefunden hatte und seine Grenzen feststanden. 
Der größte Teil des Landes, aus dem das neue Polen entstand, ist Jahre hindurch 
noch Kriegsschauplatz gewesen. Die russischen Armeen haben bei ihrem Rückzuge 
Städte, Dörfer und industrielle Anlagen niedergebrannt, Straßen, Brücken, Bahn- 
höfe und andere Verkehrseinrichtungen zerstört und über 31/, Millionen Polen ge- 
waltsam verschleppt. Von den Zurückgelassenen ist eine große Zahl durch Krank- 
heit, Hunger und Elend zugrunde gegangen. In Ostpolen haben manche Städte 
mehr als die Hälfte ihrer Einwohnerschaft verloren. 

Vor die Notwendigkeit gestellt, von Grund auf neu zu beginnen, mußte der 
polnische Staat selbst die Initiative ergreifen, um so mehr, als es an einer 
Bevölkerungsgruppe fehlte, die zum Träger der neuen wirtschaftlichen Entwick- 
lung hätte werden können. Im neuen Staat bildete das „Bürgertum“, abgesehen 
von dem ehemals deutschen Teilgebiet, eine verhältnismäßig kleine Schicht und 
ist zum großen Teil jüdischer, in den zentralpolnischen Industriezentren auch 
deutscher Nationalität. Das Bürgertum polnischer Nationalität, dessen 
Einstellung und Geisteshaltung gegenüber dem Bürgertum westeuropäischer Län- 
der noch sehr von einer feudalistischen Lebensform und Anschauungsweise ge- 
prägt ist, erwies sich nicht fähig und — im unternehmerwirtschaftlichen Sinne 
— auch nicht imstande, von sich aus aktiv den Wirtschaftsaufbau 
zu übernehmen. Von dem Bürgertum Westpolens, das für diese Aufgabe 
geeignet gewesen wäre, wurde der deutsche Teil aus einseitigen nationalistischen 
Beweggründen von vornherein ausgeschaltet. Aber auch der polnische Bürger der 
Westgebiete wurde bei der Gestaltung der Wirtschaft nicht herangezogen, und zwar 
vor allem wegen der Gegensätzlichkeit gegenüber seinen zentral- und ostpolnischen 
Landsleuten in Denk- und Handlungsweise, die durch das Leben und die Betätigung 
in einer entwickelten und hochorganisierten Volkswirtschaft geformt ist. Der jüdische 
Teil des Bürgertums, der weite Gebiete des polnischen Handels völlig beherrscht und 
daneben den Großteil des Kleinhandwerks stellt, erwies sich ebenfalls nicht als 
geeignet für die neuen wirtschaftlichen Erfordernisse. So bestand ursprünglich für 
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die polnische Staatsführung neben dem Zwang zur Durchführung des Wirtschafts- 
aufbaus in eigenen Händen die Aufgabe, die Voraussetzungen für die Entstehung 
eines Menschentyps zu schaffen, der fähig gewesen wäre, mit eigener Initiative die 
wirtschaftliche Entwicklung zu tragen. Diese Aufgabe ist nur teilweise erkannt und 
fast gänzlich ungelöst geblieben, und es wäre einer ideengeschichtlichen Unter- 
suchung wert, inwieweit in dieser Beziehung die Wandlungen in der geistigen 
Struktur der Nachkriegsweltwirtschaft auch auf den polnischen Menschen eingewirkt 
und der Bildung eines Bürgertums mit „kapitalistischer“ Wirt- 
schaftsgesinnung die inneren Voraussetzungen entzogen haben. 
Infolgedessen blieb der Wirtschaftsprozeß, wie er vom Staat geschaffen 
wurde, auf allen maßgebenden Gebieten von Beamten getragen, neben denen 
sich nur eine verschwindend kleine Zahl von Unternehmern, die aus eigener Ver- 
antwortung und auf eigenes Risiko handeln, betätigten. 

Nach der Entstehung des polnischen Staates wurde alle wirtschaftspolitische und 
wirtschaftliche Tätigkeit unmittelbar auf die militärischen Erfordernisse 
abgestellt. Mit zwangswirtschaftlichen Maßnahmen suchte man die wichtigsten 
Bedürfnisse der notleidenden Bevölkerung und die Sicherung der Versorgung der 
militärischen Kräfte zu erreichen, die im Westen und Süden wie ım Osten für die 
Ausdehnung der Grenzen des neuen Staatswesens eingesetzt wurden, bis schließlich 
der Krieg mit Sowjetrußland das Land aufs schwerste erschütterte. In dieser Zeit 
wurde der Außenhandel Polens durch ein allgemeines Aus- und 
Einfuhrverbot völlig der Leitung des Staates unterworfen, der 
darüber entschied, welche Waren auf Grund besonderer Genehmigungen die neuen 
Zollgrenzen passieren durften. Die Gefahr einer Hungersnot konnte mit Hilfe 
der befreundeten Mächte abgewandt werden, die gegen Anleihen Nahrungsmittel- 
und Warenlieferungen durchführten, ebenso wie Frankreich auf Kredit Kriegs- 
material lieferte. Mit der fortschreitenden Konsolidierung des polnischen Staates 
und der Sicherung seiner Grenzen konnten die kriegswirtschaftlichen Maßnahmen 
schrittweise abgebaut werden. 

Die wichtigste Aufgabe für Polen wurde nunmehr der Aufbau der Verwaltung 
und die Organisation des neuen Staatswesens. Den wirtschaftlichen Erfordernissen 
wurde demgegenüber wenig Rechnung getragen, und die Wirtschaftspolitik verriet 
zeitweilig deutlich das Fehlen planvoller Richtlinien. Man zeigte sich 
zwar bemüht, die Produktivität verschiedener Wirtschaftszweige zu heben und einen 
Ausgleich zwischen den verschiedenen Teilgebieten zu schaffen. Doch dringender 
erschienen die Erfordernisse der Schaffung des Verwaltungsapparates 
und der Verstärkung des Heeres. 


Die großen Mittel, die dafür benötigt wurden, konnten nicht auf normalem Wege durch die — 
selbst noch auf Beihilfe und Unterstützung angewiesene — Wirtschaft aufgebracht werden, so daß 
man als Ausweg zu inflationistischen Maßnahmen griff. Dadurch wurde eine kurze Schein- 
blüte privatkapitalistischer Betätigung im Inlande und im Außenhandel hervorgerufen. Durch 
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die Valutaentwertung wurde im Ausfuhrgeschäft eine Belebung der Umsätze möglich, während 
gleichzeitig die staatliche Außenhandels-Reglementierung den Veränderungen, die sich aus der 
Entwertung der Währung ergeben, nicht rasch genug zu folgen vermochte. Mit der Währungs- 
reform des Jahres 1924 versucht man diese Entwicklung aufzuhalten. Doch trotz mehrfacher 
Anstrengungen, die Erfordernisse des Staatsapparates und des Heeres mit den gegebenen Mög- 
lichkeiten in Einklang zu bringen, überstiegen die finanziellen Anforderungen weiter die Leistungs- 
fähigkeit der Wirtschaft, zumal das polnische Besteuerungssystem nach einseitigen fiskalischen Ge- 
sichtspunkten aufgebaut wurde. Es gelang nicht, den Staatshaushalt ins Gleichgewicht zu bringen. 
Infolgedessen wurde die Währungslage erneut schwierig, und es kam bis zur zweiten Währungs- 
reform im Herbst 1937 zu wiederholten Währungsschwankungen, obwohl der Staat die Hilfe des 
Auslands in Anspruch nahm und verschiedene große Anleihen erhielt. Diese Auslandsmittel sollten 
in der Hauptsache für wirtschaftliche Zwecke eingesetzt werden; so zur Stützung des Bankensystems, 
das nach der ersten Inflation in größte Schwierigkeiten kam, ferner zum Aufbau der Industrie und 
für landwirtschaftliche Investitionen sowie zur Durchführung größerer öffentlicher Arbeiten der 
Wojewodschaften und Gemeinden für die Hebung der wirtschaftlichen Kräfte. Der rein fiskalisti- 
sche Bedarf war indessen so stark, daß der größte Teil der Auslandskredite für seine Deckung be- 
ansprucht wurde und nur geringe Beträge ihrer ursprünglichen Zweckbestimmung zugeführt 
werden konnten. 


Mit dem Zustrom des Auslandskapitals seit dem Jahre 1924, bei dem neben den 
staatlichen Anleihen auch neue ausländische Kapitalanlagen und privatwirtschaft- 
liche Kredite eine beträchtliche Rolle spielten, ergab sich für die Außenhandelslage 
Polens eine große Erleichterung, da die Einfuhrüberschüsse devisenmäßig unschwer 
ausgeglichen werden konnten und zunächst kein unmittelbarer Zwang zur Forcie- 
rung der Ausfuhr bestand. Ungeachtet dessen ist gerade in dieser Zeit ein starkes 
Fortschreiten der Reglementierung des Außenhandels festzustellen, 
das nicht nur in Zollerhöhungen und Einfuhrverboten sowie in Prä- 
miierung der Ausfuhr, sondern mehr noch in organisatorischen Maß- 
nahmen zum Ausdruck kam, wie vor allem in der Erri chtung von Ein- 
fuhr- und Ausfuhrsyndikaten unter staatlicher Kontrolle. Dieses 
Vorgehen liegt mit dem immer stärker werdenden Vordringen des 
Staates in die innere Wirtschaft parallel. Das Hauptziel war: Er- 
höhung der Wehrfähigkeit des Landes und Minderung der Ab- 
hängigkeit vom Auslande. Auf dem Gebiet der Handelspolitik führte dies 
nicht nur zu entsprechenden Zollschutz- und Ausfuhrförderungsmaßnahmen, son- 
dern es wirkte sich darüber hinaus in einer bewußten und planmäßigen an- 
gestrebten Richtungsänderung und Verlagerung des polnischen 
Außenhandels auf den Seeweg aus. Zur Vergrößerung der Unabhängigkeit 
und der Sicherung der Auslandsverbindungen unter Umgehung der Nachbarländer 
wurde der Ausbau des Verkehrs über die Seegrenze mit allen Mitteln gefördert. 
Wohl bei keinem anderen wirtschaftspolitischen oder wirtschaftlichen Vorhaben ist 
von Polen so viel zielbewußte Energie gezeigt worden, wie bei der Errichtung des 
eigenen Seehafens Gdingen, zu dessen Gunsten die Verlagerung des Außen- 
handels auf den Seeweg in erster Linie betrieben wurde — ungeachtet der völker- 
rechtlichen Verpflichtung Polens zur vollen Ausnutzung des Hafens von Danzig. 
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Für die Durchsetzung der Verlagerung wurden in gleicher Weise verkehrpolitische 
(Tarifvergünstigungen) wie handelspolitische Mittel (Zollnachlässe, Kontingent- 
erleichterungen u. dgl.) eingesetzt. Der Erfolg trat schon in verhältnismäßig kurzer 
Zeit ein: während im Jahre 1925 erst wenig mehr als 150% der mengenmäßigen 
Außenhandelsumsätze über See gingen, waren es seit 1932 schon mehr als 70%. 
Gleichlaufend mit der Förderung des Seehandelsverkehrs und dem Ausbau des 
Gdinger Hafens ging man an die Schaffung einer eigenen polnischen 
Handelsflotte. Sie wurde fast gänzlich vom Staate durchgeführt. Weiter setzten 
auch Bemühungen ein, mit den überseeischen Staaten in unmittelbare Verbindung 
zu treten, mit denen der Warenverkehr bisher überwiegend durch die Vermittlung 
dritter Länder, vor allem Deutschlands und Großbritanniens, abgewickelt worden 
war. Man wollte mit Übersee, wie man in Polen sagt, an Stelle des bisherigen 
„passiven Handels“ einen „aktiven Handel“ aufnehmen. Auch die Durchführung 
dieser Aufgabe mußte der polnische Staat selbst in die Hand nehmen, 
da es keinen im Überseegeschäft erfahrenen Handelsstand in Polen gibt. Es sind 
Konsulatsbeamte, Beauftragte der Ministerien oder der Wirt- 
schaftsorganisationen, welche in die überseeischen Länder gingen, um sich 
dort über die Absatzmöglichkeiten zu unterrichten und Geschäftsverbindungen an- 
zuknüpfen. Gleichzeitig versuchte man von seiten des Staates, in Polen Außen- 
handelsfachleute heranzubilden — bisher allerdings ohne befriedigenden Erfolg. 
Alles das ist zugleich Ausdruck außenpolitischer Zielsetzungen. 
Die Staatsführung will das Land nicht auf immer in politischer Abhängigkeit 
von den Mächten lassen, die zu seiner Entstehung in der jetzigen Form bei- 
getragen und es — wie man es auch in Polen weiß: in. Verfolgung eigener 
machtpolitischer Ziele — in den ersten Jahren geschützt und erhalten haben. 
Zurückschauend auf die Zeit, in der Polen die entscheidende Macht in Osteuropa 
war, erwachte bald das Bestreben, den jungen Staat wieder zu einer Großmacht 
werden zu lassen, de im Raum zwischen Ostsee und dem Schwarzen 
Meer die Führung übernehmen kann. Die Festigung der Stellung an der Ost- 
seeküste und der Besitz einer eigenen Flotte waren dafür notwendige Voraus- 
setzungen. Auf dem Wege zur Erreichung dieses Zieles ist — in der kurzen Zeit- 
spanne seit der tätigen Aufnahme der Arbeiten bis zu seiner Verwirklichung — 
zweifelsohne sehr Großes von Polen erreicht worden, wenn auch unter sehr 
schweren Opfern. Bei dem Fehlen einer gesunden und starken inneren Wirtschaft 
haben die Erfordernisse der polnischen Seepolitik — man denke nur an die Hafen- 
und Eisenbahninvestitionen — in einem sehr großen Umfange zur Erhöhung der 
Kapitalverpflichtungen gegenüber dem Auslande beigetragen, 


Die Abhängigkeit vom Ausland in der Kapitalausstattung des Landes hat schwer- 
wiegende Folgen nach sich ziehen müssen und wird auch in Zukunft noch aufs schwerste die politi- 
sche und wirtschaftliche Entwicklung Polens belasten. Als nach dem Ausbruch der Weltwirtschafts- 
krise der Kapitalzustrom nach Polen stockte, ja sogar ein gewisser Rückfluß eintrat und gleichzeitig 
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durch den Zusammenbruch der Preise im internationalen Handel die polnische Landwirtschaft und 
Industrie aufs schärfste getroffen wurden, erwies es sich, daß die Wirtschaftspolitik Polens nicht in 
erster Linie von den Erfordernissen der inneren Wirtschaft Polens bestimmt war, sondern auf die 
Stellung des Landes seinen Auslandsgläubigern gegenüber Rücksicht nahm. Man baute natürlich 
zum Schutz des Binnenmarktes vor den verheerenden Auswirkungen des Preisverfalls die Ein- 
fuhrreglementierungen stärker aus. Stärkeres Gewicht legte man aber auf die Maßnahmen 
zur Ausfuhrförderung, um in der Handelsbilanz ein positives Saldo zu erreichen, das zur Be- 
dienung der Kapitalverpflichtungen gegenüber dem Auslande notwendig ist. 


Die Bemühungen, um jeden Preis den Verpflichtungen gegenüber den Auslands- 
gläubigern nachzukommen, mußten schließlich fehlschlagen. Der erzielbare Aus- 
fuhrüberschuß reichte nicht aus, um die fälligen Zins- und Amortisationszahlungen 
zu decken, so daß auf die Goldbestände des Notenbankinstituts zurückgegriffen 
werden mußte. Dies löste eine rasche Kapitalflucht aus, die schließlich den Staat 
zwang, im April 1936 an Stelle des freien Zahlungsverkehrs die Devisen- 
bewirtschaftung zu setzen und einige Monate danach den Auslandsgläubigern 
gegenüber die Einstellung des Transfers für die Bedienung der Kapitalverpflich- 
tungen zu erklären. Mit diesem Schritt gewann der polnische Staat die Handlungs- 
freiheit auf innerwirtschaftlichem Gebiet zurück, und er entschloß sich, zur Be- 
kämpfung der Arbeitslosigkeit und zugleich zur allgemeinen Belebung der Wirt- 
schaft ein größeres Investitionsprogramm in Angriff zu nehmen, das — wie es der 
allgemeinen Zielsetzung der polnischen Wirtschaftspolitik entspricht — auf die Er- 
höhung der Wehrfähigkeit des Landes abgestellt ist. Dieses Vorgehen hatte un- 
mittelbare Rückwirkungen auf die Außenhandelslage, denn die erzielte Belebung 
der industriellen Tätigkeit hatte bei dem Mangel an inneren Reserven so- 
fort eine große Steigerung des Einfuhrbedarfs zur Folge. Versuche, durch 
verschärfte Handhabung der Einfuhrreglementierung einen Ausgleich zu schaffen, 
blieben ergebnislos, da jede Minderung der Auslandsbezüge sogleich eine Stockung 
der Industrieproduktion hervorzurufen drohte. Um diese Notlage zu überwinden, 
war man bestrebt, Einfuhrprodukte durch stärkere Verwendung ein- 
heimischer Erzeugnisse zu ersetzen. Zur Erreichung größerer Ergebnisse 
auf diesem Gebiet sind indessen Neuinvestitionen notwendig, für die es in der 
während der Krisenjahre erschöpften Volkswirtschaft an Mitteln fehlte. So führte 
der Versuch, erneut aktiv gestaltend auf den inneren Wirtschaftsprozeß einzu- 
wirken, eine Notlage in der Außenwirtschaft herbei, in der man schließlich keinen 
anderen Ausweg sah, als wieder die Kredithilfe anderer Staaten in Anspruch zu 
nehmen. Man entschloß sich deshalb Ende 1936, einen größeren Kredit in Frank- 
reich aufzunehmen, und ist seitdem um neue Auslandsmittel bemüht. 

Die Wirtschaftspolitik Polens ist stets von politischen Zielsetzungen bestimmt. 
Mit der Umgestaltung politischer und wirtschaftlicher Gegebenheiten wechseln die 
Mittel und Methoden ihres Einsatzes; unverändert bleibt ihre politische Ausrichtung 
und Zweckbestimmung, die sich bei den staatlichen Maßnahmen zur Lenkung und 
Regelung der außenwirtschaftlichen Beziehungen ebenso abzeichnet wie in dem vom 
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Staat geleiteten oder selbst durchgeführten inneren Wirtschaftsaufbau und -umbau. 
Selbst die in erster Linie wirtschaftlich bedingten Vorhaben werden in der polni- 
schen Öffentlichkeit gern als politisch oder militärisch bedeutsam hingestellt. Das 
Vorgehen ist dabei selten schon wirklich planmäßig und zeigt vielfach noch in der 
Wahl der Mittel und der Art ihrer Anwendung Widersprüche und Gegensätzlich- 
keiten. So stellt sich die Wirtschaftspolitik des polnischen Staates mit ihren vielen 
Unzulänglichkeiten und Inkonsequenzen dem ausländischen Beobachter leicht als 
schwankend und von verschiedenen Interessen bestimmt dar, während in der Tat das 
Handeln des Staates auf dem wirtschaftlichen Gebiet eindeutig bestimmt ist von 
der alles beherrschenden politischen Aufgabe der Sicherung der Unabhängigkeit 


des jungen Staatswesens. 


ÄRNOLD SEIFERT: 
Staatenwirtschaftliche Länderschau 


Am 3. und 5. Juni hat Stefan Osusky, der Pariser Gesandte der tschecho- 
slowakischen Republik, in der „Tribune Libre“ des „Temps“ unter dem Titel ‚‚Les 
matieres premieres et le destin de l’Europe“ einen Aufsatz veröffentlicht, dem fol- 


gendes Zitat entnommen ist: 

„Ich weiß; man äußert die Befürchtung, die Welt könne nicht gleichzeitig sowohl die natürliche 
als auch die synthetische Erzeugung von Rohstoffen aufnehmen. Das ist ein vollständiger Irrtum. 
Von 2 Milliarden Bewohnern unseres Planeten sind nur 460 Millionen wirkliche Verbraucher. Wenn 
die synthetische Erzeugung auch die Einschränkung der Verwendung gewisser natürlicher Roh- 
stoffe zur Folge haben kann, — im ganzen gesehen, wird sie im Gegenteil unerhörte neue Möglich- 
keiten schaffen. Das industrielle Zeitalter ist noch längst nicht zu Ende. Richtig ist, daß Europa 
sein Monopol verloren hat. Europas augenblickliche große Sorge muß es sein, den Platz zu finden, 
den es in der nunmehr weltumspannend gewordenen (industriellen) Erzeugung verdient. 

Amerika und Asien organisierten sich bereits unabhängig von Europa. In bezug auf die Pro- 
duktionskosten erfreuen sich die asiatischen und lateinamerikanischen Länder auf Grund ihrer 
sozialen Verhältnisse — verglichen mit Europa — gewaltiger Vorteile. Ebenso sicher aber ist, daß 
Europa wirtschaftlich für die anderen Erdteile immer noch ein Ergänzungsgebiet (une region com- 
plementaire) ist und bleiben dürfte. Für Europa spricht zunächst seine Tradition und sein Ruf 
für guten Geschmack, für Verfeinerung, für Exaktheit und Geist. Daraus aber folgt, daß Europa... 
gegenüber den anderen Erdteilen seine Vitalität behaupten und seine Unabhängigkeit zum Aus- 
druck bringen muß. Das ist von größter Wichtigkeit: um diesen Preis, und nur um diesen Preis 
wird Europa als ein unentbehrlicher Partner in der Zusammenarbeit der Welt betrachtet werden. 

Insofern arbeiten diejenigen Länder, die um die Lösung des Problems der 
synthetischen Rohstofferzeugung ringen, nicht nur für sich, sondern für ganz 
Europa. Sie zu entmutigen wäre ein Kapitalfehler, der unter keinen Umständen 
gemacht werden darf. Wer auch immer sich damit beschäftigt, Europa mit den- 
jenigen Rohstoffen auszustatten, die ihm sein Boden versagt, ist ein wahrer 
Wohltäter Europas. (C’est pourquoi les pays qui s’efforcent de resoudre le probl&me de la 
production synthetique ne travaillent pas seulement pour eux-mömes, mais pour l’Europe entiere 
Les decourager serait une faute capitale, qui ne doit &tre commise sous aucun pretexte. Quiconque 
s’emploie a doter l’Europe des matieres premieres que son sol lui refuse est un v£ritable bienfaiteur. 
de l’Europe.)‘“ 

Diese Äußerung ist ein außerordentliches Ereignis, und kein wacher Geist in 
Europa sollte sich der in ihr enthaltenen Mahnung an die unentrinnbare Ver- 
knüpfung des synthetischen Schaffens der abendländischen 
Technik und Chemie mit den Gedanken der europäischen Sen- 
dung in der Welt entziehen. 
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Europäische Neustoffe im Prager Licht 


Zunächst aber drängt sich das Sensationelle der Sache in den Vordergrund: in 
einer Zeit, in der die planmäßige Hinwendung zur synthetischen Rohstofferzeugung 
für die „öffentliche Weltmeinung‘“ nichts anderes ist als der Ausfluß einer wirt- 
schaftsnationalistischen Besessenheit ‚‚autoritärer‘“ Staatsführungen, die ‚in einer 
Welt des Überflusses“ aus reinem Unverstand nun einmal ihre eigenen Wege gehen 
wollen; in einer Zeit, in der die selbstverständliche Ausrichtung der binnenwirt- 
schaftlichen Rohstoffbeschaffung auf die wirtschaftliche Wehrfreiheit täglich zum 
Anlaß genommen wird, die Kriegspsychose zu nähren — — — in einer solchen Zeit 
steht ausgerechnet der am Quai d’Orsay akkreditierte Minister der Tschechoslowakei 
auf und preist eben jene Staatsführungen als die wahren Wohltäter Europas! Mehr 
noch: Er bestätigt ihnen, daß sie mit ihrem Tun nicht etwa den Zerfall der 
wirtschaftlichen Weltordnung fördern, sondern dieser Ordnung im Gegenteil 
gerade neuen Inhalt und Auftrieb geben! 

So verblüffend das auf den ersten Blick wirkt — ist es wirklich so unfaßlich? 
Der von Prag aus regierte Nationalitätenstaat ist heute in seinen 
letzten politischen Daseinsgrundlagen so entscheidend auf einen — politischen und 
wirtschaftlichen — ‚good will“ unter den europäischen Nationen angewiesen, daß 
man es sehr wohl verständlich finden kann, wenn gerade aus der Führung dieses 
Staates ein klarsichtiger Einzelner zuerst hervortritt, um das übernationale 
Moment in der synthetischen Rohstoffherstellung stärker als 
das nationale hervorzuheben: ‚Si les pays de l’Europe ont, jusqu’ici, travaille 
sous l’angle de leur propre interet national, l’heure est venue pour eux d’elargir 
leur horizon et de travailler sous l’angle de l’inter6t europeen.“ Der Slowake 
Osusky ist auf Grund seiner Persönlichkeit und seiner politisch-wirtschaftlichen Er- 
fahrungen der Mann danach, sich zum Sprecher einer solchen Sache zu machen 1}. 
Aber wie verhält sich sein Aufruf zu einer übernationalen rohstoffwirtschaftlichen 
Zusammenarbeit in gesamteuropäischem Interesse und einem wahrhaft europäischen 
Stil zur Praxis gerade des Staates, den er an so verantwortungsvoller Stelle vertritt? 
„Die Tschechoslowakei“, so erklärte Anfang Juli in einer Sitzung des 
parlamentarischen Ausschusses der Sudetendeutschen Partei der Abgeordnete Ing. 
Richter, „ist ein typisches Veredlungsland, das Rohstoffe einführt und 
damit Fertigwaren auszuführen trachtet und dabei genau wie Deutschland und 
Japan auf ausländische Rohstoffe angewiesen ist... Mit Ausnahme von Koh- 
len und Holz muß die hochindustrialisierte Tschechoslowakei alle Industrierohstoffe 
einführen. Stattnunin einer Front mit den Ländern zu stehen, für 


4) Stefan Osusky, 31. März 1889 in Brezovä (Slowakei) geboren (Volksschule in Brezovä und 
Wien, Lyceum in Preßburg), studierte an der Theologischen Fakultät Springfield (Illinois) und der 
Universität in Chicago Soziologie, Natur- und Rechtswissenschaften, promovierte dort zum Doktor 
der Rechte, wurde Journalist und gründete den „Slovensky dennik‘, in dem er die Idee der tschecho- 
slowakischen National- und Staatsgemeinschaft verfocht. Nach Ausbruch des Krieges übersiedelte 
er 1916 nach London, wo er mit Masaryk im Tschechoslowakischen Nationalrat zusammenarbeitete. 
Masaryk beorderte Osusky nach Paris, wo er als Sachverständiger für die slowakischen Angelegen- 
heiten tätig war. 1947 wurde er nach der Schweiz gesandt und im Oktober 1918 zum ersten Ge- 
sandten der Tschechoslowakischen Republik in London ernannt. In dieser Stellung blieb er bis 
Dezember 1920, worauf er Generalsekretär der Tschechoslowakischen Friedensdelegation und später 
Delegierter wurde. Mit Beginn der Völkerbundstätigkeit wurde Osusky Delegierter in Genf, war 
zeitweilig Präsident der Kontrollkommission des Völkerbundes und fungierte 1922 als Delegierter 
der Tschechoslowakei in Genua. Inzwischen war Osusky bereits mit dem 6. Januar 1921 außer- 
ordentlicher Gesandter und bevollmächtigter Minister der Tschechoslowakei in Paris geworden. 
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die das Rohstoff- und Devisenproblem dieselbe Geltung hat 
(Deutschland, Polen, Italien), steht die Tschechoslowakei poli- 
tisch in der Front der mit Rohstoffen versorgten Länder. Da ein 
Erwerb überseeischer Rohstoffgebiete nicht zu erwarten ist, muß man sich darüber 
im klaren sein, daß die Wirtschaft der Tschechoslowakei in immer engere Grenzen 
gewiesen werden muß; trotzdem geht man wegen der Herstellung synthetischer 
Rohstoffe noch weiterhin fahrlässig vor... Die Förderung der Herstellung synthe- 
tischer Rohstoffe müßte die vornehmliche Aufgabe der Regierung sein. Es fehlt 
_ aber im Bereiche von Industrie, Gewerbe und Handel jede einheitliche Linie; alle 
Maßnahmen sind Einzelaktionen, die einander zum Teil sogar aufheben. Die 
Regierung hat kein Programm für den industriellen Aufbau des Staates...” 


, „Totale‘‘ Wehrwirtschaft in der Tschechoslowakei 

Im Laufe des Jahres 1936 hat das tschechoslowakische Handelsministerium die 
Gliederung der gewerblichen Wirtschaft nach Industriezweigen 
in „Syndikate‘“ verfügt. Die Gliederung ist obligatorisch, d. h. sie ist nicht 
identisch mit den aus eigener Initiative entstandenen Industrie-Kartellen, und alle 
Industriefirmen können zum Beitritt gezwungen werden, wenn die Verhältnisse am 
inneren und am Exportmarkt die „Syndizierung“ angezeigt erscheinen lassen. Durch 
diese Maßnahme sollten zentrale Körperschaften geschaffen werden, mit deren Hilfe 
die Regierung eine planmäßige Ausfuhrsteigerung betreiben, die Pro- 
duktion beschränken und standardisieren, den Binnenmarkt regeln und vor allem 
auch die synthetische Rohstofferzeugung fördern wollte. Es entstan- 
den Syndikate für die Glas- und Porzellanindustrie, die Baumwollspinnerei, die 
übrigen Textilsparten und die Industrie für Stärkemehl und Dextrinprodukte. (Das 
sind die im wesentlichen in sudetendeutschen Händen befindlichen Verbrauchs- 
güter-Exportindustrien. Die Schwerindustrie und die bedeutende Rüstungs-Export- 
industrie ist bekanntlich in tschechischen bzw. staatlichen Händen.) Der Erfolg ist 
bis jetzt mehr als fragwürdig geblieben. Von den Unternehmern sind die Syndikate 
als eine unnütze „Sammlung bürokratischer Isolierbaracken“ leidenschaftlich be- 
kämpft worden, und tatsächlich ist eine besonders ersprießliche Tätigkeit bisher 
auch noch bei keinem festzustellen gewesen. 

Die tschechoslowakischen Unternehmer sehen aber an der wesentlichen Ursache 
des Versagens vorbei, wenn sie die staatliche Wirtschaftslenkung als solche dafür 
verantwortlich machen. Um dieselbe Zeit nämlich, um die die ersten Zwangs- 
syndikate praktisch zu arbeiten anfingen, begann eine zweite Prager Spitzen- 
behörde, die Industrie noch einmal nach formell zwar anderen, sachlich aber 
gleichen Staatsbedürfnissen zu organisieren. Diese Behörde ist der mit dem Gesetz 
vom 13. Mai 1956 über die Verteidigung des Staates eingesetzte 
Oberste Verteidigungsrat (Nejoyssi Rada Obranj Stätu). Das Gesetz steht 
in der Welt einzig da. Es umfaßt 201 Paragraphen auf mehr als 80 Seiten Druck- 
text. Ernst Hoch bezeichnet es in den Kriegswirtschaftlichen Jahresberichten 1936 
(Hamburg 1936, SS.85ff.) als einen „ganz groß angelegten Wurf zur gesetz- 
geberischen Regelung der totalen Wehrhaftmachung und der totalen Mobilmachung 
eines Staates“. Natürlich enthält es auch eine — übrigens mit ungeheurem Scharf- 
sinn bis ins kleinste durchdachte — wehrwirtschaftliche Vorbereitung. 
Im III. Hauptstück wird der Kreis ‚für die Staatsverteidigung wichtigen Unter- 
nehmungen“ ($ 18) bestimmt. Ihnen kann auferlegt werden ($ 24, Abs. 2) „bestimmte 
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Vorräte von Rohstoffen, Halb- und Fertigfabrikate, Brenn- und Betriebsstoffen zu 
halten, bestimmte Geräte und Maschinen anzuschaffen und Ersatzstoffe aller 
Art sowie bestimmte Produktionsweisen zu erproben“. Der Oberste Ver- 
teidigungsrat nimmt also zu einem beträchtlichen Teil unmittelbar dieselben Auf- 
gaben in Angriff, die das Handelsministerium (mit dem Ziel einer allgemeinen 
Stärkung der nationalen Industrie gegenüber dem Auslande) verfolgt. Trotzdem 
macht er keinen Gebrauch von der Gliederung der Industrie in Syndikate! 

Man möchte meinen, daß hier nur ein Strukturübelstand der planwirtschaftlichen 
Organisation vorliegt, der leicht durch entsprechende Änderungen der Apparatur 
(Zusammenarbeit der Spitzenbehörden, „Verbindungsoffiziere‘) behoben werden 
kann. Aber schon das wäre ein fataler Trugschluß, denn wenn es sich um die Ver- 
teidigung eines Landes handelt, kann heute überhaupt keine Alternative mehr be- 
stehen, ob man die staatlich durchgeführte Planorganisation der Industrie gleich- 
zeitig zur organisatorischen Grundlage für die Durchführung aller Wehrwirt- 
schaftsaufgaben macht oder nicht! Man lähmt ganz einfach beide Apparaturen, 
wenn man es nicht tut, denn mit dem Wachstum des Gedankens des totalen Krieges 
in der ganzen Welt hat sich auch das Verhältnis des Lebensbezirkes ‚Wirtschaft‘ 
zu den Wehraufgaben von Grund auf verändert. In einem planvoll gelenkten Wirt- 
schaftsstaat ist die Erstellung einer besonderen Wehrwirtschaft ein Widerspruch 
in sich, weil — auch im Frieden! — die Totalität der Volkswirtschaft und ihrer 
menschlichen Träger zwangsläufig am Wehrschicksal beteiligt ist. Zu einer im 
Ernstfalle wirksamen und einsatzfähigen „Wehrwirtschaft“ gehört der ganze 
Organismus der Wirtschaft mit allen Teilen, weil sich jede Planungsanordnung 
sofort bis in die letzte Einheit fortpflanzen und in ihr auswirken muß. 

Aber die Männer am Prager Staatsruder scheuen für den Ernstfall diese Fort- 
pflanzung und Auswirkung ‘bis in die letzte Einheit! Wir erfahren, daß unter den 
„für die Staatsverteidigung wichtigen Unternehmungen“ noch unterschieden wird 
($ 19), ob die Eigentümer, Leiter oder Verwalter der Betriebe staatlich zuverlässige 
Personen sind oder nicht! Wir müssen also in der Wehrwirtschaft des Mehrvölker- 
staates Tschechoslowakei drei Kategorien von Betrieben unterscheiden: 

Kategorie I: Die vom Handelsministerium durch die Syndizierung erfaßten Betriebe, die 
gleichzeitig vom Obersten Verteidigungsrat erfaßt werden, weil sie für die Staats- 
verteidigung wichtig sind und „staatlich zuverlässig‘ geleitet werden; 

Kategorie II: Die vom Handelsministerium durch die Syndizierung erfaßten Betriebe, die vom 
Obersten Verteidigungsrat nicht erfaßt werden, weil sie zwar für die Staatsver- 
teidigung wichtig sind, aber nicht von staatlich zuverlässigen Personen besessen, 
geleitet oder verwaltet werden; 

Kategorie III: Die vom Handelsministerium erfaßten Betriebe, die vom Obersten Verteidigungs- 
rat nicht erfaßt werden, weil sie für die Staatsverteidigung vermeintlich nicht 
wichtig sind. 

Eine unmögliche Konstruktion! Was nützt ein noch so klug erdachtes Para- 
graphenwerk, wenn sich die Wehraufgabe nicht an die Totalität des Volkes, das sich 
verteidigen soll, zu wenden wagt? Was nützt eine Wehrwirtschaft, die künstlich im 
luftleeren Raum neben der lebendigen Wirtschaft des Tages erhalten wird, wenn die 
Kräfte der Wirtschaft nicht aus der gleichen umfassenden Idee heraus von selbst 
den gleichen Zielen zuwachsen, denen die ganze Wehraufgabe zustrebt? Was ge- 
schieht mit einer Wirtschaft (die, wie die tschechoslowakische, noch dazu stark 
außenwirtschaftlich bestimmt ist), wenn ihre Lenkung nach mindestens zwei ent- 
gegengesetzten Prinzipien erfolgt? Wir wissen, daß die „staatliche Zuverlässigkeit“ 
nach dem Maßstab des Nationalitätenprinzips geprüft wird, und daß man Kate- 


978 Staatenwirtschaft Heft 11 


gorie II dadurch vermehrt, indem man die für die Verteidigung wichtigen Industrie- 
firmen im wachsenden Maße aus den Händen von Eigentümern oder Leitern reißt, 
wenn diese den völkischen Minderheiten angehören, wobei im übrigen in jüngster 
Zeit wieder häufiger Betriebsverlegungen in den inneren tschechischen Siedlungs- 
raum erfolgen. Aber damit kann man die Unnatur nicht bannen, die in dem 
Ganzen liegt: kein Gesetzeswerk kann zum Stellvertreter werden für das Fehlen der 
nur aus geschichtlichen Gestaltungsgesetzlichkeiten wachsenden nationalen Idee, die 
aus ihrer eigenen Kraft heraus die Totalität der der Nation eigenen ‚Güter zum 
Gegenstand ihrer Sorge und damit auch ihrer Arbeit macht. 

Dieses eine große Beispiel aus jüngster Zeit steht für viele: Im tschechisch- 
deutsch-slowakisch-ungarisch-polnisch-ruthenischen „Staat der disziplinierten Demo- 
kratie“ entspricht dem Konglomerat der Volksgruppen notwendigerweise ein eben- 
solches Konglomerat von planenden Maßnahmen der Staatsführung. Der tschecho- 
slowakische Staat hat den wirtschaftlichen Konsequenzen seiner völkischen 
Problematik so lange noch ausweichen können, solange in einer grundsätzlich 
liberalen Umwelt noch eine vorwiegende liberalistische Wirtschaftspolitik getrieben 
werden konnte, ohne sofort an den Rand des Abgrunds zu führen. Unter dem 
Druck der Wirtschaftskrise und seit dem Eintreten der Rüstungspsychose ist auch 
für die Tschechoslowakei die Stunde der planmäßigen Wirtschaftslenkung ge- 
kommen. Damit aber ist sie von selbst in das historische Stadium der Erprobung 
ihrer letzten völkischen Seinsgrundlagen eingetreten. In einem liberalistischen Regime 
mögen sich innere Brüche verwischen lassen — — — die Anwendung des Führungs- 
gedankens — mit ihrem Zwang zur Erfassung der körperlich-geistig-seelischen 
Totalität des ganzen Volkes gerade auch im Lebensbezirk „Wirtschaft“ — reißt die 
Schleier unbarmherzig hinweg — — — 


Rohstofferzeugung als europäischer Ordnungsfaktor 

Diese Ausweglosigkeit der Lage im Inneren des tschechoslowakischen Staates er- 
klärt zu einem guten Teil die Prager Paktfreudigkeit, die im politischen Interessen- 
wirrwarr durch Vertragsbuchstaben „kollektive Sicherheit‘ gewinnen will. Sie ist der 
Ursprung der von Ministerpräsident Milan Hodza so unermüdlich betriebenen 
Donauraumprojekte, und sie gibt mindestens auch einen Beweggrund ab für den 
Osuskyschen Appell an das europäische Gewissen in der Frage der synthetischen 
Rohstoffe. 

Dieser Appell aber — darüber muß man sich im klaren sein — führt in neues 
Land! Mit ihm fordert Osusky den Geist der Zeit in die Schranken, denn bisher 
hat sich der Gedanke der Planmäßigkeit der synthetischen Roh- 
stoffwirtschaft noch immer verbunden mit der Besinnung gan- 
zer Völker aufihre eigene Kraft. Mag auch die Erzeugung einzelner Neu- 
stoffe in privatkapitalistischem Rahmen vor sich gehen, in dem europäischen Sinne 
Osuskys setzt sie immer eine nationale Ausrichtung aller technischen, geistigen und 
Willenskräfte voraus. Man kann deshalb diese Frage nicht anschneiden, ohne gleich- 
zeitig die Beziehung Volksführung — Staatsführung — Wirtschaftsführung aufzu- 
rollen, und es ist in der Tat höchst interessant, an Hand dieses von Osusky ge- 
gebenen Unterscheidungsmerkmals das wirtschaftliche Europa (außerhalb Ruß- 
lands) neu zu gliedern. 


In der Mitte des Kontinents stehen Deutschland und Italien, die an dem Ausbau der Syn- 
thetischen Erzeugung mit totalem Einsatz von Geist, Kraft und Stoff arbeiten; westlich von ihnen 
England und Frankreich, die beiden großen „Besitzenden‘“, denen ein Kolonialreich vorläufig 
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noch die Hinwendung zur Nützung aller synthetischen Möglichkeiten unsinnig erscheinen läßt, und 
Portugal, für das die Frage im Angesicht seiner Unentwickeltheit und seines Kolonialbesitzes 
nicht aktuell ist. Wohin sich Spanien wenden wird, wissen wir heute noch nicht. Sieht man von 
der Schweiz, dem „Gastgeber Europas für reiselustige Kapitalien und Menschen“ einmal ab, so 
stoßen wir im übrigen Westen und im Norden Europas auf die Belgisch-Luxemburgische 
Zollunion, Holland, Dänemark, Norwegen, Schweden und Finnland, die man, seit 
sie 1931 in Oslo verabredeten, eine gemeinsame Außenhandelspolitik im Interesse der Senkung der 
untereinander bestehenden Handelsschranken zu betreiben, gemeinhin als die Oslo-Gruppe 
bezeichnet. In ihnen haben Staatsführungen und öffentliche Meinung bisher noch das geringste 
Verständnis für eine planmäßige Förderung der synthetischen Rohstofferzeugung gezeigt. Das 
darf nicht verwundern, ist doch allen diesen Ländern eigen, daß sie nicht umfangreich genug an 
Volkszahl und an persönlichen und sachlichen Kräften und Möglichkeiten sind, um dem gewaltigen 
Anhub einer synthetischen Erzeugung und ihrer dauernden Erhaltung auf Hochtouren gewachsen 
zu sein. Es ist — rein quantitativ betrachtet — ein gewaltiger Unterschied, ob vor einer solchen 
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Aufgabe ein 65- oder ein 9-Millionen-Volk steht! (Holland und die Belgisch-Luxemburgische Zoll- 
union verfügen außerdem noch über beträchtliche Kolonialbesitzungen.) Ausschlaggebend für ihre 
Haltung aber ist die Eigenart ihrer außenwirtschaftlichen Abhängigkeit. Der Außenhandel der 
Oslo-Staaten untereinander ist nicht sehr beträchtlich. Im Durchschnitt fallen nur etwa 17% des 
Handels jedes einzelnen Landes auf den Verkehr mit allen übrigen zusammen. Demgegenüber sind 
Deutschland (und England) bei der Einfuhr beteiligt in Holland mit 23,3 (9,2), in Belgien mit 
11,5 (9,3), in Norwegen mit 16,8 (24,2), in Dänemark mit 25,3 (36,5), in Schweden mit 23,9 (19,0) 
und in Finnland mit 18,9 (23,6) Prozent der Gesamteinfuhr. Auf die Ausfuhr nach Deutschland 
(und England) entfallen in Holland 15,7 (22,1), in Belgien 10,5 (14,7), in Norwegen 13,0 (26,4), in 
Dänemark 20,3 (54,0), in Schweden 15,8 (25,0) und in Finnland 9,9 (47,9) Prozent der Gesamt- 
ausfuhr. Für die Oslo-Staaten ist also eine Anlehnung an die zwei großen Wirtschaftsmächte Eng- 
land und Deutschland lebensnotwendig, und zwar an beide, was automatisch ihre Haltung 
in der Frage der synthetischen Erzeugung als europäisches Problem unsicher machen muß. Denn 
sie alle — am stärksten Holland, das eine Art Führung unter ihnen beansprucht — befinden sich 
damit in einer Zwischenstellung zwischen den beiden Hauptexponenten zweier wirtschaftlicher 
Systeme: zwischen England, dem Prototyp der kolonialgesättigten Gruppe, und Deutschland, 
dem Schrittmacher des Gedankens der wirtschaftlichen Erneuerung aus eigener Kraft und unter 
straffer staatlicher Führung, und diese Zwischenstellung kehrt nicht zuletzt wieder in dem in all 
diesen Ländern zu beobachtenden Zwiespalt in der wirtschaftlichen und politischen 
Denkweise der Bevölkerungen. 

Im Osten und Südosten Europas — jenseits der deutsch-italienischen Gruppe der entschiedenen 
synthetischen Erzeuger — erleben wir das Gegenstück zur Lage im Westen und Norden. Ungarn, 
Jugoslawien, Rumänien, Bulgarien und Griechenland und die Baltischen Staaten 
sind im Verhältnis zu ihrer wirtschaftlichen Umwelt ganz überwiegend agrarwirtschaftliche Über- 
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schußländer, für die das Problem der synthetischen Erzeugung nur in sehr beschränktem Maße 
besteht. Für den Handel der Südostländer (ohne Baltikum) untereinander gilt dasselbe wie im 
Falle der Oslo-Staaten: er ist unbeträchtlich und dürfte sich auch nicht wesentlich steigern lassen. 
Jedes der fünf Länder Ungarn, Jugoslawien, Rumänien, Griechenland und Bulgarien führt nach 
jeweils den vier anderen durchschnittlich im allgemeinen nicht mehr als 10—11% seiner Gesamt- 
ausfuhr aus. Sie haben also mit den Oslo-Ländern gemeinsam, daß sie einer Anlehnung 
an größere Wirtschaftsmächte bedürfen, und um dieses Anlehnungsbedürfnis kreisen alle 
jene Zusammenschlußpläne, die teils durch die Bildung einer eigenständigen Raumwirtschaft 
(Zollunion u.ä.) die als Beeinträchtigung der Unabhängigkeit empfundene Anlehnung vermeiden 
wollen, teils als Mittel zur Erhöhung der wirtschaftlichen Bündnisfähigkeit gegenüber der 
betreffenden wirtschaftlichen Großmacht gedacht sind. Was im Südosten das „permanente 
Gespräch um die Donauraumprojekte“ genannt wird, ist im Westen und Nordwesten die 
Oslo-Konstruktion, und während im Westen das agrarisch-kolonialwirtschaftlich-industrielle 
Zwischenland Holland die Führung beansprucht, erstrebt sie im Osten das agrarisch-indu- 
striell gemischte Zwischengebiet Tschechoslowakei. Die Parallelität der Erscheinungen ist 
verblüffend. 

Ist die Tschechoslowakei imstande, diese Führung zu übernehmen ? Kann ihre Bevölkerung, 
deren Berufstätige zu 38,3% in der Land- und Forstwirtschaft und zu 37,4% in Industrie- und 
Handel beschäftigt sind, den agrarischen Erzeugungsüberschuß aufnehmen ? Nach der Tschecho- 
slowakei gehen 4,0% der ungarischen, 12,3% der jugoslawischen, 5,9% der rumänischen, 3,3% | 
der bulgarischen und 2,6 % der griechischen Ausfuhr, und diese an sich nicht beträchtlichen Beträge | 
lassen sich heute und in Zukunft nicht mehr wesentlich erhöhen. Ein Einbezug der beiden anderen 
agrarisch-industriell gemischten Zwischenländer Polen und Österreich, von denen HodZa min- 
destens das letztere an den Donaupakt anhängen möchte, würde daran nicht viel ändern können, 
und auch die ungarische Industriebevölkerung spielt in dieser Hinsicht keine nennenswerte 
Rolle. 

Aber der Südosten braucht eine Anlehnung an eine wirtschaftliche Großmacht wie das tägliche 
Brot. Wer kann das sein ? Frankreichs Außenhandelsumsatz nach den Ländern des Donauraumes 
ist nie über einige Prozent des jeweiligen Gesamtaußenhandels hinausgegangen. Italien erstrebt 
seine gänzliche Unabhängigkeit von der Lebensmitteleinfuhr und möchte neuerdings sogar gern 
gegenüber Österreich und Ungarn mindestens zum Teil aus den wirtschaftlichen Verpflichtungen 
entlassen werden, die es in den Römischen Protokollen vom 17. März 1934 übernommen hat. Eng- 
land gibt in Agrarprodukten den Empireländern und Nordeuropa den Vorzug. Dafür aber 
nimmt Deutschland 23,0% der ungarischen, 23,7% der jugoslawischen, 18,8% der rumänischen, 
47,6% der bulgarischen und 36,4% der griechischen Ausfuhr auf, und dieser Anteil ist noch zu 
steigern. Es bleibt also als natürliches Absatzgebiet das Land übrig, dem die Donau 
entspringt. 

Damit kristallisieren sich im Osten und Südosten zwei Gruppen deutlich heraus: eine von Öster- 
reich, der Tschechoslowakei und Polen (vielleicht zum Teil noch von Ungarn) gebildete Zwischen- 
gruppe, die— auch in der Neustofffrage — zwischen Ost und West hin und her schwankt, und 
eine zweite Gruppe, die — außenwirtschaftlich gesehen — eindeutig agrarisch-rohstoffwirt- 
schaftlich orientiert ist und die Länder Ungarn, Jugoslawien, Rumänien, Bulgarien und Grie- 
chenland umfaßt. 


In bezug auf die letzte Ländergruppe macht Hermann Groß an anderer Stelle 
dieses Heftes klar, warum dort der Staat in der Wirtschaft einer ähnlich starken 
Stellung zustrebt, die er in Deutschland erhalten hat. Die dafür gegebenen Gründe 
sind einleuchtend; sie haben nichts zu tun mit einer ideologischen Anlehnung an 
Deutschland etwa als Folge des starken wirtschaftlichen Einflusses. Viel eher mag 
neben den von Groß vorgewiesenen der Grund stehen, daß sich Rohstofferzeuger 
immer — ob sie nun ihre Schätze mit dem Pflug, dem Bohrturm oder auf synthe- 
tische Weise der Natur entreißen — damit auf ihre eigene Kraft besinnen, und Be- 
sinnung ganzer Völker auf ihre eigene Kraft heißt Nationalismus. Auf der Stufe 
der Planung aber erwächst alles ökonomische Handeln aus einer idee-erfüllten Ein- 
heit von Volk, Raum, Staat, Wirtschaft. Hier liegen die Möglich- 
keiten und Grenzen nationaler Verwirklichung auch für die Staaten 
des europäischen Südostens. 
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Lettische Monopolwirtschaft und „Baltische Klausel“ 

So bleibt noch ein Blick übrig auf die baltischen Staaten. Dort ist Lettland 
auf dem besten Wege, durch die Schaffung eines Systems von staatlich kontrollier- 
ten Aktiengesellschaften in die Reihe der staatsmonopolistisch gelenkten Volkswirt- 
schaften zu treten. 


‚Die „neue nationale Handels- und Gewerbepolitik“ begann etwa um die Jahreswende 1936/37, als 
die Lettländische Kreditbank das größte metallurgische Unternehmen des Landes, die früher in 
deutschem Besitz befindliche Phoenix-A.-G., erwarb und in die A.-G. „Vairogs“ umwandelte. Die 
Lettländische Kreditbank, deren Grundkapital am 3. Februar auf 40 Millionen Lat erhöht worden 
ist, hat dann noch eine ganze Reihe weiterer Industrie- und Handelsunternehmen übernommen 
und in „nationale Aktiengesellschaften“ umgewandelt und außerdem eine Reihe von 
Banken aufgelöst. Am 1. Januar 1937 sind mit einem Schlage allein 19 Banken und Kreditgesell- 
schaften und im Oktober auch der Rigasche Schiffahrts- und Kreditverein eingegangen, und die 
bestehenden kaufmännischen und Wirtschaftsverbände verfielen dem gleichen Schicksal. Bis 
Ende September wurden im ganzen 105 solcher Vereine liquidiert. Dafür sind einige wenige neue 
gegründet worden, die engste Fühlungnahme mit der Industrie- und Handelskammer Riga zu 
halten haben. Am 26. und 27. November sollen diese neuen Vereine in einer „Ersten Tagung der 
Kaufleute, Industrielle und Hausbesitzer des erneuerten Staates“ zusammenkommen. Mitte 
Oktober standen unter der neuen Politik: die A.-G. „Vairogs“ (Herstellung von Waggons, Trans- 
port- und Verkehrsmitteln, Kesselbauten, Eisenkonstruktion, landwirtschaftliche Maschinen, 

 Handwerkszeuge und Geräte, Schiffs- und Flugzeugbau); der Landwirtschaftliche Zentralverband 
„Turiba“, dem zwangsweise sämtliche landwirtschaftlichen Genossenschaften und ähnliche Wirt- 
schaftsverbände angeschlossen sind und der zur Zentralstelle für den Großeinkauf von Auslands- 
waren für die Genossenschaften werden soll (über ihn und die Bauernkreditbank hat die Lett- 
ländische Kreditbank die finanzielle Vorherrschaft); die Brennstofigesellschaft ‚Degviela“, die die 
Beschaffung von flüssigen Brennstoffen und Schmierölen aus dem Ausland betreibt; die Holz- 
gesellschaft „Latvijas Koks‘ (Lettländisches Holz), deren Hauptgründer das Forstdepartement 
und die Landwirtschaftskammer sind und die die gesamte Ausfuhr monopolistisch bearbeiten soll; 
die „Rigas vilnas rupnieks‘“ (A.-G. Rigaer Wollindustrieller); die Vereinigte Schiffahrts-A.-G. 
„Apvienota kugniecibas akc. sab.‘; die „‚Lettländische Butterausfuhrzentrale‘‘, der auch die Eier- 
ausfuhr monopolistisch übertragen worden ist; die „Lettländische Saatenausfuhr-Zentrale“; die 
Kohlengesellschaft ‚„Ogle‘‘; die Verlagsgesellschaft „Zeme‘; die Häute- und Wollzentrale „Adu 
un wilnas zentrale‘; die Kalkgesellschaft „Kalkis‘; die Ziegelgesellschaft „‚Kiegelnieks“; die Öl- 
mühle J. Sausin & Co., die bereits 80 % der lettländischen Pflanzenölerzeugung liefert; die Brauerei- 
gesellschaft ‚„Aldaris‘‘ und die Süßwarenfabrik „Laima“. Außerdem beschäftigt die Lettländische 
Kreditbank der Plan der Errichtung einer Zellulosefabrik in Windau. Die Umwälzung ist zum 
Teil Ausfluß der Lettisierungspolitik. Der Rigaische Groß- und Ausfuhrhandel lag bislang 
zu einem beträchtlichen Teil in deutsch-baltischen Händen. 

Die Produzenten werden gehalten, ihre Waren an die neuen Gesellschaften zu liefern, und Privat- 
firmen dürfen bei einigen Handelszweigen solche Waren überhaupt nicht mehr für eigene Rech- 
nung ausführen. Z. B. hat die mit der Marktordnung betraute A.-G. für Wolle und Häute gesetz- 
lich das alleinige An- und Weiterverkaufsrecht von Wolle und Rohhäuten in Lettland. Die In- 
landsware verkauft sie an Wollverarbeiter und an Importeure von Wolle, Wollgarnen und Woll- 
erzeugnissen, wobei Landwirtschafts- und Finanzminister gemeinsam festsetzen, in welchem Ver- 
hältnis die Importeure die Inlandsware abnehmen müssen, um Einfuhrgenehmigungen für Aus- 
lands-Wolle und -Wollerzeugnisse zu erhalten (z. Zt. 50% des Inlandsabsatzes). Verluste der 
Aktiengesellschaften werden gesetzlich aus Haushaltmitteln gedeckt. 


Dieser Schritt Lettlands in Richtung einer staatlichen Außenhandelsmonopol- 
wirtschaft hat sofort entsprechende Rückwirkungen auf die Umwelt gehabt. 
Zwischen Estland und Lettland ist eine ziemliche Verstimmung eingetreten. 
Estland hat im Februar sein Handelsabkommen mit Lettland per ı5. Mai 1938 ge- 
kündigt, seine im Juni nach Riga gekommene Delegation mußte aber unver- 
‚richteter Dinge heimkehren, weil sie drei Wochen vergeblich auf lettländische Vor- 
schläge für ein neues Abkommen wartete. Erste Folge dieser Verstimmung war, daß 
Estland in seinem neuen Handelsvertrag mit Finnland im September die sogenannte 
„Baltische Klausel“ fallen ließ. Diese Klausel befindet sich in sämtlichen 
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Handelsverträgen Estlands mit ausländischen Staaten. Sie besagt, daß die est- 
ländischerseits an Lettland und Litauen gewährten Vergünstigungen sich nicht auf 
den Handelsverkehr mit dem betreffenden dritten Land erstrecken. Dieser seiner- 
zeit zum Zwecke der Verwirklichung des „Baltischen Wirtschaftsraumes“ 
eingeführte Vorbehalt ist auf Grundlage der Gegenseitigkeit in alle Meistbegünsti- 
gungsverträge der baltischen Staaten aufgenommen worden. Heute ist er angesichts 
der jungen lettischen Monopolwirtschaft überholt, denn eine Zollunion zwischen 
Ländern mit Außenhandelsmonopolen ist ein Widerspruch in sich, würden doch 
damit nur die betreffenden nationalstaatlichen Spitzenkonzerne von Aktiengesell- 
schaften ein völliges Ineinanderaufgehen beschließen, was den Verlust der einzel- 
staatlichen Souveränität einschlösse. Lettland hat sich auf Grund seiner neuen 
Politik folgerichtig von dem Gedanken eines Baltischen Wirtschaftsraumes losgesagt, 
der im Jahre 1927 bereits so weit gediehen war, daß zwischen Estland und Lettland 
ein „Zollunions-Vorvertrag‘ zustande kam. Estland und Litauen werden 
sich neu orientieren müssen. Ende September hat das estländische 
Landwirtschaftsministerium eine Verordnung über die Regelung des Aufkaufs von 
Rohhäuten ausgearbeitet, durch die alle Exporteure von Rohhäuten verpflichtet 
werden sollen, sich beim Landwirtschaftsministerium zu registrieren. Es soll damit 
der Anfang zur Schaffung einer Aufkaufsorganisation und einer Kontrollstation für 
die Häuteausfuhr gemacht werden. Das Rigasche Beispiel macht also in Reval Schule. 


Bulgarien stoppt die Industrialisierung 

Ob Lettland mit seinem System auf die Dauer befriedigende Erfolge haben wird, 
steht dahin. Insbesondere erscheint fraglich, ob die A.G. Vairogs ohne die An- 
regungen, die ein großes Industrieland für die Produktionsmittelerzeugung bietet, 
auf die Dauer das leisten kann, was die neue Politik von ihr verlangt: den ge- 
samten Bedarf des Landes an Maschinen, Verkehrsmitteln, Geräten, Handwerks- 
zeugen usw. in einer solchen Güte herzustellen, daß die von technischen Hilfs- 
mitteln abhängigen Ausfuhrzweige im zwischenstaatlichen Wettbewerb bestehen 
können. Es mögen daher diese Betrachtungen mit einem Blick auf ein anderes 
Agrarland ihren Abschluß finden, das mit hervorstechender Konsequenz seine 
Industrialisierungspolitik höchst maßvoll betreibt: auf Bulgarien. Bulgarien hat 
ein Gesetz erlassen, welches die Errichtung oder die weitere Ausdehnung von 
Industriebetrieben in allen den Fällen untersagt, in denen die Regierung die in- 
dustrielle Entwicklung für Bulgarien für ausreichend hält. Die entscheiden- 
den Artikel des „Verordnungsgesetzes für die Industrie“ vom 27. August 1936 
sind im Abschnitt „Materialien“ im Wortlaut abgedruckt. Dort befindet sich auch 
ein Verzeichnis der bereits als übersättigt erklärten Industriezweige und eine Er- 
läuterung der Einfuhrpraxis für Maschinen, die in solchen Zweigen Ver- 
wendung finden sollen. 

Es gibt also in der Tat in Südosteuropa ein Land, das den Produktions- 
mitteln die Einfuhr zwar keineswegs generell, aber im speziellen doch durch- 
aus planmäßig verwehrt, weil die Staatsautorität von sich aus das Maß der 
Industrialisierung des Landes festsetzen will. Der Staat gibt damit der Volkswirt- 
schaft von vornherein bewußt eine Struktur, die auf ganz bestimmte außenwirt- 
schaftliche Tatbestände (Agrarausfuhr — Industrieeinfuhr) abgestimmt ist. Das ist 


in der Tat ein bemerkenswertes Ereignis in einer Welt des Industrialisierungs- 
Fanatismus der Agrarstaaten! 
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Milivoje M. Kostitch: Der Staatsmann Dr. Milan Stojadinowitsch. 


ji 

Der jugoslawische Ministerpräsident Dr. Milan Stojadinowitsch ist Serbe. Er wurde 1888 in 
Tschatschak in der Schumadija (fast genau südlich von Belgrad) geboren. Sein Vater war Rich- 
ter am Kassationsgerichtshof; seine Mutter ist bäuerlicher Herkunft. Stojadinowitsch studierte 
in Belgrad Rechtswissenschaften, erhielt 1910 auf Vorschlag der Belgrader Universität vom 
damaligen Finanzminister Stojan Protitsch, der seine große finanzpolitische Begabung 
erkannte, ein staatliches Stipendium zum Auslandsstudium der Staatswissenschaften, kam im 
Wintersemester 1910/14 nach München, im Sommersemester 1911 nach Berlin, wo er neben 
seinem Studium beim Preußischen Oberrechnungshof in Potsdam arbeitete, und promovierte 
1911 in Belgrad bei Professor Nintschitsch, dem späteren Außenminister, zum „Dr. jur.‘ mit 
einer Arbeit über ‚Nemacki Budget“ („Der deutsche Staatshaushalt‘“). 1912 hielt er sich 
in Paris, 1943 in London auf. In Paris war er dem französischen Finanzministerium zugeteilt. 
1914 debütierte er im serbischen Finanzministerium, wo er bereits 1918, als knapp Dreißigjähriger, 
zum Generaldirektor mit einem Stab von über 100 Beamten ernannt wurde. 1919 schied Stoja- 
dinowitsch aus dem Ministerium aus und wurde Direktor der neu gegründeten British Trade Cor- 
poration in Belgrad und zugleich Honorarprofessor für Wirtschafts- und Finanzwissen- 
schaften an der Belgrader Universität. 1924 von Nikola Pasitsch zum Finanzminister berufen, 
gehörte er dem Kabinett als solcher mit kleinen Unterbrechungen bis 1928 an. Aus dieser Zeit ist 
die von ihm durchgeführte Stabilisierung des Dinar in guter Erinnerung geblieben. An der 
am 6. Januar 1929 eingesetzten diktatorischen Regierung, die eine Zeit mit 24 verschiedenen 
Regierungen und 130 Ministern abschloß, beteiligte sich Stojadinowitsch nicht. Er unternahm in 
besonderer Mission König Alexanders ausgedehnte Reisen nach den Vereinigten Staaten von 
Amerika und Frankreich, trat nach seiner Rückkehr in den Verwaltungsrat einer Reihe von 
Finanzinstituten und wurde Vizepräsident, später Präsident, der Belgrader Börse. Nach der 
Ermordung König Alexanders in Marseille (9. Oktober 1934) übernahm Stojadinowitsch am 
21. Dezember 1934 im Kabinett Jeftitsch erneut das Finanzministerium. Im Juni 1935 wurde er 
vom Prinzregenten Paul mit der Bildung der Regierung beauftragt, die er am 24. Juni 1935 dem 
jugoslawischen Volk vorstellte. Als Ministerpräsident hat er sich außerdem die Führung des 
Außenministeriums vorbehalten. 


Il: 

Innenpolitisch unterscheidet sich die Regierung Stojadınowitschs von allen ihren Vorgänge- 
rinnen seit dem 6. Januar 1929 dadurch, daß sie das Bestehen der bis dahin totgeschwiegenen 
„kroatischen Frage“ offen zugibt und grundsätzlich einen Ausgleich erstrebt. Stojadinowitsch 
stützt seine Regierung durch die von ihm zustande gebrachte „Jugoslawisch-Radikale Ge- 
meinschaft“; das ist eine Verbindung der Radikalen Partei, in der Stojadinowitsch Mitglied des 
Hauptausschusses war, mit der Slowenischen Volkspartei und der Jugoslawisch-Muselmanischen 
Organisation. Führer der letzteren ist Dr. Mehmed Spaho, und Präsident der Slowenischen Volks- 
partei Dr. Anton Koroschez. Die von dem Dreigespann Stojadinowitsch-Spaho-Koroschez ver- 
körperte „Jugoslawisch-Radikale Gemeinschaft“ hat die Mehrheit in der Skuptschtina. Öftere 
ressortmäßige Umbildungen und Ersetzungen im Kabinett haben in den letzten beiden Jahren die 
Regierung Stojadinowitsch nicht geschwächt, sondern gefestigt. 

Außenpolitisch vertritt Stojadinowitsch den Grundsatz einer unbedingten Selbständigkeit 
und Unabhängigkeit Jugoslawiens. Er verwirft den Zweckmäßigkeitsgesichtspunkt, das 
jugoslawische Staatsschiff im Kielwasser irgendeiner Großmacht schwimmen zu lassen. 


III. 
Stojadinowitsch hat vom ersten Tage seiner Ministerpräsidentenschaft an die jugoslawische 
Wirtschaft in straffe Führung genommen. Wie es aus seiner finanzpolitischen Herkunft verständ- 
lich ist, hat er zusammen mit seinem früheren Mitarbeiter im Ministerium, dem jetzigen Finanz- 
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minister Dusan Letica, einem ausgezeichneten Fachmann, zunächst die Sanierung der Staats- 
finanzen kräftig vorangetrieben. 

Durch Verordnung über die Herausgabe von Kassenscheinen im Betrag von einer Milliarde 
Dinar ist die schwebende Schuld drastisch verringert (Fehlbetrag: 1935: 947 Mill. Dinar; heute 511) 
und die Kreditwürdigkeit des Staates verbessert worden. Stojadinowitsch hat wiederholt aus- 
drücklich erklärt, daß er den Dinar halten würde, und es ist ihm bis heute gelungen, obgleich es 
anderwärts (Goldblock u. a.) zu Abwertungen gekommen ist. Die Gold- und Devisendeckung 
betrug am 30. Juni 1935 1364674000 Dinar, im Jahre 1936 stieg sie auf 1547995000 Dinar, 
am 22. Mai 1937 betrug sie 1667128000 Dinar. Der Goldbestand der Nationalbank allein stieg 
in den gleichen Zeitabschnitten von 1252730000 über 1473611000 auf 1636832000 Dinar, — 
das Ergebnis der Eröffnung einer Reihe von Goldbergwerken und der Erfassung desjenigen Goldes, 
das früher als Bestandteil anderer Erze ausgeführt wurde und im Ausland verblieb. Das kräftige 
Anwachsen des nicht zur Währungsdeckung verwandten Devisenbestandes (30. Juli 1934: 
32452000; 1935: 187051000; 1936: 422200000; 22. Mai 1937: 766098000 Dinar) hat zum Teil 
in der guten Ernte von 1936, zum anderen in dem erhöhten Bedarf für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse auf den Weltmärkten seine, primäre Ursache, ist aber zweifellos auch das Verdienst der 
geschickten Handelspolitik Stojadinowitschs. 

1936 nahm Stojadinowitsch eine großzügige Regelung der jugoslawischen Auslands- 
verschuldung vor. Er setzte eine 30prozentige Verminderung der Staatsverbindlichkeiten 
durch und beseitigte das abträgliche Recht der Anleiheinhaber, auf Zahlung in Dinar oder Aus- 
händigung von Tilgungsschuldscheinen optieren zu können. In bezug auf die inländische Staats- 
schuld sorgte er für einen reibungslosen Zinsen- und Tilgungsdienst. Das alles hat die Kredit- 
würdigkeit des Staates kräftig gehoben. Der Kurs der Staatsanleihen hat sich wesentlich gebessert. 

Um der Arbeitslosigkeit zu steuern, wurden Geldmittel durch die Ausgabe einer 5prozentigen 
Anleihe von einer Milliarde Dinar für große öffentliche Arbeiten (Eisenbahnen, Autostraßen, Aus- 
bau des Straßennetzes, Verbindung der Adriahäfen mit dem Hinterland usw.) beschafft. Höhere 
Besteuerung der Großunternehmen und steuerliche Entlastung der Landwirte und der kleinen und 
mittleren Gewerbetreibenden haben den sozialen Ausgleich gefördert. 

Stojadinowitsch hat schließlich auf finanzpolitischem Gebiet auch den Mut gefunden, die Frage 
der Bauernentschuldung definitiv zu lösen. Obwohl es dabei den Gläubigern ziemlich schlecht 
erging, so besteht doch jetzt wenigstens völlige Klarheit darüber, was die Gläubiger von den Schuld- 
nern bekommen. Das hat sich nach der jahrelangen Ungewißheit höchst wohltuend auf die ganze 
Wirtschaft ausgewirkt, was bei einem Lande wie Jugoslawien, welches zu über 70% aus Bauern 
besteht, von außerordentlicher Bedeutung ist., 

Außer der Bauernentschuldung, der Förderung des Genossenschaftswesens und der Markt- 
wirtschaft durch die Errichtung von Getreidesilos hat sich Stojadinowitsch in der Landwirt- 
schaft besonders die Erzeugungsumstellung, zum Teil — wie bei der Förderung des Anbaues 
vonIndustriepflanzen— aus unmittelbar handelspolitischen Gründen, sehr angelegen sein lassen. 
Der Süden Jugoslawiens ist für die Produktion von Baumwolle und Reis, die die gefährdete 
Produktion von Opium ersetzen soll, sehr geeignet. Für diese Artikel wurde daher eine besondere 
Einfuhrgebühr eingeführt, die zur Erhöhung des Ankaufssatzes der Erzeugung der inländischen 
Bauern verwandt wird. Die im Juni 1936 erlassene Verordnung über die Ölsaatenpreise dient 
dem gleichen Zweck. Die Hebung der Obstbaumzucht wird energisch angepackt. Im dalmatini- 
schen Küstenland wird die Kultur von aromatischen Gewächsen und Südfrüchten sehr gefördert 
und die Wiederaufforstung des Karstes vorangetrieben. Besondere Maßnahmen betreffen die 
Hebung der Vieh-, Schweine-, Pferde- und Schafzucht (Senitza-Rasse). 

Die Industrialisierungspolitik betreibt Stojadinowitsch maßvoll, aber kräftig und mit der 
deutlichen Absicht, die Hand des Staates in der Industrie — vor allem in der Verteidigungs- 
industrie — zu stärken. Charakteristisch für die Regierung Stojadinowitsch sind die Bemühungen 
in der Rohstoffindustrie geworden, die darauf hinauslaufen, nicht mehr nur die rohen Erze zu 
exportieren, sondern mindestens noch den ersten Arbeitsprozeß in Jugoslawien 
vorzunehmen. Die Anschaffung großer Industrieanlagen für Zenitza bietet die Möglichkeit 
für die Erzeugung großer Mengen von Eisen- und Stahlartikeln. Das Kupferbergwerk in 
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Bor steht hinsichtlich seines Reichtums an Erz in Europa an erster Stelle, während es 
hinsichtlich der Produktion (40000 t schwarzes Kupfer jährlich) die zweite Stelle einnimmt. 
Das schwarze Kupfer enthält 99,38% reinen Kupfers, etwa 50g Gold und 150 g Silber in der 
' Tonne. Bis jetzt wurde dieses Kupfer in ausländische Elektroraffinerien ausgeführt, um geläutert 
für den heimischen Gebrauch wieder zurückzukehren. Auf Veranlassung der Regierung haben die 
französischen Besitzer Ende Juli 1936 in Bor mit den Arbeiten zur Errichtung einer Elektro- 
raffinerie angefangen, die den Bedarf von Jugoslawien, Rumänien und der Tschechoslowakei 
(vielleicht auch der Balkanländer) an reinem Kupfer decken soll. Für das Kupfer soll Rumänien 
Petroleum liefern. Das Bergwerk Trepca, in englischem Besitz, ist sehr reich an Blei- und Zink- 
erzen (im Jahre 1936 betrug die Produktion 65662 t Blei und 77976 t Zinkkonzentrate). Die Ge- 
sellschaft wurde von der Regierung veranlaßt, Anlagen für die Umarbeitung von Erzen bis zu 
einem möglichst hohen Grade zu errichten, so daß künftig nur noch verarbeitete Erze ins Ausland 
exportiert werden. In gleichen Händen befinden sich auch die sehr ergiebigen benachbarten Berg- 
werke Kopaonik und Zletovo. 

Dem außenpolitischen Willen Stojadinowitschs, Jugoslawien die Unabhängigkeit und Handlungs- 
freiheit zu sichern, entspricht auch seine Absicht, auf handelspolitischem Gebiet freie 
Hand zu behalten. Am besten wird die Schwenkung in der handelspolitischen Haltung der Re- 
gierung Stojadinowitsch am italienischen Beispiel klar. Ende Oktober 1935 brachte Jugoslawien 
die sogenannten wirtschaftlichen Sanktionen gegen Italien zur Anwendung. Es bedeutete den Ver- 
zicht auf einen Export von rund einer Milliarde Dinar jährlich, denn die vergrößerten Einfuhr- 
kontingente, die England und Frankreich als Kompensation für den verlorenen italienischen Markt 
boten, waren nur ein sehr kleiner Ersatz. Die am 25. März 1937 von Stojadinowitsch mit Ciano 
abgeschlossenen politischen und handelspolitischen Abkommen zwischen Jugoslawien und Italien 
haben diese Periode vollständig abgeschlossen, und Italien hat es übernommen, die von ihm an 
Österreich und Ungarn auf Grund der Römischen Protokolle von 1934 gewährten Präferenzen auch 
Jugoslawien zuzugestehen. 

In der Zwischenzeit kam der Handelsumsatz mit Deutschland, gefördert durch den Handels- 
vertrag und die nachträglich abgeschlossenen wirtschaftlichen Vereinbarungen, immer mehr zur 
Entwicklung. Die deutsche Industrie beginnt insbesondere seit 1936 sich für den Markt in Jugo- 
slawien zu interessieren, und ihr Export wird von Tag zu Tag größer. Die Folge davon ist ein er- 
höhter Export jugoslawischer Erzeugnisse nach Deutschland. Im Jahre 1936 wurden 26 Handels- 
und Zahlungsverträge abgeschlossen. 1937 folgten Verträge mit den Nordländern und der Schweiz. 

Einen entscheidenden und von einem vorzüglichen Erfolg begleiteten Schritt hat Stojadinowitsch 
in der Frage desäußeren Zahlungsverkehrs getan. Seit Antritt der Regierung Stojadinowitsch 
wurde mit Deutschland, Italien, Österreich, Tschechoslowakei, Polen, Ungarn, Rumänien, Bul- 
garien, Türkei, Schweiz, Belgien, Frankreich die Bezahlung des Warenverkehrs auf dem Clearing- 
wege durchgeführt. Die übrigen Staaten bezahlten mit freien Devisen. Daraus hatte sich ein be- 
sonders großes Defizit im Warenverkehr mit England, Holland und den Vereinigten Staaten von 
Amerika ergeben. Stojadinowitsch stellte diesen gefährlichen Mangel Anfang April 1936 ab mit 
seinem neuen System der Einfuhrkontrolle für diese „Nichtelearing-Länder‘“. Diese Maß- 
nahme Stojadinowitschs, die dem dringenden Bedürfnis Jugoslawiens nach einer Verminderung 
der Einfuhr aus den Nichtclearing-Ländern und einer Erhöhung aus den Clearing-Ländern ent- 
gegenkam, hat sich äußerst segensreich ausgewirkt und zu einer Erhöhung der Ausfuhr jugoslawi- 
scher Produkte in die Nichtclearing-Länder geführt. 


Die Beschränkung der bulgarischen Maschineneinfuhr zur Verhinderung 
übermäßiger Industrialisierung 


Verordnungsgesetz für die Industrie 
In Kraft gesetzt durch Kgl. Erlaß Nr. 353 vom 15. August 1936. 


Artikel 13. 
I. Auf Vortrag des Ministers für Handel, Gewerbe und Arbeit und nachdem er die Stellungnahme 
des Industrierates eingeholt hat, kann der Ministerrat auf eine Zeitdauer von nicht länger als zwei 
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Jahren die Eröffnung und Erweiterung von Betrieben in dem gegebenen Industriezweige wegen 
Übersättigung in bestimmten Bezirken oder im ganzen Lande verbieten. ... 

II. Die Bestimmung des Ministerrats, durch welche in dem gegebenen Industriezweige Über- 
sättigung erklärt wird, darf nicht vor Ablauf eines Jahres zurückgenommen oder abgeändert 
werden. ... 

III. Der Zustand der Übersättigung in dem gegebenen Industriezweige kann für einen neuen 
Zeitraum in der festgesetzten Ordnung verlängert werden. 

Artikel 14. 

I. Der Industrierat äußert seine Meinung zu der Übersättigung in der Industrie, wenn er darum 
angegangen wird, sei es dienstlich oder auf einen an das Ministerium für Handel, Gewerbe und 
Arbeit gerichteten Antrag des zuständigen Industrie-Arten-Verbandes, begleitet von der begründe- 
ten Stellungnahme des allgemeinen Verbandes der bulgarischen Industriellen. ... 

Artikel 15. 

Wenn sich der Industrierat über die Frage der Übersättigungen in dem gegebenen Industrie- 
zweige auszusprechen hat, so geht er von der Feststellung aus, ob die vorhandenen Industrie- 
betriebe den Bedarf des Inlandsmarktes voll befriedigen können, wobei indes auch auf folgendes 
Rücksicht genommen werden muß: 

a) Bedürfnisse mit Rücksicht auf die Wehrmacht, 

b) Ausfuhrmöglichkeiten, 

c) Notwendigkeit stärkerer Konkurrenz zwecks Preisregulierung und 

d) unter Umständen die Folgen, welche die Erklärung der Übersättigung und die Einstellung der 
Eröffnung neuer Unternehmen auf die Preisbildung haben könnten, auch im Hinblick auf die Preise 
der gleichen Erzeugung in anderen Ländern. 


Der Ministerrat erklärte bereits folgende Industriezweige für übersättigt: im Januar 1936: 
Müllerei, Zuckerindustrie, Pflanzenöle (nur Nahrungs-, nicht technische oder medizinische); im 
Februar 1936: Reisschälereien, Glasindustrie, Nagel- und Schraubenindustrie, Drahtindustrie, 
Lederindustrie, Baumwollstoff- und Wollstoffindustrie; im Juli 1936: baumwollene Trikotagen- 
Industrie (ohne Einteilung in Ober- und Unterwäsche), Bierbrauerei, Fabrikspiritusindustrie, 
Fabrikessigindustrie; im Februar 1937: Röhrenindustrie, Posamentenindustrie (Essigbereitung ist 
nur als Industriebetrieb zugelassen, handwerkliche Herstellung ist verboten); im April 1937: 
Wollstreichgarnindustrie. Für Strumpffabrikation, Seidenweberei, Seidenfilaturen, Glasscheiben- 
industrie und Leimproduktion befinden sich Erlasse in Bearbeitung. 

Bis zum Inkrafttreten des Gesetzes vom 15. August 1936 erfolgte die Übersättigungserklärung 
auf Grund des Art. 36 des Gesetzes für die Elektrifizierung Bulgariens. 

Einfuhrpraxis: Es gibt keine Verordnung, die die Einfuhr von Maschinen für übersättigte In- 
dustriezweige verbietet. Die Bulgarische Nationalbank kontrolliert in ihren Kommissionssitzungen, 
aus welchem Lande die betreffenden Maschinen bezogen werden müssen. Sie darf aber nur eine 
Genehmigung ausstellen, wenn sie der sog. Industrierat beim Wirtschaftsministerium dazu be- 
auftragt. Der Industrierat setzt sich aus verschiedenen Abteilungschefs des Wirtschaftsmini- 
steriums, aus Vertretern der Handels- und Industriekammer und aus Branchenvertretern zu- 
sammen. Die Kommission des Industrierates tagt jeden Donnerstag mit einem Vertreter der 
Nationalbank. Beschwerden gegen die Entscheidungen sind an eine Extra-Reklamations-Kom- 
mission zu richten. Der höhere Industrierat beschäftigt sich. mit den Industriezweigen, die für 
übersättigt zu erklären sind. Dieser tagt einmal im Monat, und an ihm nehmen die Ministerial- 
direktoren, sehr oft die Minister persönlich, die Vertreter der Branchenorganisation, der National- 
bank und der Handels- und Industriekammer teil. Beschwerden gegen die Entscheidungen des 


höheren Rates, wie auch gegen die der Reklamationskommission sind direkt an das Verwaltungs- 
gericht in Sofia zu richten. 
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Hermann Groß: Südosteuropa — Bau 
und Entwicklung der Wirtschaft. Heft 1 
der Beihefte zur Leipziger Vierteljahrsschrift 
für Südosteuropa. Universitätsverlag von Ro- 
bert Noske, Leipzig 1937, VIII + 231 S. 

Hermann Groß, wohl einer der besten in 
Deutschland lebenden Kenner der Wirtschaft 
in Südosteuropa, ließ diese grundlegende Arbeit 
als erstes Beiheft zur „Leipziger Vierteljahrs- 
schrift für Südosteuropa‘ erscheinen; das ist 
die Vierteljahrsschrift des 1936 gegründeten 
Südosteuropa-Instituts der Universität Leip- 
zig, dem der Verfasser als Abteilungsleiter an- 
gehört. Der Name ‚‚Beiheft‘‘ trifft den inneren 
Umfang der Arbeit nicht ganz. Es handelt sich 
sowohl um ein vorzügliches Quellen- und 
Nachschlagewerk (dem wir allerdings ein 
gutes Sachregister gewünscht hätten) als auch 
um eine in der Spannung der Zeit schwingende 
Studie, die allenthalben Nahrung empfängt aus 
einer — den persönlichen Eindrücken des Sie- 
benbürgen Sachsen Groß entspringenden — 
höchst lebendigen Zustandsschilderung. Der 
„Abstand“ ist hinreichend groß gewählt, um 
die aus den zeitgebundenen statistischen Daten 
gewonnenenen Einsichten nicht allzu rasch 
überholt zu machen. Ohne Vergewaltigung 
werden die im Fluß befindlichen Entwicklungs- 
tendenzen kristallisiert. 

Nach Groß erhält Südosteuropa erst in der 
Neuzeit sein Gesicht: zwar nicht als ein in sich 
geschlossener, sich selbst tragender Wirtschafts- 
raum, wohl aber als ein Teilgebiet des ‚welt- 
marktwirtschaftlichen Gesamtraumes‘“. Die ge- 
meinsamen Triebkräfte, die den Balkan mehr 
und mehr von außen her als ein Ganzes er- 
scheinen lassen, werden erkannt vor allem in der 
Parallelität der gemeinsamen Wirt- 
schaftspolitik, besonders der Agrarpolitik, 
der Kapital- und Kreditpolitik, der Handels- 
und der Industrialisierungspolitik. Dem Balkan 
eignen weder eine einheitliche Oberflächen- 
struktur noch gleiche klimatische, bergbauliche, 
landwirtschaftliche oder gewerbliche Grund- 
lagen oder etwa aus dem rassischen, sozialen 
oder religiösen Bereich kommende Gemeinsam- 
keiten. Das entscheidend Verbindende ist die 
parallele Richtung in der Lenkung der einzelnen 
nationalen Wirtschaften. So kann Österreich 
und die Tschechoslowakische Republik begriff- 


lich mühelos aus dem südosteuropäischen Raum 
eliminiert und Ungarn eine Sonderstellung als 
„Übergangsland‘“‘ zugewiesen werden. 

Im Verlauf des Buches ist diese Gemeinsam- 
keit des wirtschaftspolitischen Handelns aller- 
dings nicht immer Ordnungsfaktor geblieben; 
gelegentlich geht der Bezug der Details auf sie 
in der Stoffülle unter. Noch ist zwar das Wirt- 
schaftsleben auf dem Balkan ein buntes Mosaik 
mit sehr vielfältigen Strebungen, und die Ten- 
denz der Straffung wird nur erst sympto- 
matisch sichtbar. Noch ist ungeklärt etwa die 
Rolle des Genossenschaftswesens, von der sich 
der Autor den einzigen Ausweg für eine Be- 
schaffung des bäuerlichen Kapitalbedarfs und 
für eine Ausweitung des inneren und äußeren 
Marktes verspricht. Doch hat überall schon die 
staatliche Wirtschaftspolitik bisher schlum- 
mernde Entwicklungskräfte aktiviert, etwa in 
Griechenland bei der Schaffung des ‚Staat- 
lichen Korinthensyndikats“, in Rumänien durch 
das „Nationale Ausfuhramt‘‘ mit seiner Stan- 
dardisierung für Obst und Eier, in Jugoslawien 
durch den Regieexport von Erzen oder durch 
die staatlich privilegierte Exportgesellschaft 
„Prizad“, durch deren Hände bereits 70% der 
gesamten Weizenausfuhr des Landes gehen. 
Alle diese Erscheinungen mit ihrem deutlich 
spürbaren Gewicht für die Gestaltung der 
außenwirtschaftlichen Beziehungen zeigen die 
„lenkende Hand des Staates‘, wachsend auch 
in ihrer Ausrichtung auf den Gedanken der 
staatlichen Sorge für die Totalität der Wirt- 
schaftsträger. Wir hätten diesen Tendenzen in 
der Großschen Arbeit eine noch stärkere Er- 
örterung gewünscht; selbst auf die Gefahr einer. 
Zurückdrängung der ausführlichen Behandlung 
individualwirtschaftlicher und individualkapita- 
listischer Züge. 

Die auf das im Südosten allgegenwärtige Be- 
völkerungsproblem eingehenden Kapitel zählen 
zu den besten Partien des Buches. Sie machen 
sehr richtig den Menschen des Balkans zur 
Grundlage der gesamten Strukturkritik. Die 
Bevölkerungsfrage ist das,,Kardinalproblem 
der südosteuropäischen Volkswirtschaften‘“, und 
nach den Wegen zu ihrer Lösung gliedert sich 
der Rest des Buches. 

Der Verfasser wollte offenbar — wie es der 
Untertitel „Bau und Entwicklung der Wirt- 
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schaft‘‘ andeutet — die Herausstellung eines 
gemeinsamen wirtschaftspolitischen Nenners 


nicht oder noch nicht allzu weit treiben. Die 
„Entwicklung“ ist sehr glücklich gedeutet, vom 
„Bau“ und den staatsmännischen „Bau- 
meistern‘‘ des. Südostens erfahren wir weit 
weniger; etwas mehr schon in dem Aufsatz des 
gleichen Autors im vorliegenden Heft. —Il— 


Erich Dittrich: Staatszerfall, Staatsneu- 
bildung und Wirtschaft, Untersuchung über 
die Probleme der Volkswirtschaftsbildung in 
Österreich und der Tschechoslowakei, Heft 2 der 
Beihefte derVierteljahrsschrift für Südosteuropa, 
Universitätsverlag Robert Noske, Leipzig 1937, 
VI-+ 1628. 

Eine vorzügliche Untersuchung mit einer sehr 
originellen und fruchtbaren Fragestellung, die 
gerade auch zur Erkenntnis der Beziehungen 
Staat und Wirtschaft sehr viel Nützliches bei- 
trägt. Es besteht eine ziemliche begriffliche Ver- 
wirrung darüber, was eigentlich die ‚Volks- 
wirtschaft‘ oder — wie man als Abgrenzung 
gegenüber politischen und administrativen Kräf- 
ten gern sagt — ‚die Wirtschaft“ ist. D., Leiter 
der Abteilung Tschechoslowakei am Südost- 
europa-Institut der Universität Leipzig, beant- 
wortet die Frage auf zweierlei Weise, einmal 
durch eine methodologisch-begriffliche Studie,die 
inhalt-und umfangmäßig einen beachtlichen Teil 
der Gesamtarbeit ausmacht, und zum anderen 
exemplifikativ-praktisch an den beiden ‚‚volks- 
wirtschaftlichen Individualitäten‘“, dienach dem 
Weltkrieg mit dem völkerrechtlichen Akt der 
Schaffung Österreichs und der Tschechoslowakei 
plötzlich „da waren‘. Deswegen hält sie D. für 
besonders geeignet, denn sie sind das Ergebnis 
eines Schnittes, es liegen mit ihnen keine ‚‚ge- 
wachsenen‘‘ Wirtschaftskörper vor. 

In der begrifflichen Studie werden diejenigen 
Merkmale erörtert, die eine wirtschaftspolitisch 
verstandene ‚Volkswirtschaft‘ ausmachen oder 
ausmachen können: Währungsgemeinschaft, 
Produktionsgemeinschaft (allgemeine Verkehrs- 
grundlage, Produktionsgemeinschaft im engeren 
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Sinne, außenwirtschaftliche Ergänzung), Finanz- 
gemeinschaft. Eine Betrachtung über den Be- 
griff der Volkswirtschaft bei Betonung des 
Wortteils „Volk“ schließt sich an. Nach einer 
Analyse der sprengenden und der zusammen- 
haltenden Kräfte in der Wirtschaftsstruktur der 
Doppelmonarchie und ihrer Kriegswirtschaft 
erörtert der praktische Teil das wirtschaftliche 
Werden der neuen Staaten. Dabei finden die 
theoretisch gewonnenen Begriffe Anwendung, 
wenn die Herausbildung neuer Währungs- und 
Produktionsgemeinschalten und die entspre- 
chenden wirtschaftspolitischen Formen in bei- 
den Ländern behandelt werden. Die sehr ver- 
dienstliche Arbeit kann allerdings nur der 
wirklich an den zentralen Fragenkreis Den- 
kende — nicht der unmittelbar an der gegen- 
wärtigen Wirtschaftslage interessierte Wirt- 
schaftsheobachter !— gut verwenden, denn für 
den Untersuchungszweck war es notwendig, die 
Erhebungen im wesentlichen auf die Jahre 
1918—26 zu konzentrieren. — sft — 


Statistisches Handbuch für den Bundes- 
staat Österreich. Herausgegeben vom Bun- 
desamt für Statistik, XVII. Jahrgang, Wien 
1937, Österreichische Staatsdruckerei, XI + 
216 + 24 8, RM 5.—. 

Daß Wien auf seinen Ruf als Heimat der 
klassischen Schule wirtschafts- und sozialsta- 
tistischer Erhebungen und Erschließungen nach 
wie vor Wert legt, merkt man auch diesem 
17. Jahrgang des vom Bundesamt für Statistik 
herausgegebenen Handbuchs an. Die Zahlenzu- 
sammenstellungen zeichnen sich aus durch eine 
ganze Reihe von technischen Verbesserungen 
(Übersichtlichkeit der graphischen Anordnung, 
etc.) und inhaltlichen Neuerungen (internatio- 
nale Übersichten, erste Zahlen über die öster- 
reichischen Berufsstände u. a.). Das Handbuch 
ist im April 1937 abgeschlossen und hat als 
letztes Berichtsjahr im allgemeinen 1935, doch 
sind in einer großen Anzahl von Tabellen auch 
schon die Ziffern für 1936 angegeben. —sft — 


a 


Mitarbeiter dieses Heftes; Dr. rer. pol. habil. Hermann Groß, Abteilungsleiter am Südost- 
europainstitut und stellv. Dir. des Inst. für Mittel- u. Südosteuropäische Wirtschaftsforschung 
a. d. Univ. Leipzig, Leipzig C1, Leplaystr. 5, I; Dr. Heinz Pentzlin, Warschau, Al. Ujas- 
dowskie 36 m. 3.; Milivoje M. Kostitch, Beograd, Rajiceva ul. 5.; Anschrift der Schrift- 
leitung: Schriftleiter Dr. Arnold Seifert, Leipzig C 1, Markt 4. 


FISCHER VON POTURZYN 


Einiges über die Grundfragen der Luftmacht 


Erst das 20. Jahrhundert trägt als besonderes Kennzeichen die Errungenschaft 
der Luftfahrt in die Weltgeschichte ein. Land- und Seewege, Länder und Meere liegen 
nun unter dem alles umfassenden ungeheuren Luftmeere, dessen Befliegung und Be- 
herrschung eine solche Fülle neuer wirtschaftsgeographischer und machtpolitischer 
Momente ergibt, daß nur bei einer zielbewußten Ausnutzung dieser sachlichen Gebiets- 
erweiterung den führenden Nationen ihre Macht erhalten bleiben wird. 

Man wird gegen diese Ansicht verschiedene Einwände haben. So vor allen Dingen, 
daß der Luftraum als solcher kein Gebiet dauernder Behauptung ist. Gilt aber dieser 
Einwand nicht auch gegen die See? Ausgeübte Seeherrschaft schließt in sich Macht 
und Einfluß auf die angrenzenden Landteile ein und umgekehrt. So wird sich auch kein 
Volk auf die Dauer behaupten, welches nicht alle Vorsorgen trifft, seine Lufthoheit 
auszuüben und auf seine Luftverteidigung bedacht zu sein. — Man wird weiter be- 
haupten, daß bei allem Fortschritt der letzten Zeit die Mittel im Dienste der Beherrschung 
des Luftozeans verhältnismäßig immer noch unvollkommen waren. Es wäre aber ver- 
hängnisvoll, wenn bei einer solchen Ansicht einem Zuwarten Raum gegeben würde, 
denn sicher wird einst diejenige Nation in den Besitz der vollkommenen Mittel treten, 
welche sich nicht gescheut hat, mit angeblich oder tatsächlich unvollkommenen Mitteln 
das Möglichste herauszuholen. 

Die Luftfahrt hat sich bei den großen Völkern in der letzten Zeit überall volle An- 
erkennung verschafft, aber erst — seit kurzem! Denn es ist nicht so, daß die sogenannten 
„alten“ luftfahrttreibenden Nationen gleich anfangs ein richtiges Bild von der um- 
wälzenden Bedeutung der Luftfahrt gehabt hätten. Es kam ja in dieser Hinsicht nicht 
auf einige tausend Kilometer Luftverkehrsstreckennetz mehr oder weniger an, es hatte 
da wenig Bedeutung, ob sich die Luftwaffe aus 50 oder 100 Staffeln zusammensetzte. 
Entscheidend ist das Vorhandensein oder Fehlen eines tatsächlichen Bewußtseins der 
Veränderungen des Weltbildes durch die Luftfahrt. 

Wenn jetzt in der ganzen Welt eine gewaltige Luftrüstung eingesetzt hat, wenn 
nunmehr das Zeitmaß der Entwicklung in der Handelsluftfahrt einen anderen Rhythmus 
erhalten hat, so ging dem ein Ereignis von besonderer politischer und militärischer 
Bedeutung voraus. Der Verlauf des italienischen Kolonialfeldzuges gegen Abessinien 
war das Anschauungsmittel gewesen, nach welchem alle großen Völker, besonders aber 
England, lernten. Man sah nun ein, daß eine starke Luftwaffe imstande ist, die geo- 


politischen Verhältnisse, die Rangordnung im Mittelmeer vollkommen umzustoßen 
unter Mißachtung großer Flottenverbände und Stützpunkte nach alter Art. Es hieß 
nun, Versäumtes in möglichster Raschheit aufzuholen, denn Verteidigung ohne zahlen- 
mäßig genügende Luftwaffe erschien selbst dem rückständigsten Staatsmanne nicht mehr 
möglich zu sein. So entstand ab 1936 für die „Dritte Dimension“ ein völlig neuer 
„Standard“. Wir haben es jetzt mit einer neuen Periode der politischen und militäri- 
schen Anschauungen über die Luftfahrt zu tun. Die Ära der Luftmacht bricht an... 
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. 2 | Land-Kriegsflugzeuge u. ihre Verwendung 


Die verschiedenen Kriegsflugzeugarten 


Die gegen Kriegsende vorhandene Vielzahl von Spezialflugzeugen wurde in den 
ersten Nachkriegsjahren weiterhin kräftig erhöht, solange noch keine klare Richtlinie 
für den taktischen Einsatz von Flugzeugen gewonnen war. Es erschienen beispielsweise 
Tag- und Nachtbomber, Tag- und Nachtjagdeinsitzer, schnelle Jagdeinsitzer und gut 
steigende Jagdeinsitzer. Diese Zeit der Spezialisierung wich einer Zeit der Einheits- 
typen, in der man glaubte, im Interesse der Mobilisierung, industriellen Fertigung und 
des Fronteinsatzes mit möglichst wenigen Einheitstypen auskommen zu sollen, die durch 
jeweils wechselnde Ausrüstung ihrem Spezialeinsatz angepaßt wurden, die Zeit der 
„Mehrzwecke“-Flugzeuge. Heute hat die Erfahrung gezeigt, daß aus diesem Kompromiß 
nur schlechte Leistungen für den Einzelfall gewonnen werden konnten. Die Luftwaffen 
von heute bestehen aus Spezialtypen, und die Notwendigkeit eines Typs wird aus der 
Notwendigkeit seines taktischen Einsatzes abgeleitet. 


Es sind dies noch eine ganze Reihe verschiedener und verschiedenartiger Flugzeuge, 
nämlich zu Land: 

Bomber, zum Bekämpfen der feindlichen Industrie und der Nachschublinien, 

Jagdeinsitzer zur Abwehr von Bombern, besonders von festen Verteidigungsplätzen aus, 

Kampfflugzeuge zum Schutz von Bombern gegen Angriffe in der Luft, 

Fernaufklärer zur strategischen Aufklärung im Hinterland des Feindes, 

Nahaufklärer zur taktischen Aufklärung in der Kampfzone, Truppentransporter für 
Truppenverschiebungen hinter der Front und Absetzen von Fallschirmtruppen im 
Feindesland, 
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See - Kriegsflugzeuge D.ihre Verwendung 


Schlachtflugzeuge zum Angreifen der feindlichen Erdkampfstellungen, zum Be- 
kämpfen von Kolonnen und Fahrzeugen in der Erdschlacht. 

Artilleriehubschrauber als Artilleriefeuerleitstand in der Luft. 

Zu Wasser: 

See-Mehrzwecke-Flugzeug zur Aufklärung und Bombenwurf gegen feindliche Ein- 
heiten und Stützpunkte, 

Sturzbomber zum Bombenabwurf im Sturzflug, besonders auf wehrhafte Gegner, 

Torpedoflugzeug zum Bekämpfen feindlicher Schiffe mit leichten Torpedos, 

Jagdeinsitzer zur Abwehr von Bombern und Mehrzweckeflugzeugen, 

Aufklärungsflugboot für Aufklärung und Fernaufklärung als selbständige Unter- 
nehmen, sozusagen Luftkreuzer. 

Ein Teil dieser Seeflugzeuge wird als Schwimmerflugzeug von Katapulten aus ver- 
wendet und landet auf dem Wasser, ein anderer Teil startet und landet auf dem Flug- 


deck besonderer Flugzeugmutterschiffe. 


Alle diese Flugzeuge lassen sich aber nach den wichtigsten Aufgaben der Luftstreit- 
kräfte in drei Hauptarten einteilen, nämlich: Angriffsverbände, Verteidigungseinheiten 


und Arbeitsflugzeuge. 


Das waren Proben aus dem in Kürze erscheinenden Werk 


FISCHER VON POTURZYN: 


| LUFTMACHT 


GEGENWART UND ZUKUNFT 
IM URTEIL DES AUSLANDES 


Etwa 220 Seiten mit 24 Zeichnungen wie den umstehenden, 


rund 40 großen Abbildungen auf Tafeln. In Leinen ca. 6.— 
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RUSSLAND BLICKT NACH ASIEN 


heute wie vor tausend Jahren. Die Häupter des mächtigen Nowgorod in der sagenhaften Früh- 
zeit, die Moskowiter-Großfürsten im Mittelalter, die Zaren des gewaltigen Rußland — sie alle 
haben Jahrhunderte hindurch die russische Expansion nach Osten vorwärtsgetrieben. Ruß- 
land marschiert heute wie seit Jahrhunderten in Asien, festigt seine Stellungen am Amur, 
an der mongolischen Grenze, in Sinkiang, an der pazifischen Küste! Die Hintergründe 
dieses Jahrhunderte währenden Ringens erschließt das soeben erschienene grundlegende Werk 


DR. JURI SEMJONOW 


Die Ereberin 
SIBIRIENS 


In diesem neuen Buch des Verfassers, der die bekannte volkstümliche Wirtschafts- 
Geographie „Die Güter der Erde‘ schrieb, lernt der überraschte Leser eine geschichtliche 
Entwicklung kennen, so abenteuerlich, so erfüllt von Wagemut und Heldentum, so Furcht- 
bar und so grausam, daß das meiste, was wir aus der Geschichte der Eroberer und Entdecker 
wissen, davor zurücktritt und verblaßt. In diesem Buche wirkt menschliche Leidenschaft 
von wahrhaft asiatischer Maßlosigkeit, lebt eine starke, mitreißende Spannung. Hier ist 
unvergleichlich vollendet „lebendige Geschichte“ verwirklicht! 396 Seiten starker Band; 
40 Bilder, 8 Karten, in Ganzleinen geb. 8 M 50, brosch. 7 M. VERLAG ULLSTEIN 


EIIEITENDUTTTEIEEN 
Ein neues Standardwerk 


über die Türkei von heute 


ENTSTAND DURCH DIE VOLLSTÄN- 

DIGE UMARBEITUNG UND NAHEZU 

1000/ ERWEITERUNG DER VERGRIF- 
FENEN 1. AUFLAGE DES WERKES 


DAS LAND 
KAMAL 
ATATÜRKS 


AUGUST R.v. KRAL 


EHEM. ÖSTERR. GESANDTER IN ANKARA 


350 Seiten mit 1 Register und 1 Karte 
Preis kart. RM 7.50, Ln. geb. RM 9.— 


Das „Berliner Tageblatt“ über die 1. Auflage: 
„In diesem Buch steht alles, was man an Tatsächlichem 
über die Türkei wissen möchte, von der Person des 
ersten Staatspräsidenten über die Revolution, die Er- 
richtung der türkischen Republik bis zu allen Neuein- 
richtungen, die dieser außerordentliche Mann in zwölf 
Jahren geschaffen hat. Stellung der Frau, Verwaltungs- 
reformen, Rechtspflege, Finanzwesen, öffentlicher Unter- 
richt, Landwirtschaft und Gewerbe; alles das ist da 
präzis geschildert, zuverlässig bis ins Letzte. Wer über 
türkisches Militär oder türkische Siedlungspolitik, über 
türkische Kunst oder Innenpolitik etwas Genaues wissen 
will, wird sich in den betreffenden Kapiteln aufs beste in- 
formieren. Dieses Buch hat bisher in Deutschland gefehlt.“ 


Die 2. Auflage hat fast den doppelten Umfang. 

Jedes einzelne Gebiet ist ausführlichst und unter 

Zugrundelegung der neuesten Daten behandelt. 

Ein ersch öpfendes Register erhöht den Wert des 
Buches als Nachschlagewerk. 
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Abgeichlofjen 


Durch den soeben erschienenen 
3. Band liegt nun vor 


Mayer-Kaindi-Pichegger 
Gefnirhte und Kulturleben 


Deutjhöfterreinhe 


vondenälteftendeitenbis nadydemWMelt£rieg 


3Leinenbände, zusammen 1140Seiten, 
in einer Geschenkkassette 


rm 29.— 


Das schönste Geschenkwerk 
für jeden Freund der Geschichte im 
weiten deutschen Raum 


Ihr Buchhändler liefert Ihnen auch jeden 
Band einzeln oder das Gesamtwerk auf 
Teilzahlung 


1. Band: don den älteften Zeiten bis 15% 
9. Band: Don 1596 bis 179% 
3, Band: Don 1792 bis nad) dem Wolterieg 


Verlangen Sie den Sonderprospekt! 


Einiges aus den zahlreichen Pressestimmen: 
Deutfhe Alademiferzeitung: „Das Bud) Lieft fi 
tiberaus leicht, Stil und die glüdliche Einteilung des Stoffes 
tragen das ihrige dazu bet, daß das vorliegende Werk zu den 
beften Büchern Hijtortiher Gefhichtsfhreibung zu zählen ift.“ 
Müncdhner Zeitung: „Das Wert, mie e3 heute vorliegt, 
erfüllt nicht nur alle Aufgaben einer umfalfenden Hiftortfchen 
Darftellung, e8 bewahrt fic) Daneben aud) nod) jene Sriiche 
und Begeifterungsfähigfeit, die notwendig find, um Ge- 
fhichte zu verlebendigen.” 

Tagblatt, Graz: „E3 ift wohl das am beften gefchriebene 
Werk über öfterreihifhe Gefhichte, das feit einem halben 
Sahrhundert erfchtenen tft.” 

Der Auslandbeutfhe: „Überfihtli) und ar mird 
der Stoff gemelitert.“ 


WILHELM BRAUMULLER 


UNIV.-VERLAG 
WIEN IX - LEIPZIG 


Ein Erfolgsbuch ersten Ranges 


J. D. Chamier 


Ein Fabeltier unferer Zeit 


Glanz und Tragödie Kaiser Wilhelm II. 
403 Seiten. Broschiert 5.75, Leinen 7.50 


ı. Tausend Nov. 1936 4.—7. Tausend April 1937 
2. Tausend Dez. 1936 8.—ı8. Tausend Juli 1937 
3. Tausend Feb. 1937 19.—30. Tsd. in Vorbereit. 


Deutsche Allgemeine Zeitung: ‚Es ist erstaunlich, wie der Engländer 
auch den deutschen Leser zu fesseln vermag.‘ 


Berliner Börsen-Zeitung: ‚Das Buch ist in seiner geistreichen Darstellung 
hochinteressant und lehrreich, nicht nur für den gebildeten Deutschen, der 
nach einem gerechten Urteil und nach der Erkenntnis der wahren Zusammen- 
hänge als Lehre für die Zukunft strebt, sondern auch für das Ausland, besonders 
England, dessen unklare Politik gegenüber Deutschland in jenen Jahren scharfe 
Kritik findet.‘ 


NeueFreie Presse, Wien: ‚‚DieSchilderung der Persönlichkeit desMonarchen 
ist ein charakterologisches Meisterstück.“ 


Jugend, München: ‚Alle jungen Deutschen, denen eine gesunde Entwicklung 
der Beziehungen zwischen den germanischen Brudervölkern England und 
Deutschland am Herzen liegt, mögen durch die Verbreitung dieses Buches 
Verantwortung beweisen.“ 


Reichsverband Deutscher Offiziere, Berlin: ‚Ein Engländer unter- 
nimmt es, diesem interessanten, sehr lesenswerten Buche die Zusammen- 
hänge der deutschen Politik von der Zeit Bismarcks bis zum Ende des Welt- 
krieges mit vollem Verständnis für die Lage Deutschlands und mit gesundem 
Urteil darzulegen.‘ 


Nation und Staat, Wien: „Von besonderem Interesse ist die glänzende 
Schilderung des Verhältnisses zwischen dem grimmigen gekränkten alten Löwen 
Bismarck und dem romantischen Einhorn Kaiser Wilhelm. Esist eineSchilderung, 
in welcher Kaiser Wilhelm rein menschlich genommen besser davonkommt als 
der gewaltige Kanzler und Schöpfer des Deutschen Reiches. Ausgezeichnet 
auch die Darstellung des Wechselspiels zwischen dem Kaiser und Bülow. 
Chamier ist der Ansicht, daß Bülow zwar der weitaus Schlauere, der weitaus 
Glattere und Gewandtere war, daß aber dem Kaiser weit mehr unverdorbener 
natürlicher Verstand und wahrhaft staatsmännischer Blick eignete... Aufjeden 


Fall ist das Buch ein wertvoller Beitrag zur Geschichte der Jahrhundert- 
wende.‘ 


Amalthea-Verlag- WienIV 
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DER ORIENT UND EUROPA 


Jmam Schamil 
Prophet und Feldherr 


Von Karl von Seeger. 310 Seiten mit 8 
Bildtafeln und einer Karte des Kaukasus. 
Geheftet 4.80 RM, Leinen 6.50 RM. 


Die Biographie des T'scherkessenführers, 
der um die Mitte des vorigen Jahrhun- 
derts im Kaukasus eine wichtige Rolle 
spielte, besitzt angesichts der Autonomie- 
bestrebungen, die sich seit dem Welt- 
krieg unter den islamitischen Völkern 
Vorderasiens in immer stärkerem Maße 
bemerkbar machen, eine aktuelle Bedeu- 
tung. Imam Schamil ist ein Vorfahre von 
Erscheinungen wie Ibn Saud und der 
Typ eines Nationalhelden in jenem voll- 
ständigen Sinn, wonach, wie bei der Jung- 
frau von Orleans, das Nationale mit dem 
Religiösen sich mischt; auch bei Schamil 
wird der eine Gefühlsbereich durch den 
anderen bedingt; beide stehen zueinan- 
der in einer unlösbaren, wechselseitigen 
Beziehung. Seeger schildert diesen Hel- 
den, die Mächte, die hier wirksam wur- 
den, das Rußland der damaligen Jahre, 
die zahlreichen Ereignisse und die groß- 
artige wilde Landschaft auf eine eindring- 
liche Art, diedas Fesselnde, Spannende und 
n Interessante mit einer gründ- 

lichen Sachkenntnis verbindet. 


Waßmuß 
Der deutsche Lawrence 
Auf Grund der Tagebücher und Aufzeich- 


nungen des verstorbenen Konsuls, deutscher 
und englischer Quellen und des unter glei- 
chem Titel erschienenen Buches von Chri- 
stopher Sykes bearbeitet von Dagobert 
von Mikusch. 332 Seiten mit 21 Tiefdruck- 
tafeln und einer Karte von Iran. Geheftet 
6.— RM, Leinen 8.20 RM. 


Dieromantische und heldische Geschichte, 
die hier erzählt wird, war in den Einzel- 
heiten eigentlich bisher nur den wenigen 
Kameraden des verwegenen und einfluß- 
reichen Mannes bekannt. Waßmuß hat 
jedoch über seine vielfältigen Erlebnisse 
genaue Tagebücher geführt. Einen großen 
Teil dieses Materials hat er in einer Höhle 
in Persien verborgen, als er aus dem Lande 
fliehen mußte. Von dort hat er in Gemein- 
schaft mit seiner Frau nach dem Kriege die 
Aufzeichnungen retten können. Durch 
Dagobert von Mikusch, der die Biographie 
bis aufs letzte betreut hat und dem manche 
bislang unbenützte Quellen zur Verfügung 
standen, ist nuneineinzigartiges Werk ent- 
standen, mit dem sich schon vor Erscheinen 
die große deutsche Presse beschäftigt hat, 
da die seltene kulturpolitische Bedeutsam- 
keitd. Buches überall anerkannt worden ist. 


PAUL LIST VERLAG LEIPZIG 


Jbrn Sau) 


König im Morgenland 
Von H.C. Armstrong. Deutsche Ausgabe 
von Paul Fohr und Dagobert von Mikusch. 
335 Seiten mit 8 Tiefdrucktafeln. Geheftet 
4.50 M., Leinen 6.50 M. 


Was dieser Wahhabitenführer Ibn Saud in 
Arabien geleistet hat, ist ganz erstaunlich. 
Er hat Europa gezwungen, mit altüber- 
lieferten Vorstellungen von der Wüste 
Arabien und ihren „räuberhaften‘‘ wah- 
habitischen Beduinen zu brechen. Aus dem 
Gebiet der Sippe Sauds ist heute ein 
großes arabischesReich geworden zwischen 
dem Roten Meer und dem Persischen Golf, 
das vor allem die heiligen Stätten der 
mohammedanischen Welt fest in der Hand 
hält. Ibn Saud kann daher die alte Eini- 
gungsidee des islamitischen Kalifats wieder 
erwecken und in den Dienst seiner politi- 
schen Ziele stellen. Über das eigentliche 
Reich Sauds hinaus geht ein Gefühl der 
Zusammengehörigkeit der ganzen arabi- 
schen Welt von dieser großen Persönlich- 
keit aus bis weit nach Westen in die Berge 
Algeriens und Marokkos. 
Deutsche Zukunft, Berlin 
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Praktifche Reditsanwendung und Auswirkungen 
aufRiedhtspflege, Verwaltung und Wirtfchaft 
Bon 


Amtsgerichtstat Der. Bofhan 


Preis: Leinen RM 12.— - Umfang: 406 Seiten 


RA. De. Ferdinand Mößmer, der Vorfigende des Familienrechtsausfchuffes, fchreibt 
in der „Zeitfhrift der Akademie für Deutfcheg Net” u. a.: 


„Das umfangreihe Buch bringt im wefentlichen eine vollftändige Zufammenftellung ber 
Gefege und Verordnungen, die der Verwirklihung der nationalfozialiftifhen Naffenlehre in 
der deutfhen Rechtfprehung feit der Machtergreifung dienen. — E8 wäre verfehlt, die Ar; 
beit lediglich alg eine Überficht über den gegenwärtigen Stand der Raffengefeßgebung be; 


geihnen zu wollen. Da und dort ift nämlich auch der bereits vorliegenden weiteren Reform; 
arbeiten Erwähnung getan, da und bort finden fich zutreffende Anregungen für die Gefeßes; 
auslegung und beachtenswerte Vorfchläge für die künftige Nehtsgeftaltung. — 
Ein weiterer unfohäßbarer Vorteil ift darin zu erbliden, daß der Verfaffer e8 nicht verfäumt 
hat, grundlegende gerichtliche Entfcheidungen anzuführen und in einem befonderen An; 
hang auch den Tert der im Hauptteil behandelnden Gefege, Verordnungen und Minifterials 
erlaffe wiederzugeben. Diefe unbeftreitbaren Borzüge des Buches laffen eg wün; 
[hensmwert erfheinen, daß es in die Bücherei aller Behörden und Par; 
teiftellen und nicht zulegt aller NRehtswahrer Eingang finder.“ 


Deutfher Redhts-Derlag, Berlin W 35 


Sch beftelfe bei der Buchhandlung: 
oder direft beim Deutfhen Redts-Verlag G.m.b.fi., Berlin W 35, Aildebrandftrtafe 8 
Erpl. NS. Raffen und Familiengefeßgebung. Preis AM 12.— 
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IM OKTOBERHEFT 
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DUCE IN DEUTSCHLAND 


Reichsminister Dr. Hans Frank 


Botschafter von Hassell 


Virginio Gayda, Direktor des „‚Giornale 


d’Italia‘“ 
Generalleutnant a. D. v. Metzsch 
Das Oktoberheft enthält weiter Beiträge 
von Georg Bratianu, Sir ArthurEddington, 
R. A. Schröder, Louis Gillet, William 


Saroyan u.a. 
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In allen Buchhandlungen erhältlich 
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Die Arier 


Herkunft u. Gefchichte des arifhen Stammes 
Das Werk berichtet über 
39009 Jahre arifcher Gefhicte 


Es gibt ferner Auffchlüffe über die 3 verfjchiedenen 
Gottheiten des alten Zeftaments: Gottvater, 
Zahwe, El Schaddai, über den Urfprung der 
Religionen und das Werben des Gottesglaubens, 
über den Sintbrand, über die Sintflut und viele 
fonftige biblifhe und andere Überlieferungen ber 
Dorzeit, über den Moloch- nder Zeufelsdienit, 
über ben Unterfchied zwifchen den jüdijchen und 
hriftlihen und den germanifchen Priejterfchaften, 
über die Bedeutung und Entftehung der Runen 
und Sippennamen jowie des Hatenfreuges, über 
die Ungleichheit der Menfchenraffen, über bie 
Zufammenhänge der Rulturen in der Alten und 
Neuen Welt. 
480 Seiten, Großottav, mit Abbildungen und 
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BERLINER MONATSHEFTE 


ZEITSCHRIFT FÜR NEUESTE’GESCHICHTE 


HERAUSGEGEBEN VON 


AUGUST BACH 


FÜNFZEHNTES JAHR - 1937 


Die Vorgeschichte des Weltkrieges, die politische Geschichte des Welt- 
krieges und die Geschichte der machtpolitischen Neugestaltung Europas 
durch die Auswirkungen der Pariser Voorortverträge von 1919 bilden 
die drei großen Forschungsaufgaben der „Berliner Monatshefte““. Durch 
Darstellungen hervorragender Historiker, durch Erinnerungen und 
Aufzeichnungen führender Staatsmänner und Politiker, durch Er- 
schließung wichtiger dokumentarischer Quellen vermitteln die „Berliner 
Monatshefte‘“ eine umfassende und vertiefte Kenntnis der Geschichte 
vom Frankfurter Frieden 1871 bis zur jüngsten Vergangenheit. 
Monatsbericht, Buchbesprechungen und Bücherschau unterrichten über 
alle wesentlichen Veröffentlichungen zur Geschichte der neuesten Zeit 
in Presse, Zeitschriften und Literatur des In- und Auslandes. 


Bezugspreis: Vierteljährlich 2.50 RM 
Probeheft kostenlos und unverbindlich! 
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Postschließfach 65 
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Volksgruppe 


In Österreich nach zweijährigem Verbote wieder zugelassen! 


Aus dem Inhalt des Oktober-Heftes: Appell des Monats: Erziehung durch Politik / A. Z.: 
„Deutschland und die Tschechoslowakei“ / O. Leiper: Die sudetendeutschen Volksschutz- 
gesetze finden tschechische Kritiker / Dr. E. W.: T. G. Masaryk und die deutsch-tschechische 
Frage / Karl Anton Prinz Rohan: Die Ergebnisse des Parteitages der Arbeit / Walter Flex: 
Wallensteins Antlitz / Circumspex: Die Achse schafft neues Gleichgewicht / Abg. Ernst Kundt: 
Zur innerpolitischen Entwicklung während der Parlamentsferien / Sudetendeutsche Zeittafel / 
W.B.: Fernost in Schwebe. Nach der Beschlagnahme 2. Auflage! 


48 Seiten Großoktav, Einzelheft RM —.60; Bestellungen fürs Ausland durch jede Buchhandlung 
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Beyer-Verlag-Leipzig 


LÄNDER UND VÖLKER 


BAND I 


Deutfchland ift wieder eine Weltmacht geworden. Der Gtolz, den jeder 
Deutfche darüber empfinden foll, verpflichtet ihn, namentlid) die deutfche 
Sugend, fi) fo weit wie irgend möglich zuverläffiges Wiffen um die 
Länder und Völker außerhalb der deuffchen Grenzen zu verfchaffen. 
Wir haben aus diefer Erkenntnis heraus in Verbindung mit der Ge: 
fellfhaft für Länderfunde eine Schriftenreihe „Länder und Bölfer“ be- 
gonnen, die in Eurzen, aber erfchöpfenden Darftellungen vom Standpunkt 
des Deutfchen aus eigener Anfhauung und genauer Gadjkenntnig das 
notwendige Wiffensmaterial liefert. Es liegt vor 


kampfplati Oftafien 


Politik und Goldaten an den Ufern des Öelben Illeeres 


Bon 


Wolf Schenke 


Der Berfaffer ift erft vor furzerm von einem längeren Sorfhungsaufent- 
halt in China, Japan und Mandfchukuo zurüdigekehrt und jegt als 
Gonderberichterftatter des „Bölkifhen Beobadhters“ in das Kampf: 
gebiet entfandt. rn feinem Buch umreift er auf Grund eigener Kennt: 
niffe und Erlebniffe in Flarer und feffelnder Sorm die Entwidlung und 
Sage der Staaten im Zernen Often, leuchtet in die Hintergründe der 
blutigen Auseinanderfegungen hinein, die für den Abendländer oft zu- 
fanmenhanglos und widerfpredhend erfcheinen. Zahlreiche Karten und 
Bilder veranfhaulidhen den Tert und erleichtern wefentlicy das Ber: 
ftändnis der Borgänge auf diefem geopolitifhen Kraftfeld. Als An: 
bang ift dem Buch eine zufammenfaffende Überficht über die wichtig- 
ften Borgänge im Sernen Often feit 1839 beigefügt 


Format Din A 5, bergestellt auf Kunstdruckpapier 
im Kartoneinband, Preis RM. 2.jo 


VERLAGSANSTALTOTTO STOLLBERG, BERLIN W9 


C.S.R. 


Die ungeheuerlichen Dorfälle in Teplig haben im Reid) das 
Echo gefunden, das fie verdienten. Die deutjche Prejje hat der 
Mufterdemofratie Prager Konfefjion Kar und deutlich zu ver- 
itehen gegeben, daß die enöloje Kette von Demütigungen und 
Bejcdjimpfungen des Sudetendeutjchtums nicht widerjtanöslos 
hingenommen wird. Prag muß wiljen, daß Wejen und Ent- 
itehung des tichechifchen Staates im gejamten deutjchen Dolf 
weit genug befannt find, um das Dorgehen gegen das Sudeten= 
deutjchtum richtig deuten zu können. Die beiden ehemaligen 
Sührer der judetenländiihen DNSAP, Rudolf Jung! und 
hans Krebs, haben mit ihren großen Erinnerungswerfen 
dafür Sorge getragen, daß die Lüge vom tichechijchen Hational- 
ftaat in der Welt nicht mehr geglaubt wird. Und ebenjo wie 
dieje Derfion ift auch die andere zerjtört worden, die von den 
Leiltungen der heldenmütigen Tichechen im Abwehrfampf 
gegen den Boljhewismus. Der weißrufjiiche General Kon= 
itantin W. Satharow?® hat hierzu fo reichhaltiges Beweis- 
material für das Gegenteil vorzulegen, daß aud) die jchönjten 
Propagandabriefmarfen der Welt nicht mehr das Gejicht ver- 
blenden fönnen. Lüge, Raub und Terror halfen diejen Staat 
aufrichten. Die gleihen Mittel follen ihn heute erhalten. 


1Rudolf Jung, Die Tihehen. Taufend Jahre deutjch-tichehiiher Kampf. Berlin 1937, 
227 Seiten, Preis RIN 4.80 Eart. 

2 Hans Krebs, Kampf in Böhmen. Berlin 1956, 228 Seiten, Preis RIM 7.50 geb. 

2Konitantin W. Satharow, Die tihecdijchen Legionen in Sibirien. Berlin 1936, 143 Seiten, 
Preis RN 5.20 Leinen. 


Volk und Reich Verlag G.m.b.f., Berlin Wo 


Der weiße Kampf um Afrika erfüllt heute mehr als je das politische 
und wirtschaftliche Denken der Welt. Denn die Kolonialfrage kann nicht 
ruhen, solange nicht auch bezüglich der Kolonien der Irrsinn von Ver- 
sailles erkannt und abgestellt ist. Wie dieser Kampf im Ablauf der kolo- 
nialen Tätigkeit der weißen Rasse sich gestaltet hat, wieEngland, Frank- 
reich, Belgien, Spanien, Portugal, Italien und vor allem wir 


Deutsche selbst ihn geführt haben, berichtet mit den unbestechlichen 

Zeugnissen der Geschichte das Werk, das unter dem Titel „Der weiße 

Kampf um Afrika‘ erscheint. Soeben ist der erste Band, der die englische 
Kolonialarbeit in Afrika schildert, unter dem Titel 


Englands 
afrikanifches 


Imperium 


Von 
Oskar Barftedt 


erschienen. Wie ist der englische Besitz in Afrika entstanden? Mit welchen 
Methoden hat England ihn entwickelt? Wie hat es sich mit den Einge- 
borenen abgefunden ? Welche Erfolge hat es im Kampf gegen Tropenkrank- 
heiten und derlei erzielt? Was bedeuten alle die zahlreichen Besitzungen 
jetzt wirtschaftlich und politisch? Darauf gibt dieses Werk die Antwort. 


524 Seiten, Leinen mit farbigem Schutzumschlag 


Preis RM 15.- 


VERLAGSANSTALT OTTO STOLLBERG, BERLINW9 


Atlas 
der Deutichen 
Volkskunde 


Serausgegeben mit Unterftüzung der 


Deutfchen Forfchungsgemeinfchaft 


von 


Heinrich Harmjanz und Erich Röhr 


J. Rarten- Lieferung: 


23 ein- und mebrfarbige Rarten. Größe 69,5:70 cm. Maßfiftab I:2000000. 
Dreis: RT 3.80. SErfheinungstermin: 20. Oftober 1937. 


Die Beftellung der J. Kieferung verpflichtet zur Ubnabme des ganzen Werkes. 
Vorgefeben find 6 Kieferungen (je AMT 3.80) mit insgefamt etwa 150 Rarten. 
Diefe 6 Kieferungen follen innerbalb von 2 Jabren eriheinen. 


Die Rarten werden ausgegeben: ]J. Ungefnidt in einer Papprolle. |Hlebrpreis 
je Lieferung RM 0,20. 2. In der Mitte einmal gefaltet in einer Mappe. 
Mehrpreis je Lieferung AM 0.40. VDerfansfoften werden berechnet. 


Der Atlas, deffen Rarten von der gefamten Volfsforfchung feit langer Zeit 
gewünfct werden, ift ein einzigartiges Quellenwerk für die deutfche Volfs- 
Funde. Die Rarten baben für jeden Volksgenoffen und für jeglihe Schulungs- 
arbeit allergrößte Bedeutung, weil fie das Wefensgefüge des deutfchen vDolks- 
tums in einer bisher nit gefannten Weife veranfbaulihen. Der Atlas der 
deutfcben Dolfsfunde wird zu einer gefbichtliben Quelle, die ibren unein- 
gefchränften Wert für alle nahfolgenden Befhlebter behalten wird. 
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VERLAG VON S.HIRZEL IN LEIPZIG C1 


Als Neuauflage, 


bedeutend erweitert, erschienen unsere für das Verständnis der kultur- 


politischen Fragen im deutschen Südosten unentbehrlichen beiden Bücher: 


Erwin Stranik 


öfterreichs Deutfche Leiftung 


Eine Kulturgeschichte des Südostdeutschtums 


Ganzleinenband RM 7.20 


Deutsche Zukunft, Berlin: ‚Das Werk verdient beste Empfehlung, als ein 
Führer zum ‚unbekannten Österreicher‘, wie er uns bislang immer gefehlt hat. 
Man nimmt das Buch am besten wie eine universale Führung eines gescheiten 


Cicerone auf.“ 


Geopolitik: „In ganz Deutschland sollte dieses Buch allerweiteste Verbreitung 
finden. Es ist ein wertvoller Baustein für die gesamtdeutsche Volksgemeinschaft 
und selber ein nicht dankbar genug zu begrüßendes Stück von ‚Österreichs 
deutscher Leistung‘.“ 


Das Buch wurde in die NS.-Bibliographie aufgenommen. 
Adalbert Schmidt 


Deutfche Didytung in Öfterreich 


Eine Literaturgeschichte der Gegenwart 


Ganzleinenband RM 4.80 


Reichssender Königsberg: ‚Das Buch ist wertvoll als die erste, von modernen 


Anschauungen beherrschte Darstellung der Gegenwartsdichtung Österreichs.“ 


Frankfurter Zeitung : ‚Wir müssen der Schmidt’schen Literaturgeschichte hohes 
Lobzollen, vor allem für die klare, übersichtliche Gestaltung des bunten Stoffes.“ 


| ef) Adolf £ufer Verlag - Wien -» Leipzig 


Kurt Vowinckel Verlag GmbH., Heidelberg-Berlin — Druck: S i, Leipzig rtli 

\ : Spamer A.-G., Druckerei, L => i 
für den Inhalt: Professor Dr. Karl Haushofer, Generalmajor a. D., München O 27. Kelbeiger Str ae 
leitung: Kurt Vowinckel, Heidelberg, Schriftleitung für die Beilage „Welt-Rundfunk“: i y 5 


r e eidell } : Dr. Kurt Wagenführ, - 
burg 4 — Verantwortlich für die Anzeigen: Hans Boehm, Heidelberg — Durchschnittsauflage ee 
Zur Zeit P.L. 4 gültig 


DIE ZEITSCHRIFT FÜR GEOPOLITIK 


IN DER WELT 


Folgende Buchhandlungen führen die Geopolitik, so daß Sie dort die Hefte einsehen 


‘ 


AMERIKA 
Westermann Co. Inc. B, 
24 West agth Street, New York 


BULGARIEN 


Deutsche ha sdiens Erich Treller 


Zar Oswoboditel 14, Sofia 
CHINA 
Noessler & Co., Max 
331 Kiangse Road, Shanghai 


DÄNEMARK 
Kongelige Hof boghandel 
Andr. Fred. Host & Son A. G. 
Bredgade 35, Kopenhagen 


ESTLAND 


Buchhandlung F. Wassermann 
Postkast 121, Tallinn 


FINNLAND - 1 
Akateeminen Kirjakauppa 
Helsingfors | 

FRANKREICH 
‚Au Pont de L’Europe 
17 Rue Vignon, Paris VIII 


JAPAN 
Maruzen Comp. Ltd. 
-6 Nihonbashi, Tokio 
Mitsukoshi Limited Book Department 
P.0.Box 415 (Central), Tokio 


JUGOSLAWIEN 
St. Kugli, Buchh. d. südslaw. Akademie 
u. d. Königl. Universität 
Dliica 30, Zagreb 
Buchhandlung F. Pelikan 
Kralja Milana 6, Belgrad 


MITTELAMERIKA 
Libreria Cosmos E. Schoenstedt 
6. Avenida Sur, Guatemala _ 


MITTLERES SÜDAMERIKA 
Santiago de Chile 
Casilla de Correco 2851 
Libreria Lacorona 


Diese Liste wird laufend ergänzt 


können, einzeln kaufen und für fortlaufenden Bezug bestellen: 


NIEDERLANDE 


Buchhandlung W. J. van Hengel 

Hoogstraat 385, Rotterdam 

Meulenhoff & Co. 

Rokin 44, Amsterdam C 
NORWEGEN 


 Narvesens Kioskkompani, A.S. 
Oslo - 


ÖSTERREICH 


Lenobel, Josef 
Seilerstätte 22, Wien I 
Pirngruber, R 
Landstr. 34, Linz/Donau 
Buchhandlung Rudolf Lucek 
Augustinerstr., Wien I 
POLEN. 
Buchhandlung B. Westphal 
Szeroka 10/12, Torun 
RUMÄNIEN 
„Cartea Romäneasca“ S. A. Secfia 
Carfi Straine B-dul Reg. Carol I 
No. 3, Bucuresti I 
SCHWEIZ 
Naville & Cie Messrs. 
1 Place du Lac, GenfI 
SÜDAMERIKA 
Libreria Goethe de Storch 
.y Dolick, Maipü 412 
. Buenos Aires 
Libreria Lehmann & Cia 
Apartado 147, San Jose de Costa Rica 


TÜRKEI 
Universal Buchhandlung Andr. Kapps 
Postfach 1358, Istanbul-Galata 


TSCHECHOSLOWAKEI 
Sudetendeutscher Verlag Franz Kraus 
Buchhandlung, Schützenstraße 30 
Reichenberg 

UNGARN 
Grill’sche Buchhandl. R. Gergelja O. 
Dorottya-Ucca 2, Budapest V 


Herausgeber Baldur von Schirach - Die politifche Führerzeitfchrift der 
jungen Generation vermittelt der Öffentlichkeit die Gedanken der deutfchen 
Jugend in allen politifchen, kulturellen und mweltanfchaulichen Fragen 


Vierteljahrsbezugspreis RM. 1,80 zuzüglich Bestellgeld 
Bestellungen durch alle Buchhandlungen und beim Zentralverlag der 
NSDAP., Franz Eher Nachf. GmbH., Berlin SW 68, Zimmerstraße 87-91 
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